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Wer mit bayerischer
Kommunalpolitik
und mit
Wirtschafts- und
Umweltfragen
zu tun hat,
der braucht die

Bayerische
Gemeindezeitung

als umfassende
Informationsquelle
für Kommunalpolitiker
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Maßnahmen für
aktiven Jugendschutz
Gemeinsam mit Polizei und Landratsamt ha-
ben die Gemeinden des Landkreises Günz-
burg das Projekt „1+3 aus
10“ ins Leben gerufen. Seite 15

Hubert Hafner:

Zeichen gegen
neonazistische
Strömungen
Der Initiator der Aktion
„Bücher aus dem Feuer“ Seite 13

Gerhard Schmitt-Thiel:

Vorbildlicher
Bürgerservice
Die Schweinfurter Oberbürgermeisterin
freut sich über den begehrten BayernOnline-
Preis, mit dem ihre Stadt aus-
gezeichnet wurde. Seite 6

Gudrun Grieser:

Ein Wort kommt wieder in
Mode: Patriotismus. Und
der hat nichts mehr mit der
Vergangenheit gemein - siehe
Fußballweltmeisterschaft.
Nicht umsonst empfiehlt der
französische Politologe Al-
fred Grosser aus vollem Hals
zu singen: „Einigkeit und
Recht und Freiheit.“ Alles
andere sei eine Trauer, die
sich nicht ziemt, angesichts
einer Zukunft, „die viel ge-
wisser ist als die der meisten
Länder der Welt“.      Seite 15

Herzlicher Empfang in Bayerns WM-Quartieren:

Die Welt zu Gast
bei Freunden

Wer wohnt wo? Gerade der Freistaat darf sich über be-
sonders viele Nationalmannschaften während der WM
2006 freuen. Allein sieben der insgesamt 32 Teams haben
sich in Bayern ihre Stammquartiere ausgesucht, wobei die
Region Mainfranken am gefragtesten ist. Neben Mitfavo-
rit Argentinien, der seinen „WM-Sitz“ in Herzogenaurach
hat und dem deutschen Gruppengegner Ecuador (Bad
Kissingen), logieren auch die Teams von Ghana (Würz-
burg), Kroatien (Bad Brückenau), und Tunesien (Schwein-
furt) in fränkischen Landen. Paraguay im oberbayeri-
schen Oberhaching und Togo im schwäbischen Wangen
ergänzen die Reihe bayerischer Unterkünfte.

Schon längst bevor sie ihre
Hüte in die Menge warfen, hat-
ten die Nationalspieler Ecuadors
die Bevölkerung Bad Kissingens
auf ihrer Seite. Etwa 2.000 Neu-
gierige sowie Fußballfans beju-

belten auf dem Marktplatz die
Ankunft der Südamerikaner in
ihrer WM-Quartierstadt. „El
Ecuador mi vida, el fútbol mi pa-
sión, la copa mi meta“ (zu
deutsch: „Ecuador ist mein Le-
ben, der Fußball meine Leiden-
schaft, der Cup mein Ziel“) stand
auf dem Gefährt, das das Team
nach Unterfranken brachte. „Bis
ins Halbfinale kommt die Mann-
schaft, wenn möglich wird sie
der neue Weltmeister“, brachte
Oberbürgermeister Karl-Heinz
Laudenbach seinen Wunsch für
die WM zum Ausdruck.

Jahrhundertchance

„Wir haben lange darauf hin-
gearbeitet. Heute ist der Funken
auf Bad Kissingen übergesprun-
gen“, freute Laudenbach die Be-
geisterung, die dem National-
team Ecuadors entgegenschlug.
„Wir werden uns diese Jahrhun-
dertchance nicht entgehen las-
sen“, zeigte sich der Rathauschef
überzeugt. Mit vollem Einsatz
werde seine Stadt den Fußbal-
lern und dem Rest der Delegati-

Bayerische Verwaltung für Ländliche Entwicklung:

Kommunale
Allianzen im Fokus
25. Fachtagung in Passau mit rund 600 Experten 

aus dem In- und Ausland 
Der ländliche Raum steht vor großen Herausforderungen,
von denen viele am wirkungsvollsten mit umfassenden
und gemeindeübergreifenden Handlungsansätzen gemei-
stert werden können. Die integrierte ländliche Entwick-
lung führt vielfältige Interessen im ländlichen Raum zu-
sammen und kann Ökonomie, Ökologie und soziale Er-
fordernisse durch umfassende Betrachtungen und Hand-
lungsansätze miteinander vernetzen. Diese Überlegungen
wurden im Rahmen der diesjährigen Fachtagung der
Bayerischen Verwaltung für Ländliche Entwicklung in
Passau unter dem Motto „Zusammenarbeit schafft Per-
spektiven - Integrierte ländliche Entwicklung“ gemeinsam
mit rund 600 Betroffenen, Experten und Praktikern aus
ganz Europa vertieft.

Nachdem Dr. Hartmut Fritz-
sche, Stellvertretender Leiter der
Bayerischen Verwaltung für
Ländliche Entwicklung, ein-
gangs darauf verwiesen hatte,
„dass die Gemeinden für uns ein
zentraler Partner bei unserer Ar-
beit für den ländlichen Raum
sind“ und er sich deshalb umso
mehr über die Anwesenheit zahl-
reicher Kommunalpolitiker aus
dem In- und Ausland freue,
nahm Josef Huber, Amtschef im
Bayerischen Staatsministerium
für Landwirtschaft und Forsten
in Vertretung von Staatsminister
Josef Miller zum Thema „Länd-
liche Entwicklung für ein mo-
dernes Bayern“ Stellung.

Die Dörfer verändern sich

Huber betonte, dass die Rah-
menbedingungen für die ländli-
chen Räume tiefgreifenden Ver-
änderungen unterliegen. Lange
Zeit sei der Auslöser hierfür vor
allem der landwirtschaftliche
Strukturwandel gewesen. In letz-
ter Zeit wirkten sich aber immer
deutlicher Entscheidungen wie
die EU-Erweiterung, die Globa-
lisierung der Märkte sowie das
Entstehen von Metropolregionen
und Clustern auf die Entwick-
lung der ländlichen Räume und
der Dörfer aus. Die Zunahme
des inzwischen weltweiten Wett-
bewerbs und dadurch bedingt die
Verstärkung der Waren- und
Handelsströme mit dem damit
verbundenen hohen Verkehrs-
aufkommen sowie die Auswei-
sung von Siedlungs- und Gewer-
begebieten veränderten die
Struktur der Dörfer in immer
größerem und zunehmend sicht-
barem Ausmaß. 

Überlagert würden diese Ver-
änderungen durch eine unausge-

wogene demographische Ent-
wicklung, betonte Huber. Die
Dorfkerne drohten zu veröden,
während an den Rändern neu ge-
baut und dadurch Land ver-
braucht werde. Gerade diese
Vielschichtigkeit der Entwick-
lungen stelle für die ländlichen
Räume eine große Herausforde-
rung dar - und dies in Zeiten
knapper öffentlicher Haushalte. 

Gestaltende und 
aktivierende Maßnahmen

Um das große Potenzial der
ländlichen Räume auszuschöp-
fen, seien gestaltende und akti-
vierende Maßnahmen erforder-

(Fortsetzung auf Seite 4)

Sparkassentag in Bamberg:

„Erfolgreich
voraus“

Die 77 bayerischen Spar-
kassen sowie ihre Töchter und
Verbundpartner sind im Frei-
staat Bayern nicht nur fest
verankert, sondern als Finanz-
gruppe der Marktführer.  „Er-
folgreich voraus“ lautet das
Motto des diesjährigen Baye-
rischen Sparkassentages, der
am 29. Juni 2006 in Bamberg
stattfindet. Als Gastredner
werden Bundeswirtschaftsmi-
nister Michael Glos, der baye-
rische Finanzminister Prof.
Dr. Kurt Faltlhauser und der
Europaparlamentarier Alex-
ander Radwan erwartet. Da-
bei geht es unter anderem um
die wirtschaftlichen Zukunfts-
perspektiven Deutschlands,
aber auch um das so genannte
„Drei-Säulen-System“, das die
deutsche Bankenlandschaft in
private, öffentlich-rechtliche
und genossenschaftliche Kre-
ditinstitute gliedert. Dr. Sieg-
fried Naser, Geschäftsführen-
der Präsident des Sparkassen-
verbandes Bayern, wird in
seiner Begrüßungsrede die
aktuellen sparkassenpoliti-
schen Positionen darstellen. 

In Nürnbergs bunter Innenstadt gab es vor dem Spiel Trinidad
und Tobago gegen England einen Karnevalsumzug der Tribago-
nians. Allerorten herrschte beste Stimmung - die befürchteten
Aggressionen der englischen Hooligans blieben der Frankenme-
tropole erspart. Foto: Heinz Wraneschitz

on den Aufenthalt in Bad Kissin-
gen so angenehm wie möglich
machen. „Wir fühlen uns schon
wie in Ecuador“, betonte der
Präsident des Fußballverbandes,
Luis Chiriboga, und versicherte,

auch für Bad Kissingen spielen
zu wollen.

Mehrere hundert Schaulustige,
viele mit rot-weißen Trikots,
Schals und Halbmond-Fahnen

(Fortsetzung auf Seite 2)

Es ist wieder soweit: Die Zeit der großen Spiele hat begonnen: Das Tittmoninger Burgfest begeis-
terte seine Besucher bereits an den Pfingsttagen. Abertausende von Besuchern erwarten die Or-
ganisatoren zum Ritterturnier auf Schloß Kaltenberg - am 29. Juli mit einer Extra-Ausgabe der
weltberühmten Pferdegala Apassionata -, zum Frundsbergfest in Mindelheim, zum 1100. Ge-
burtstag von Volkach (vgl. Seite 13) oder beim dreitägigen Spektakulum auf der Harburg (unser
Bild zeigt den Umzug im vergangenen Jahr). Zu einer Reise ins Mittelalter laden die Schwaben
beim 6. Burgfest vom 14. bis 16. Juli. Über 300 Akteure lassen die Zeit der Landsknechte, Ritter
und Bogenschützen, der Spielleute, Gaukler, Minnesänger, Märchenerzähler, Hexen und Zaube-
rer aufleben und unterhalten mit stilechten Vorführungen und mitreißenden Darbietungen.
Außerdem schaffen ein großes Landsknechtslager vor der Burg mit Waffenschmiede und Bade-
zubehör, Landsknechtmusterung und Malefizgericht sowie ein umfangreicher Handwerker- und
Zunftmarkt mittelalterliches Ambiente. Foto: Harburger Burgfest
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Bürgermeister Hermann Linder
92705 Leuchtenberg

am 7.7.

Bürgermeister
Maximilian Schöner

85092 Kösching
am 28.6.

ZUM 50. GEBURTSTAG
Bürgermeister

Norbert Beutmüller
86647 Buttenwiesen

am 5.7.

Oberbürgermeisterin
Inge Aures

95326 Kulmbach
am 10.7.

Bürgermeister Peter Buberger
93342 Saal a. d. Donau

am 28.6.

ZUM 45. GEBURTSTAG
Bürgermeister Peter Braun

92287 Schmidmühlen
am 10.7.

ZUM 40. GEBURTSTAG
Bürgermeister Alfons Brandl

91567 Herrieden
am 1.7.

ZUM 65. GEBURTSTAG
Bürgermeister 

Christian Meier
91349 Egloffstein

am 2.7.

Bürgermeister Hans Lotter
96487 Dörfles-Esbach

am 9.7.

Bürgermeister
Matthias Ettenberger
82285 Hattenhofen

am 9.7.

ZUM 60. GEBURTSTAG
Bürgermeister

Manfred Thümmler
91257 Pegnitz

am 2.7.

Bürgermeister Erwin Rist
93104 Sünching

am 29.6.

ZUM 55. GEBURTSTAG
Bürgermeister Reinhard Seeber

91361 Pinzberg
am 3.7.

Bürgermeister Georg Butz
92533 Wernberg-Köblitz

am 6.7.

Wir gratulieren

Hier wie dort WM-Euphorie. Auch in Wangen im Allgäu war
die Begeisterung bei der Ankunft der togolesischen Mannschaft
schier grenzenlos.

(Fortsetzung von Seite 1)
bestückt, darunter auch viele
arabische Fans, und allen voran
Schweinfurts Oberbürgermei-
sterin Gudrun Grieser, bereiteten
dem tunesischen Team um Trai-
ner Roger Lemerre einen be-
geis-terten Empfang. Spontaner
Beifall brandete auf, als die
„Adler von Karthago“ im roten
WM-Bus vorfuhren. Tunesische

aus dem reich gefüllten Erfah-
rungsschatz eines langen Fuß-
ballerlebens.

Beifall für die 
„Adler von Karthago“

Wie OB Grieser beim Fest-
abend erklärte, will ihre Stadt der
„beste Gastgeber der Welt“ sein.
Sportminister Abdallah Kaabi

au, dem „kleinsten“ WM-Gast-
geber, eine besondere Herausfor-
derung. Gerade deshalb hatte
sich der Quartiersort der kroati-
schen Mannschaft auch bestens
vorbereitet und den angereisten
Fans ein herzliches Willkommen
geboten. Die eigens gegründete
„Kroatien zu Gast  GmbH“ hatte
extra ein 5.000 Besucher fassen-
des Veranstaltungszelt mit
Großleinwand aufgebaut. Leider
blieb aber der erwartete Ansturm
aus - noch zur Europameister-
schaft vor zwei Jahren in Portu-
gal waren bis zu 30.000 Kroaten
gekommen, um das Trainingsla-
ger ihrer Mannschaft zu besu-
chen. Nach Bad Brückenau ka-
men nur wenige hundert. Des-
halb musste die Stadt ihr gesam-
tes Programm, das hauptsächlich
durch den ehrenamtlichen Ein-
satz der Bad Brückenauer Bür-
ger getragen war, vorzeitig ab-
brechen.

„Akwaaba Ghana!“

„Akwaaba Ghana!“ („Herz-
lich willkommen Ghana!“) - mit
diesen Worten begrüßte Ober-
bürgermeisterin Dr. Pia Beck-
mann das ghanaische Team. 300
Leute klatschten begeistert Bei-
fall. Im Innenhof des Rathauses
spielten bzw. sangen das Würz-
burger Jugend-Symphonieorche-
ster und der Missio Chor Ghanas
die Nationalhymne. Vor allem

gungs- und Verkehrs GmbH ei-
gens dem Nationalteam aus
Ghana gewidmet: Ein Sonder-
zug fährt auf allen fünf Linien in
der Stadt und wird mit verschie-
denen Sätzen wie z. B. „Würz-
burg freut sich auf Ghana“ sowie
den Flaggen von Deutschland
und Ghana bis zum Ende der FI-
FA Fussball-Weltmeisterschaft
für die richtige WM-Stimmung
sorgen.

Herzogenauracher
bejubeln Argentinier

Als die argentinische Natio-
nalmannschaft auf dem Nürn-
berger Flughafen landete, wurde
sie vom WM-Organisationsko-
mitee und den Herzogenaura-
cher Repräsentanten begrüßt.
Anschließend machte sich die
Mannschaft im offiziellen FIFA-
Bus auf den Weg nach Herzogen-
aurach, wo sie bereits vor dem
Hotel von zahlreichen Fans be-
geistert empfangen wurde. Im
Hotel hießen dann u. a. Erster
Bürgermeister Hans Lang, Land-
rat Eberhard Irlinger sowie
Zweiter Bürgermeister Nussel
Mannschaft und Betreuer herz-
lich willkommen. Die Stadtju-
gendkapelle sorgte für eine
schwungvolle musikalische Um-
rahmung.

„Bienvenido Paraguay“

In Oberhaching bei München
wiederum bereiteten 2.000 Bür-
ger der Nationalmannschaft Para-
guays einen grandiosen Emp-
fang. Das Team hat während der
Fußball-WM in der Sportschule
Quartier bezogen. Mit Pferdekut-
schen zog die Mannschaft mit
ihrem Betreuerstab im Dorfzen-
trum ein. Ein Spalier von Fuß-
ball-Kindern in Trikots mit der
Aufschrift „Bienvenido Para-
guay“ und Fähnchen mit der Na-
tionalflagge Paraguays begrüßte
das Team. Besonders bejubelt
wurde von den Fans Roque
Santa Cruz vom FC Bayern
München, als ihn Bürgermeister
Stefan Schelle auf dem Kirch-
platz begrüßte. Sichtlich gerührt
zeigte sich die Botschafterin
von Paraguay, Liliane Lebron,
ob der Herzlichkeit, mit der die
Delegation aus Südamerika in
dem oberbayerischen Ort be-
grüßt wurde.

Togolesen tragen Wangens
Namen in die Welt

Sehr freundschaftlich verlief
auch der Empfang für die togole-
sische Delegation in Wangen im
Allgäu. Vor 200 Gästen im über-
vollen Sitzungssaal des Rathau-
ses hieß Bürgermeister Michael
Lang nach musikalischer Ein-
stimmung die afrikanische Mann-
schaft willkommen. Durchaus
selbstbewusst meinte er: „Sie ha-
ben eine gute Wahl getroffen, ei-
ne bessere hätten sie nicht treffen
können.“ So sah dies auch der
stellvertretende Generalsekretär
des togolesischen Fußballverban-
des, Samuel Lawson: „Wir fühlen
uns hier zu Hause wie in unserer
Hauptstadt Lomé,“ meinte er und
versprach, dass sich die „Sper-
ber“ bei der WM ins Zeug legen
werden, um damit den Namen
Wangens noch weiter in die Welt
zu tragen. DK

„Manche Leute halten Fuß-
ball für eine Sache von Le-
ben und Tod. Ich bin von
dieser Einstellung sehr ent-
täuscht. Ich kann Ihnen ver-
sichern, es ist sehr viel wich-
tiger als das!“   

Bill Shankly, 
Manager FC Liverpool

drei ghanaische Chormitglieder
brachten trommelnd und tanzend
westafrikanisches Flair in die
Mainfranken-Metropole, rissen
Spieler und Betreuer mit. Rat-
hauschefin Beckmann betonte,
dass Würzburg alles tun werde,
damit sich die Gäste in Würz-
burg während der WM wohl-
fühlen. Sie sei stolz auf Würz-
burg als FIFA WM-Quartier.

Unterdessen wurde eine Stra-
ßenbahn der Würzburger Versor-

Die Welt zu Gast bei Freunden ...

Fans stimmten Sprechchöre wie
„Hadjaia, Hadjaia, Laarusa“ an,
der soviel bedeutet wie „Wir
heißen die Braut willkommen“.
Als erster wurde Fußballpräsi-
dent Hamouda Ben Ammar von
Gudrun Grieser mit einem tradi-
tionellen tunesischen Willkom-
menspräsent, einem Jasmin-
Sträußchen, in Empfang genom-
men.

Gala im Stadttheater

Am Abend hieß Schweinfurt
die Gäste aus Tunesien mit einer
eindrucksvollen Gala im Stadt-
theater vor 600 Zuschauern offi-
ziell willkommen. Unumstritte-
ner Höhepunkt der dreistündi-
gen Show war die Präsentation
der Fußballer aus Nordafrika.
Lange in Erinnerung bleiben
wird den Gästen aber auch das
Konzert des bekannten Berliner
Soulsängers und Echo-Preisträ-
gers Ayman, der mit seinen Son-
gs das Publikum förmlich von
den Sitzen riss. Mit von der Par-
tie war außerdem Torwartlegen-
de Sepp Maier mit Anekdoten

bezeichnete Schweinfurt als „ein
Stück tunesische Heimat“. Es
gehe direkt ins Herz von Millio-
nen Tunesiern, wenn sich eine
ganze Stadt in den Nationalfar-
ben Rot und Weiß seines Hei-
matlandes ausstaffiere. Für sei-
nen Toast „Es lebe die deutsch-
tunesische Freundschaft!“ gab es
reichlich Beifall.

Umjubelter Empfang 
auch für die Kroaten

Umjubelter Empfang auch für
die kroatische Nationalmann-
schaft in Bad Brückenau: Meh-
rere tausend Fußball-Fans be-
grüßten den WM-Teilnehmer
auf dem Balkon am Alten Rat-
haus mit lauten Anfeuerungsru-
fen und einem bunten Fahnen-
meer. Bis zum 26. Juni wird der
Gruppengegner von Brasilien
sein Lager in der bayerischen
Kurstadt aufschlagen und dort in
der ehemaligen Sommerresidenz
von König Ludwig I. gastieren.

Laut Bürgermeister Thomas
Ullmann ist die Fußball-Welt-
meisterschaft für Bad Brücken-

Kommunalwahl 2008 nach neuem Recht 
Künftig weniger Zwischenwahlen von Bürgermeistern und Landräten - Bürgerentscheid nur noch sonntags

Zur rechtzeitigen Vorbereitung der allgemeinen Kommunal-
wahlen in Bayern im Frühjahr 2008 ändert der Landtag das Ge-
meinde- und Landkreiswahlrecht. Aus Erfahrungen und man-
chen Pannen werden die Lehren gezogen. Zum 1. September
dieses Jahres gibt es gemäß einem Entwurf der Staatsregierung
zahlreiche Neuregelungen von einer weitgehenden Harmonisie-
rung der Termine von Bürgermeister- und Landratswahlen,
über die Vermeidung von Interessenkollisionen bei der Beset-
zung von Wahlorganen bis zum Recht, auf Einsicht in das
Wählerverzeichnis. Zugleich mitgeregelt wird durch Änderung
der Gemeindeordnung, dass Bürgerentscheide künftig nur noch
sonntags stattfinden dürfen. 

Innenstaatssekretär Georg
Schmid hatte zur Ersten Lesung
im Plenum gesagt, es sollten ein
weiterer Beitrag zur Kostenein-
sparung und Verwaltungsverein-
fachung geleistet, die Hand-
lungsspielräume der Kommunen
erweitert und die Folgerungen
aus Unregelmäßigkeiten gezo-
gen werden. In Dachau hatten
letztere 2002 zur Ungültigkeits-
erklärung der gesamten Wahl ge-
führt, obwohl es sich nur um
Fehler bei der Briefwahl gehan-
delt hatte. Schließlich gelte es,
Änderungen im Bundes- und
Landesrecht zu berücksichtigen.

Der Wahlmüdigkeit 
vorbeugen

Um die Kosten zusätzlicher
Wahlen zu vermeiden und der

Wahlmüdigkeit vorzubeugen,
können der Gesetzesänderung
zufolge die zunehmend ausein-
ander fallenden Termine von
Bürgermeister- und Landrats-
wahlen mit den allgemeinen
Wahlen auf längere Sicht wieder
zusammengeführt werden. In der
Ersten Lesung und im feder-
führenden Kommunalausschuss
verwies Berichterstatter Dr.
Manfred Weiß (CSU) darauf,
dass es schon etliche Landkreise
gebe, in denen ein Drittel der
hauptamtlichen Bürgermeister
außerhalb der normalen Termine
neu gewählt werden müsse. 

Amtszeit bis acht Jahre

Künftig kann ein (Ober)Bür-
germeister oder Landrat, der
mehr als zwei Jahre vor dem

nächsten allgemeinen Wahltag
neu gewählt werden muss, nur
noch für den Rest der Wahlperi-
ode bestimmt werden. Ist die
Restperiode jedoch nur noch
zwei Jahre oder noch kürzer,
kann die Neuwahl für die folgen-
de allgemeine Wahlperiode er-
folgen. Ein Bürgermeister oder
Landrat kann also bis zu acht
Jahre amtieren. 

Opposition für Status quo

Dagegen hatte die stellvertre-
tende Ausschussvorsitzende Hel-
ga Schmitt-Bussinger (SPD) Vor-
behalte. Ihre Fraktion habe sich
nach intensiver Diskussion für
Beibehaltung des bisherigen Zu-
standes ausgesprochen. Dem Ar-
gument der Kostensenkung stehe
entgegen, dass Bürgermeister
bzw. Landräte in ihrer Bedeu-
tung durch eigene Wahltermine
gestärkt werden. Abgelehnt wer-
de auch die Neuerung, dass ein
Bürgermeister als zeitweiser Ver-
treter des Landrats sein Bürger-
meisteramt nicht mehr ruhen las-
sen muss; ausgenommen Angele-
genheiten, die seine Gemeinde
betreffen. Die SPD halte die
Möglichkeit von Interessenkolli-
sionen bei gleichzeitiger Amts-
ausübung grundsätzlich für
schwerwiegender. Ein „Nein“
sprach Schmitt-Bussinger auch
zur Aufbesserung des Ehrensol-
des, womit ehrenamtliche Bür-

germeister den hauptamtlichen
fast gleichgestellt würden. Eben-
so fand die vorgesehene Rück-
trittsmöglichkeit für Stichwahlbe-
werber keine SPD-Zustimmung. 

Herabsetzung des 
Wahlalters gefordert

Auch die Grünen sprachen
sich laut Christine Kamm gegen
den Regierungsentwurf aus. Sie
hatten einen eigenen Gesetzes-
entwurf eingebracht, der stärkere
Mitwirkungsrechte der Wähler,
insbesondere bei Bürgerent-
scheiden vorsieht. Außerdem
wollen die Grünen eine Herab-
setzung des Wahlalters auf 16,
weil sich die jungen Bürger auf
der kommunalen Ebene beson-
ders gut mit der Politik identifi-
zieren könnten. 

Räte bestimmen Wahlleiter

Übereinstimmung zwischen
allen drei Fraktionen zeigte sich
im federführenden Ausschuss
nur im Punkt der Abstimmungs-
quoren bei Bürgerentscheiden.
Zu der von der Staatsregierung
vorgesehenen Herabsetzung der
Mindestbeteiligung von 20 %
auf 15 % der Gemeindebürger
hatte die CSU-Fraktion einen ei-
genen Antrag beschlossen, es bei
20 % zu belassen - nach großer
Debatte, wie Dr. Weiß mitteilte.
In der Gesamtabstimmung stand

die CSU allerdings wieder allein. 
Die Vorlage der Staatsregie-

rung wurde bis auf das Abstim-
mungsquorum bei Bürgerent-
scheiden angenommen. Zu den
Neuerungen gehört auch, dass
Bürgermeister oder Landrat
nicht mehr kraft Amtes Wahllei-
ter sind. Gemeinderat bzw.
Kreistag können ihn bestimmen.
Der Erfahrung nach erledigt in
der Regel ohnehin ein Bedienste-
ter die damit zusammenhängen-
den Aufgaben. Zur Vermeidung
von Interessenkonflikten dürfen
andererseits Kandidaten nicht
zum Wahlleiter oder dessen Stell-
vertreter ernannt werden. Die
Wählerverzeichnisse müssen
nicht mehr öffentlich ausgelegt
werden, aber jeder Wahlberech-
tigte hat das Recht, die Verzeich-
nisse einzusehen. Der Gesetzent-
wurf der Grünen stieß bei CSU
und SPD auf Ablehnung. rm

Gemeindetagspräsident Dr. Uwe Brandl:

Baustelle Bildungspolitik
Kultusminister Schneider bei den Bürgermeistern

„Die Bildungspolitik der Bayerischen Staatsregierung weist der-
zeit viele Baustellen auf: Schließung von Teilhauptschulen, 8-
jähriges Gymnasium, Büchergeld, Einschulungsstichtag, Er-
wachsenenbildung usw. Die Gemeinden erwarten, dass situati-
onsgerecht, fair und zukunftsorientiert gehandelt wird“ sagte
Gemeindetagspräsident Dr. Uwe Brandl gegenüber Bayerns
Kultusminister Siegfried Schneider bei der Präsidiumssitzung
seines Verbands Ende Mai. 

Nach Brandls Worten sind auf-
grund der demografischen Ent-
wicklung und der Übertrittsquo-
ten in weiterführende Schulen
nach der Schließung der Teil-
hauptschulen viele Haupt- und
Grundschulen im ländlichen
Raum in ihrer Existenz bedroht.
Weite Schulwege für die Kinder
und finanzielle Mehrbelastungen
für die Gemeinden (Gastschul-
beiträge, Schülerbeförderungs-
kosten) drohen. 

Abnehmende Schülerzahlen

Staatsminister Schneider ging
in der Diskussion mit den Bürger-
meistern insbesondere auf die Zu-
kunft der Grundschulen und
Hauptschulen im ländlichen
Raum ein. Er sicherte eine mög-
lichst ortsnahe Beschulung zu,
verwies allerdings auch auf den

bildungspolitischen Anspruch
insbesondere der Hauptschulen.
Sorgen bereitet dem Minister,
dass nach den Prognosen die
Schüler in den Hauptschulen in
den nächsten zwanzig Jahren um
40 Prozent abnehmen. In Anbe-
tracht der fehlenden Ausbildungs-
plätze für viele Hauptschüler
muss durch einen Pakt mit der
Wirtschaft ein besserer Praxisbe-
zug sichergestellt werden. Zu den
offenen Ganztagesangeboten un-
terstrich der Kultusminister die
Zielsetzung der Staatsregierung
künftig 1.000 Schulen mit 50.000
Ganztagesangeboten auszustat-
ten. Die Vertreter des Gemeinde-
tags forderten hierzu einen Pakt
mit dem Kultusministerium, in
welchem sichergestellt wird, dass
auch in den offenen Ganztagesan-
geboten mittelfristig mehr Lehrer
eingesetzt werden. 
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Die Präsenz der Jugend beeindruckte beim Sudetendendeutschen Tag Ministerpräsident Dr. Ed-
mund Stoiber, seine Frau Karin und den Bundesvorsitzenden der SL, Bernd Posselt.        Bild: -jdt-

Stoiber beim Sudetendeutschen Tag in Nürnberg gefeiert: 

Das furchtbare Unrecht der
Vertreibung nicht vergessen
Benesch-Dekrete dürfen nicht „wie eine Art Eiserner Vorhang“ zwischen

Deutschland und Tschechien stehen 

Nürnberg (jdt). „Das furchtbare Unrecht der Vertreibung darf
nicht vergessen werden ... und man muss alles tun, was uns mög-
lich ist, um dieses Unrecht in unserer Zeit und für unsere Zeit in
Europa zu überwinden.“ Dies betonte der Schirmherr der Sude-
tendeutschen Volksgruppe, Bayerns Ministerpräsident Dr. Ed-
mund Stoiber in der großen Hauptkundgebung des 57. Sudeten-
deutschen Tages in der überfüllten Frankenhalle des Nürnber-
ger Messezentrums. Immer wieder von starkem Beifall unter-
brochen, setzte sich Stoiber erneut für die Errichtung des „Zen-
trums gegen Vertreibungen“ in Berlin und für eine von Wahr-
heit und Recht getragene Versöhnung ein. 

Der Abbau von Barrieren wer-
de aber schwierig, wenn die Be-
nesch-Dekrete - mit denen Ver-
treibung und Entrechtung der
Sudetendeutschen begründet
wurden - „wie eine Art Eiserner
Vorhang zwischen uns stehen“,
so der Ministerpräsident. 

Neue Signale

Der von zahlreichen Sonder-
veranstaltungen geprägte Sude-
tendeutsche Tag stand unter dem
Motto „Vertreibung ist Völker-
mord - dem Recht auf die Hei-
mat gehört die Zukunft“. Die
Hauptkundgebung sah viel poli-
tische Prominenz in der vor-
dersten Reihe der zahlreichen
Ehrengäste. Neben Schirmherr
Stoiber und seiner aus dem Su-
detenland stammenden Ehefrau
Karin waren auch der Vizepräsi-

dent des Europäischen Parla-
ments, Dr. Ingo Friedrich, stell-
vertretender Ministerpräsident
Dr. Günther Beckstein, Sozial-
ministerin Christa Stewens, der
Vorsitzende der CSU-Landtags-
fraktion, Joachim Herrmann, so-
wie weitere Politiker aus dem In-
und Ausland und Vertreter des
Diplomatischen Corps nach
Nürnberg gekommen. Mit Son-
derapplaus bedacht wurde der
Chef des Hauses Habsburg, Otto
von Habsburg. 

In seiner Rede begrüßte Dr.
Stoiber spürbare „neue Signale
„aus dem Nachbarland gegen-
über den Vertriebenen. Auch wer-
de dort inzwischen akzeptiert,
dass man an Bayern bei sudeten-
deutschen Fragen nicht vorbei
komme. Ohne gute Beziehungen
zwischen dem Schirm-land der
Sudetendeutschen und Tschechi-

en könne es zudem auf Dauer kei-
ne guten Beziehungen zwischen
Tschechien und Deutschland ge-
ben, prognostizierte er. 

Stoiber würdigte den immen-
sen Einsatz des Bundesvorsit-
zenden der Sudetendeutschen,
des Europaabgeordneten Bernd
PosseIt, für das „Erbe der El-
tern“. Der Ministerpräsident ver-
band mit seinem Lob die besten
Geburtstagswünsche für Posselt,
der 50. Geburtstag gefeiert hatte. 

Unteilbare Menschenrechte

Die Menschenrechte nannte
Posselt unteilbar. Die Vertrei-
bung der Sudetendeutschen sei
nicht ein Nebenprodukt nach
dem Ende des 2. Weltkrieges ge-
wesen, sondern „ein eiskalt ge-
plantes Nachkriegsverbrechen“.
Leidenschaftlich setzte sich der
Bundesvorsitzende auseinander
mit der Kritik am Leitwort des
Sudetendeutschen Tages, mit der
Anprangerung von Vertreibung
als Völkermord. Mit dieser Sinn-
gebung, dem Einsatz für eine
weltweite Rechtsordnung, werde
allen Völkern gedient. Bernd
Posselt sprach, nicht zuletzt im
Blick auf das vielseitige Engage-
ment der Enkel-Generation für

die Volksgruppe von einem „su-
detendeutschen Wunder“. 

Stolz zeigte sich Posselt auf
die Jugendorganisation. Diese
habe hervorragenden Anteil an
der „unglaublichen Kreativität
und Aktivität der Volksgruppe“.

Böhm: Positive Botschaften 

Der Sprecher der Sudeten-
deutschen Volksgruppe, Land-
tagspräsident a. D. Johann
Böhm, verwies u.a. auf den
großen Einsatz der Sudetendeut-
schen in der alten Heimat, bei
der Renovierung von Kirchen,
der Sanierung von verfallenen
Denkmälern und die huma-
nitären Hilfen. Zur positiven
Botschaft der Vertriebenen aus
dem Sudetenland gehöre vorran-
gig „Versöhnung auf der Grund-
lage der historischen Wahrheit“. 

Moralische Unterstützung

Mit viel Beifall aufgenommen
wurde die während der Haupt-
kundgebung vom Bundesvorsit-
zenden Robert Wild verlesene
Erklärung der Sudetendeutschen
Jugend (SdJ). Dabei wurde auf
„veränderte Vorzeichen“ in
Tschechien verwiesen, ohne die
sonst üblichen Anfeindungen. 17
Jahre nach der samtenen Revolu-
tion seien in vielen Bereichen
Euphorie und Enthusiasmus der
ersten Jahre verflogen. Statt
großer Visionen prägten heute
viel persönliches Engagement,
wie in Begegnungen und Paten-
schaften, den Weg zu gegenseiti-
gem Respekt und Vertrauen. Für
ihre Arbeit brauche die SdJ auch
moralische Unterstützung.

Die starke Prägung des 57. Su-
detendeutschen Tages durch die
Jugend kam u. a. zum Ausdruck
beim vielseitig attraktiven „Böh-
mischen Dorffest“, an den Stän-
den mit der Präsenz der Heimat-
gruppen, der Trachtler, Tanz-
und Volksmusikveranstaltungen,
sowie der Podiumsdiskussion
„Wie die Alten sungen, so zwit-
schern die Jungen“, dem Volks-
tumsabend „Unterm Vogelbeer-
baum“, Mundartlesungen und
der Heimatpflege. 

Beispiel: Familie Kindl

Als beispielgebend wurde der
hervorragende Einsatz von drei
Generationen der Familie Kindl
aus Ingolstadt gewürdigt. Mit
dem Engagement in der „Egha-
landa Gmoi“ und der SL sowie
ihrem Einsatz für die Heimat
wirkte die ganze Familie an-
steckend für viele andere Sude-
tendeutsche. Der jetzt 70-jährige
Großvater Albert Kindl wurde
mit seiner Frau Erna nach Jahren
der Unterdrückung im Jahr 1969
aus der Heimat Falkenau ausge-
wiesen. Sohn Helmut, Betriebs-
schlosser bei Audi, ist nicht nur
Vorstand der rund 200 Mitglie-
der zählenden „Eghalanda Gmoi“
Ingolstadt, sondern auch stell-
vertretender Bundesvorsitzender
im Bund der „Eghalanda Gmoin
e.V.“. Unterstützt wird er dabei
beispielhaft von seiner Frau Gi-
sela. Tochter Sandra (17) ist
Schülergruppenleiterin der Gmoi
Ingolstadt, und auch die 13-
jährige Melanie ist dort aktiv.
Beide waren in ihrer Tracht Bil-
derbuch-Aushängeschilder der
sudetendeutschen Jugend. 

Schweizer Gruppe

Besondere Beachtung fand die
130 Frauen, Männer und Jugend-
liche umfassende Abordnung der
Sudetendeutschen aus der
Schweiz, unter Führung ihres
Sprechers Rainer Früher aus
Wald im Zürcher Oberland. Sie
bekundeten mit einer großen
Schweizer Fahne ihre Verbun-
denheit mit der Heimat der Väter.
Der 42jährige Früher schätzt,
dass es etwa 4.500 Landsleute su-
detendeutscher Herkunft in der
Schweiz gibt, von denen bisher
etwa 670 in der künftigen Sude-
tendeutschen Landsmannschaft
im Nachbarland erfasst sind. Rai-
ner Früher bekennt sich, zusam-
men mit seiner Frau Agathe und
der l4-jährigen Tochter Ramona ,
aus innerster Überzeugung zu
den Wurzeln der Familie. 

Starke Beachtung erfuhren
beim „Sudetentag“ auch der
deutsche Vertriebenenbischof,
der aus dem Sudetenland stam-
mende Weihbischof Gerhard
PieschI, der griechisch-katholi-
sche Bischof Lalislav Hucko aus
Prag und Visitator P. Norbert
Schlegel, die gemeinsam mit
weiteren Priestern den ein-
drucksvollen und gut besuchten
katholischen Gottesdienst zele-
brierten. Große Aufmerksamkeit
zollte man auch dem neuen Kar-
ls-Preis-Träger, dem oberöster-
reichischen Landeshauptmann
Dr. Josef Führinger und den
Kulturpreis-Trägern, unter ih-
nen die aus Komotau gebürtige
populäre Schauspielerin Ruth-
Maria Kubitschek (heute in
Fruthwilen in der Schweiz be-
heimatet).

Ein neuer ganzheitlicher
kommunaler Finanzausgleich 

Von Dr. Georg Simnacher, Altlandrat und Altbezirkstagspräsident 
Es scheint nun endgültig klar zu sein dass die Föderalismusreform
im Grundgesetz ohne den höchst dringlichen Umbau der deut-
schen Finanzverfassung erfolgt. Dabei ist offensichtlich auch der
Bundesregierung klar, dass der Bund-Länder-Finanzausgleich
unter Einschluss des kommunalen Finanzbedarfs neu tariert wer-
den muss. Wenn im Bundesrecht nichts voran geht - es bleibt noch
die Hoffnung auf das Bundesverfassungsgericht nach der münd-
lichen Verhandlung vom 26. April 2006! - ist der Freistaat Bayern
als Garant der kommunalen Finanzhoheit gefordert. 

Nachdem er sein hohes finanz-
politisches Ziel, den schulden-
freien Haushalt 2006 erreicht
hat, braucht es nun einen neuen
kommunalen Finanzausgleich
für das Jahr 2007, also noch in
der jetzigen Wahlperiode. Dieser
muss eine zukunftskräftige Lö-
sung werden, mit der wieder ei-
ne gute Partnerschaft zwischen
dem Land und seinen drei kom-
munalen Ebenen zur Bewälti-
gung der großen anstehenden
Ziele erreicht wird. Nach länge-
rer Zeit ist wieder ein ganzheitli-
ches Finanzausgleichgesetz er-
forderlich mit kräftiger Schub-
wirkung. 

Ausgangspunkt ist vor allem
der gewaltige überdimensionale
Anstieg der kommunalen Sozial-
und Jugendhilfeausgaben in den
letzten zehn Jahren, vor allem im
Bereich der überörtlichen So-
zialhilfeausgaben bei den Bezir-
ken durch die demographisch

bedingte Steigerung der Pflege-
und Behindertenhilfe. Die Belas-
tungszunahme für diese gesell-
schaftlich-humanitären Ausga-
ben liegt bei den einzelnen sie-
ben Bezirken zwischen 35 und
40 Prozent. 

Klärungsbedürftige
Rechtsfragen

Der Finanzausgleich braucht
dabei eine Gesamtschau auf die
kommunale Familie, denn bloße
Aufgabenverschiebungen zwi-
schen den Bezirken und Land-
kreisen bzw. kreisfreien Städten
bringen den Gemeinden keine
Entlastung. Der Hinweis der
Staatsregierung, die zusätzlichen
Aufgaben seien den Kommunen
durch den Bund übertragen wor-
den, ist nicht hilfreich, weil das
Land dennoch verpflichtet ist,
die Finanzierung der Aufgaben
sicher zu stellen. Im Übrigen

liegt in diesem Fragenkreis noch
eine beachtliche Grauzone ver-
fassungsrechtlich klärungsbe-
dürftiger Rechtsfragen. 

Zum Ausgleich der enormen
Leistungssteigerungen im kom-
munalen sozialen Pflichtbereich
ist es höchste Zeit, den Kommu-
nalanteil am allgemeinen Steuer-
verbund von gegenwärtig 11,6
Prozent entscheidend zu er-
höhen. Die für 2007 geplante Er-
höhung der Mehrwertsteuer um
drei Prozent soll zu einem Drittel
den Ländern zugute kommen,
was nach jetziger Rechtslage be-
deutet, dass die Kommunen bloß
mit 11,6 Prozent dieses Anteils
im Rahmen des allgemeinen
Steuerverbundes partizipieren
würden. Einfach unzureichend! 

In den letzten Monaten sind
zwischen den Kommunalen
Spitzenverbänden Diskussionen
geführt worden, ob das jetzige
Finanzausgleichsystem die länd-
lichen Räume Bayerns gegen-
über den Verdichtungsräumen
benachteiligt. Dies ist eine sehr
ernste Frage für die Landesent-
wicklung Bayerns. Der Ein-
wand, die einwohnerstarken
Städte würden gegenüber dem
ländlichen Raum bei der Berech-

(Fortsetzung auf Seite  4)

Zu den beliebtesten Schlag-
worten unserer Tage gehört
die „Entbürokratisierung“.
Kaum eine Rede oder ein In-
terview eines maßgeblichen
Politikers oder Verbandsfunk-
tionärs kommt ohne die Forde-
rung nach Entbürokratisie-
rung aus. Die Bürger, aber
auch die Verwaltungen hören
diese Worte mit Wohlgefallen
und Hoffnung, aber leider gilt
allzu oft der Ausspruch aus „Faust“: „Die Bot-
schaft hör ich wohl, allein mir fehlt der Glaube“.

Denn wie sieht es in der Praxis aus? Die sel-
ben Politiker, die Entbürokratisierung verspre-

chen, erlassen munter laufend weitere Gesetze
und die selben Verbandsvertreter, die vehement
Entbürokratisierung fordern, verlangen bei je-
der passenden Gelegenheit neue und ihren In-
teressen entsprechende Regelungen. Ein Blick
in die jüngste Vergangenheit mit einer - unvoll-
ständigen - Aufzählung neuer Regelungen lässt
auch den gutwilligsten Betrachter eher er-
schaudern als Zuversicht zu schöpfen. 
➣ Zum 1.1.2005 trat das Gesetz zum qualitäts-
orientierten und bedarfsgerechten Ausbau der
Tagesbetreuung für Kinder (Tagesbetreuungs-
ausbaugesetz - TAG) in Kraft, und die Jugend-
ämter sind seitdem intensiv damit beschäftigt,
zahlreiche Umsetzungsfragen und -probleme
einer Lösung zuzuführen.
➣ Bereits wenige Monate später kam zum 
1. 10. 2005 das Gesetz zur Weiterentwicklung
der Kinder- und Jugendhilfe (Kinder- und Ju-
gendhilfeweiterentwicklungsgesetz - KICK) zu-
stande. Dieses Gesetz ändert das SGB VIII in
der Fassung des TAG in einzelnen Bereichen
noch einmal erheblich.
➣ Für Bayern trat zum 1.8.2005 das Gesetz
zur Bildung, Erziehung und Betreuung von Kin-
dern in Kindergärten, anderen Tageseinrichtun-
gen und in Tagespflege und zur Änderung ande-
rer Gesetze - Bayer. Kinderbildungs- und -be-
treuungsgesetz (BayKiBiG) in Kraft. Dazu wur-
de unter anderem ein ca. 70 Seiten umfassender
„Praxisleitfaden für den kommunalen Bedarfs-
plan“ erlassen. 
➣ In Bayern gilt seit diesem Schuljahr neu

das Büchergeldgesetz, das zu
einem riesigen Verwaltungs-
aufwand und zu zahlreichen
Stellenneuschaffungen bei den
Kommunen geführt hat. Zur
leichteren Umsetzung hat das
Kultusministerium einen 13-
seitigen Fragenkatalog „Häu-
fig gestellte Fragen“ heraus-
gegeben - und das auch noch
in getrennten Fassungen für
Eltern und Schulen. 
➣ Der Bundesgesetzgeber ist
zur Zeit dabei, ein neues Anti-
diskriminierungsgesetz zu er-
lassen, mit dem zwar eine eu-

ropäische Richtlinie in nationales Recht umge-
setzt wird, auf die aber noch zusätzliche deut-
sche Regelungen aufgesattelt werden sollen.
Dass dadurch zusätzliche Bürokratie bei Behör-
den und Wirtschaft entsteht, ist unbestritten. 
➣ Die erst zum Jahresbeginn 2005 in Kraft
getretenen Hartz IV-Gesetze drohen die öffentli-
chen Finanzen zu überfordern. Deshalb bastelt
der Gesetzgeber jetzt an einem Hartz IV-Fort-
entwicklungsgesetz, das manche Schwächen
des ursprünglichen Gesetzes ausbügeln soll.
Unabhängig von der Frage, welche Qualität ei-
gentlich unsere Gesetzgebung hat, wird diese
Neuregelung zu mehr Verwaltungs- und Über-
wachungsaufwand führen.
➣ Ein besonders „gelungenes Beispiel“ für
Verwaltungsvereinfachung stellt die neue Ar-
beitszeitregelung für die Mitarbeiter im öffent-
lichen Dienst der Länder dar. Während die Ar-
beitszeit im früheren BAT eindeutig und bun-
desweit geregelt war, gibt es jetzt für jedes Bun-
desland eigene Arbeitszeitregelungen, die noch
dazu die jeweilige Arbeitszeit auf Minuten fest-
legt. Ihre Umsetzung in die tägliche Praxis wird
sicher zu einem besonderen Kunststück werden. 
➣ Seit neuestem dürfen durch eine Änderung
des Feiertagsgesetzes Autowaschanlagen auch
an Sonntagen betrieben werden. Die Erlaubnis
dazu muss allerdings von der jeweiligen Ge-
meinde erteilt werden. Anstelle einer einheitli-
chen landesrechtlichen Regelung kann es damit
für jede der über 2.000 bayerischen Gemeinden
eine eigene Gemeindeverordnung geben. 

Der Abbau überflüssiger Bürokratie wäre ein
gutes und richtiges Ziel. Es kann aber nur er-
reicht werden, wenn ihm in der Abwägung ge-
genüber anderen Belangen in Gesetzgebung,
Rechtssprechung und Verwaltung ein höherer
Stellenwert als bisher eingeräumt wird.

KolumneGZ Gerhard Weber

Entbürokratisierung
zwischen Anspruch
und Wirklichkeit
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(Fortsetzung von Seite 1)
lich, erklärte der Amtschef.
Wertschöpfungsketten müssten
ausgebaut und gefördert werden,
ebenso Netzwerke zwischen der
Land- und Ernährungswirt-
schaft. Inzwischen gebe es viele
gelungene Beispiele für eine de-
zentrale Energie-Gewinnung in
der Nahversorgung. Einen wich-
tigen Beitrag zur Steigerung der
regionalen Wertschöpfung leiste
auch die Direktvermarktung, die
mit gezielten Maßnahmen geför-
dert werden müsse. 

Überörtliches Denken

„Das immer noch verbreitete
‚Kirchturm-Denken muss rasch
einer neuen Bereitschaft zum
überörtlichen Denken und Han-
deln weichen“, forderte Huber.
Viele Herausforderungen im
ländlichen Raum könnten am
wirkungsvollsten mit kommuna-
len Allianzen gemeistert werden.
Mit der Integrierten Ländlichen
Entwicklung (ILE) biete das
Landwirtschaftsministerium ein
Schlüsselinstrument zur Umset-
zung dieser Politik an. Zudem
könne sich die Verwaltung für
Ländliche Entwicklung noch
konsequenter als aktivierende
Verwaltung einbringen. Verfolgt
werde das Leitbild einer Verwal-
tung, die wenig kostenintensiven
neuen Initiativen nicht nur Geld-
geber, sondern auch Ideengeber,
Ideenförderer und Netzwerkar-
chitekt im ländlichen Raum sein
soll. Besonders wichtig sei dabei
der Grundsatz: „Vorbeugen ist
besser als heilen.“

„Nachhaltigkeit, Gemeinde-
kooperationen und Bürgerbetei-
ligung - Worthülsen oder kon-
krete Chancen?“ Mit dieser Fra-

(Fortsetzung von Seite 3)
nung der Schlüsselzuweisungen
doppelt begünstigt, bedarf sehr
sorgfältiger Prüfung, zumal die
Erklärung zu europäischen Me-
tropolregionen den begünstigten
Kommunen zusätzliche Europa-
mittel erschließt. Es darf nicht zu
Doppelbegünstigungen kommen. 

Berechnungsgrundlagen
überprüfen

Die Berechnungsgrundlagen
der Schlüsselzuweisungen an die
Gemeinden bedürfen der Über-
prüfung. Der Ansatz für Sozial-
hilfebelastung und für Struktur-
schwäche, gerechnet nach der
Zahl an Arbeitslosen, ist bereits
berücksichtigt. Angesichts der
großen Belastungen der Ge-
meinden und Landkreise durch
die an vorderer Priorität heutiger
öffentlicher Aufgaben stehenden
Ausgaben für vorschulische und
schulische Bildung müsste mei-
nes Erachtens ein Kinderansatz
zusätzlich eingeführt werden. Der
Geburtenrückgang in Deutsch-
land müsste dieses Anliegen zu
einem gemeinsamen von Kom-
munen und Staat machen. Dies
muss sich im Finanzausgleich
auswirken, um die Kinder-
freundlichkeit auch durch die
Gemeinden zu steigern. 

Auch das jährlich auftretende
Ärgernis und Zerwürfnis zwi-
schen den drei Kommunalebe-
nen über die Höhe der Kreis-
und Bezirksumlagen gehört
dringend entschärft. Die jeweils
gerühmte Höhe der Schlüsselzu-
weisungen an die Gemeinden er-
fährt ihre anschließende Ernüch-
terung, weil die zunächst erfreu-
lichen Staatszuweisungen zu ei-
nem beachtlichen Teil nur kurz
bei den Gemeinden zwischenfi-
nanziert liegen, um sie dann nach
jetzigem Recht über die Umlagen
an die Landkreise und die Bezir-
ke wieder abzugeben. Für die Be-
zirke liegt der Abführanteil der
gemeindlichen Schlüsselzuwei-
sungen 12,66 Prozent, für die
Landkreise mindestens genauso
hoch. Das ist insgesamt mehr als

ein Viertel der staatlichen Schlüs-
selzuweisungen. 

Das heute mögliche Rechensy-
stem erlaubt einfachere und trans-
parentere und auch weniger kon-
fliktträchtige Lösungen, indem
der streitbefangene Umwegkreis-
lauf dadurch vermieden wird,
dass den Landkreisen und den
Bezirken dieser Umlagenanteil
direkt zugewiesen wird. Beide
Kommunalebenen würden dieses
Geld frühzeitiger erhalten, bei
den Gemeinden entstünden keine
falschen Erwartungen. Für die
unterschiedliche Hebesatzproble-
matik müsste eine einvernehmli-
che Lösung gefunden werden. 

Beachtenswerte Argumente

Schließlich bedarf auch Art.
15 FAG, der den Sozialhilfeaus-
gleich zwischen den Bezirken
regelt, einer neuen rechtsstaatli-
chen Präzisierung. Alle in dem
schwebenden Verfahren zweier
Bezirke vor dem Bayerischen
Verfassungsgerichtshof aufge-
worfenen durchaus beachtens-
werten Argumente könnten
friedlich gelöst werden, vor al-
lem die Fragen der aufgabenadä-
quaten Finanzausstattung der
Bezirke, die Begrenzung ihrer
Umlagenhöhe, die Objektivie-
rung und Neutralisierung der Fi-
nanzzuweisungen des Staates,
die gerechtere Berechnung der
Höhe der Sozialausgaben, die
Verfeinerung des Umlageschlüs-
sels von der bloßen Einwohner-
zahl der Bezirke auf Leistungs-
empfänger je 1.000 Einwohner.
Damit könnte endlich stärker die
unterschiedliche Struktur der ein-
zelnen Bezirke nach großstädti-
schen und ländlichen Verhältnis-
sen sowie die höchst differenzier-
te regionale Verteilung der großen
Behinderteneinrichtungen in
Bayern Beachtung finden. 

Wir haben in Bayern also hin-
reichend Anlass für einen neuen
Kommunalen Finanzausgleich,
der mit Schwung die Kommu-
nen in ein gemeinsames Boot
mit dem Staat bringt, hin zu ei-
ner Aufbruchstimmung. 

ge beschäftigte sich Günther
Humer von der Oberösterreichi-
schen Akademie für Umwelt
und Natur in Linz. Humer zi-
tierte Herman Hill, Professor 
an der Verwaltungshochschule
Speyer und bundesweit an-
erkannter Experte in Sachen
Kommunalmanagement, der
vier zentrale Herausforderun-
gen der Städte und Gemeinden
im 21. Jahrhundert erkennt: 

munaler Ebene würden diesen
neuen Anforderungen nicht ge-
recht. Neue Instrumente für ei-
ne aktive Zukunftsarbeit wür-
den benötigt. In Österreich ha-
be sich in den vergangenen Jah-
ren die Lokale Agenda 21 in
diese Richtung entwickelt.
Mehr als 300 regionale und lo-
kale Agenda-Prozesse gebe es
bereits, die alle gewisse Qua-
litätskriterien erfüllten. 

Bergtour ohne 
parallele Seilbahn

Grundsätzlich gelte: „Erfolg-
reiche ländliche Entwicklung ist
wie eine Bergtour ohne parallele
Seilbahn. Erfahrene Bergführer,
gute Teamarbeit, vorausschauen-
de Routenplanung und das kon-
sequente Vorwärts-Schreiten
führten zu lohnenden Zielen, die
man sonst niemals erreicht hätte.
Stillstand ist Rückschritt“, führte
Humer abschließend aus.

Flussgebietsmanagement

„Flussgebietsmanagement im
Spiegel der integrierten ländli-
chen Entwicklung“ lautete das
Vortragsthema von Rudolf
Metzka, Wolfgang Dorner und
Karl Spachinger von der FH De-
gendorf. Da die Wasserwirt-
schaft keinen Einfluss in der
Fläche geltend machen kann,
verfüge die Ländliche Entwick-
lung mit dem Instrument der
Flurneuordnung über das geeig-
nete Mittel, die landwirtschaftli-
che Struktur zukunftsfähig und
gewässerverträglich zu gestalten.
Im Gegenzug biete zum Beispiel
der Ansatz einer integrierten
ländlichen Entwicklung Per-
spektiven bei der Erschließung

alternativer landwirtschaftlicher
Nutzungskonzepte am Gewässer
sowie der Gestaltung der Gewäs-
ser für Naherholung und Touris-
mus als alternative Einkom-
mensquellen im ländlichen
Raum, stellten die Referenten
fest. Aufgabe der kommenden
Jahre werde es sein, weitere
Überschneidungsbereiche und
gemeinsame Zielkorridore für
Wasserwirtschaft und Ländliche
Entwicklung zu identifizieren.
Beispielhaft seien hierbei die 
Erfolge bei der gemeinsamen
Umsetzung des vorbeugenden
Hochwasserschutzes insbeson-
dere im ländlichen Raum. 

Lebensqualität für die
ländlichen Räume retten

Der Präsident der Bayerischen
Akademie Ländlicher Raum,
Univ. Prof. Dr.-Ing. Holger Ma-
gel (TU München) beantwortete
abschließend die Frage nach der
weiteren Notwendigkeit von
Flurbereinigungsbehörden im
Zeichen von Bürgergesellschaft
und Privatisierung sehr klar:
„Wir brauchen zur Rettung der
Lebensqualität in weiten Teilen
der ländlichen Räume... mehr
denn je einen Anwalt und eine
Agentur, die weit denkend und
bestens aus- und fortgebildet im
Sinne eines nachhaltigen Land-
managements unter Einschluss
von immer mehr engagierten
Bürgern sowie Partnern aus an-
deren Verwaltungen und der Pri-
vatwirtschaft bestmöglich zur
Allokation der Land- und sonsti-
gen Ressourcen und zur Mehr-
wertschöpfung im ländlichen
Raum beitragen.“ Letztlich gehe
es um die Attraktivität, Unver-
wechselbarkeit und damit die
Identität Bayerns. DK

Ein neuer ganzheitlicher ...

Kommunale Allianzen im Fokus ...

Vier zentrale 
Herausforderungen

1. Zukunftsfähigkeit durch
Professionalisierung -

strategisch durch Leitbilder
und wirkungsorientierte Eva-
luierung 

2. Aktive Bürgergesell-
schaft - Gemeinde als

Möglichmacherin 

3. Offene und aktive Pla-
nungs- und Beteili-

gungsprozesse als Chance für
neue Ideen und verbesserte
Akzeptanz 

4. Gemeindenetzwerke,
um regional denken und

handeln zu lernen

Dabei werde, so Humer, klar,
dass all diese Punkte nur positiv
wirksam werden können, „wenn
die Gemeinde weiß, wohin sie
will“. Der ländliche Raum brau-
che eine „Kultur der Nachhaltig-
keit“, die professionelle Zu-
kunftsarbeit mit dem Vorhanden-
sein einer Langfristperspektive
verknüpft. Dabei reiche es nicht
aus, Gemeindepolitik auf wirt-
schaftliche und finanzielle The-
men zu reduzieren. 

Die klassischen Instrumente
und Planungsansätze auf kom-

Deutscher Städtetag:

Hartz IV erfordert
weitere Korrekturen

Der Deutsche Städtetag hat begrüßt, dass die Große Koalition
mit dem im Bundestag verabschiedeten Fortentwicklungsge-
setz zum Sozialgesetzbuch II das Problem der stark gestiege-
nen Zahl der Leistungsbezieher und der Kosten angepackt hat.
Wie deren Präsident, Münchens Oberbürgermeister Christian
Ude, bei einer Präsidiums- und Hauptausschusssitzung in
Hannover betonte, verfolge sein Verband aber mit Sorge, dass
die Zahlen auch im Mai erneut gestiegen sind. 

Gefordert wurde deshalb, die
Voraussetzungen für den Bezug
von Arbeitslosengeld II und Un-
terkunftskosten weiter zu überar-
beiten und sich dabei an der
früheren Sozialhilfe zu orientie-
ren. Kürzungen der Regelsätze
lehnten die Städte dagegen ein-
deutig ab. Ude zufolge „war und
bleibt es richtig, dass Arbeitslo-
senhilfe und Sozialhilfe in einem
System für alle Langzeitarbeits-
losen zusammengefasst worden
sind“. Das Fortentwicklungsge-
setz leiste nun einen wichtigen
Beitrag, um Fehlanreize abzu-
bauen. Positiv sei ebenso, dass
die Koalition im Herbst im Zuge
der Niedriglohn- und der Min-
destlohn-Debatte die Instrumen-
te der Arbeitsmarktpolitik über-
prüfen und möglicherweise dann
weitere Nachjustierungen vor-
nehmen wolle. 

Leistungen für
die wirklich Bedürftigen

„Wir glauben, dass weitere
Schritte möglich und erforder-
lich sein werden, um die Leis-
tungen noch stärker auf die wirk-
lich Bedürftigen zu konzentrie-
ren und das System auf Dauer fi-

nanzierbar zu halten“, bemerkte
Ude. Er verwies auf den anhal-
tenden Anstieg der Zahl der Be-
darfsgemeinschaften und der
Kosten: Trotz der insgesamt
deutlich gesunkenen Arbeitslo-
sigkeit im Monat Mai sei die
Zahl der Bedarfsgemeinschaften
im Arbeitslosengeld II erneut um
42.000 von rund 3,92 auf 3,96
Millionen gestiegen. Die in der
Statistik später revidierte Mo-
natszahl werde sicher über 4
Millionen liegen. Die Belastung
der Kommunen durch die Unter-
kunftskosten drohe in diesem
Jahr gegenüber 2005 um minde-
stens 1,5 Milliarden Euro anzu-
wachsen. 

Aktivierende Hilfen

Der Städtetagspräsident wei-
ter: „Wir wollen keine Kürzung
der Regelsätze für Langzeitar-
beitslose. Aber die aktivierenden
Hilfen für Langzeitarbeitslose
dürfen nicht dadurch gefährdet
werden, dass immer größere Tei-
le der Bevölkerung unter das So-
zialgesetzbuch II fallen. Gerade
im Interesse der Langzeitarbeits-
losen muss das Sozialsystem
Hartz IV dauerhaft handlungs-
fähig und bezahlbar bleiben.“

Anreize zur Eingliederung

Der Deutsche Städtetag stellte
fest, dass die Anreize zur Ein-
gliederung in den Arbeitsmarkt
verstärkt werden könnten, indem
einzelne Vermögensbestandteile
wie etwa Wohneigentum oder
Kraftfahrzeuge weniger umfas-
send geschützt und der befristete
Zuschlag zum Arbeitslosengeld
II abgeschmolzen würde. Hinter-
grund: Durch den Zuschlag
und anrechnungsfreie Hinzuver-
dienstregelungen kann eine Fa-
milie mit zwei Kindern heute ein
Haushaltsnettoeinkommen von
2.200 Euro monatlich erzielen.
Der Anreiz, eine niedrig vergüte-
te Tätigkeit aufzunehmen, ist da-
durch nicht mehr gegeben.     DK

Kofinanzierung möglich:

Gemeinden setzen
Alpenwissen um

Das neue Projekt DYNALP2
fördert Projekte in Alpenge-
meinden mit 500.000 Euro.
Gemeinden können sich jetzt
für eine Kofinanzierung ihrer
Projekte bewerben.

Im Projekt „Zukunft in den
Alpen“ haben Experten um-
fangreiches Wissen über eine
nachhaltige Entwicklung in
den Alpen gesammelt. Die-
ses Wissen umzusetzen, ist 
Ziel des Gemeinde-Netzwerks
„Allianz in den Alpen“.Geför-
dert werden ausgewählte Pro-
jekte in einer Grössenordnung
von 20.000 bis 40.000 Euro,
wobei die Gemeinden 50%
kofinanzieren müssen. Mit-
gliedsgemeinden des Gemein-
de-Netzwerks können ihre
Ideen bis zum 15. September
einreichen. Unterlagen und
detaillierte Informationen zur
Ausschreibung sind unter
http://dynalp.alpenallianz.org/
de/ausschreibung abrufbar.

Behandelt werden können
die Themen: „Regionale Wert-
schöpfung“, „Soziale Hand-
lungsfähigkeit“, „Schutzgebie-
te“, „Mobilität“, „Neue Formen
der Entscheidungsfindung“,
„Politiken und Instrumente“.  
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Damit hier auch morgen noch
Wettkämpfe ausgetragen wer-
den. mps bietet die intelligente
Hilfe für die Sanierung der
Kommunalfinanzen.

Die Zukunft
der Sportstätten
sichern.

mps public solutions gmbh
Carl-Spaeter-Str. 15
56070 Koblenz

Fon 02 61 / 8844 203
Fax 02 61 / 88 44 288
info@mps-solutions.de
Zertifiziert
durch:

* im Rahmen einer Testgestellung

NEUES FINANZWESEN

Jetzt Bilanz ziehen!
Mit der Finanzmanagement-
Lösung für kommunale Doppik.
Analyse- und Planungstools
inklusive.

VERMÖGENSBEWERTUNG

Jetzt kostenlos
starten!*
Mit leistungsstarker Software
zur Erfassung und Bewertung
des kommunalenVermögens.

NEUES BÜRGERAMT

Jetzt modernisieren!
Mit dem Komplettsystem für
das Einwohnermeldewesen.
OSCI-fähig und ePass-tauglich!

Sie möchten wissen, welche
Vorteile mps-Software Ihrer
Verwaltung bietet?
Sprechen Sie mit uns.

www.m p s - s o l u t i o n s . d e

EU-Projekt RISER im Rahmen der Initiative eTEN:

Grenzüberschreitendes
eGovernment mit MESO

Auskünfte aus amtlichen Melderegistern gehören zu den am häufigsten 
nachgefragten Dienstleistungen der Öffentlichen Verwaltung in Europa

Allein in Deutschland holen Unternehmen und Bürger pro Jahr
rund 25 Millionen Meldeauskünfte ein. Die Zahl der grenzüber-
schreitenden Meldeauskünfte wird auf eine Anfrage pro 100
Einwohner beziffert - Tendenz: „steigend“.

Vor dem Hintergrund dieser
Entwicklung wurde eigens ein
EU-Projekt initiiert: RISER -
Registry Information Service on
European Residents. Ein Inter-
netdienst auf europäischer Ebene
soll Firmen und Privatpersonen
der Mitgliedsstaaten den Zugang
zu Informationen aus amtlichen
Melderegistern bieten. Der
Dienst - so das Ziel - ermöglicht
den Zugriff auf die Daten lokaler
und nationaler Melderegister in
Europa und erfüllt dabei die je-
weiligen nationalen melde- und
datenschutzrechtlichen Bestim-
mungen. 

Bereits im Dezember 2005 ha-
ben die PSI GmbH, Berlin als
Projektkoordinator von RISER
sowie die komuna GmbH EDV-
Beratung, Altdorf und die HSH
GmbH, Ahrensfelde die Zusam-
menarbeit vereinbart. Entstan-
den ist daraus das Produkt „Au-
tomatisierte Sammelauskunft“
für die Anwender des Einwoh-
nermeldeamtsverfahrens MESO.

Power-User versus
Gelegenheitsnutzer

Schon in der Vergangenheit
waren in diversen Projekten In-
ternetportale für eine Online-
Melderegisterauskunft realisiert
worden. In der Praxis zeigten
sich bei diesen Verfahren jedoch
durchaus Schwächen. Ein Groß-
teil der Melderegisteranfragen
kommt von sogenannten Power-
Usern. Das sind beispielsweise
große Adressdienstleister oder
Versandhäuser. Im Gegensatz zu
Behörden und Gelegenheitsnut-
zern, wollen sie jedoch keinen
Onlinedialog, sondern eine Pro-
gramm-zu-Programm-Schnitt-
stelle für ihre täglich mehreren
hundert Anfragen. 

Ein weiteres gravierendes Pro-
blem ist die schlechte Trefferquo-
te bei bisherigen Online-Verfah-
ren. Denn im Gegensatz zum tra-
ditionellen schriftlichen Verfah-
ren führen bereits einzelne Tipp-
fehler im Namen oder in Straßen-
bezeichnungen zu einer sachlich
unrichtigen Negativauskunft. 

Sachverstand 
des Sachbearbeiters

Um all diese Nachteile auszu-
gleichen, kombiniert das jetzt an

das Projekt RISER angeschlos-
sene Verfahren „Automatisierte
Sammelauskunft“ die Vorteile
der automatischen, maschinen-
gestützten Auskunft mit dem
Sachverstand des Sachbearbei-
ters. Rund 70 % der elektronisch
eingehenden Anfragen werden
maschinell gemäß den gesetzli-
chen Bestimmungen abgegli-
chen. Die nicht eindeutig zuor-
denbaren verbleibenden 30 %
werden dem Sachbearbeiter im
Meldeamt elektronisch im Ein-
wohnerverfahren MESO zusam-
men mit möglichen Ergebnis-
treffern am Bildschirm darge-
stellt. 

Einbindung des Menschen

Durch diese Einbindung des
Menschen in den Entschei-
dungsprozess wird eine weitge-
hend automatisierte Auskunft
mit Trefferquoten bis über 95 %
erreicht und die Antwortzeiten
für den Anfrager liegen trotzdem
meist unter 24 Stunden. 

Qualität verbessern

Thomas Oelfke, bei der PSI
GmbH für das Projekt zuständig,
meint dazu: „Die Verwaltungs-
gebühr für Meldeauskünfte ist in
Deutschland im europäischen
Vergleich sehr hoch. Wenn nun
elektronische Auskunftsanfragen
mit schlechter Qualität beant-
wortet werden, ist diese hohe

Gebühr dem Kunden kaum mehr
zuzumuten.“ „Im Sinne unserer
Kunden, der Meldebehörden,
wollen wir nicht die Verwal-
tungsgebühr drücken, sondern
vielmehr die Auskunftsqualität
erhöhen“, ergänzt dazu Ludwig
Atzberger, Geschäftsführer der
komuna GmbH. 

Rathaus Service-Portal 

Die Lösung hat den Pilotstatus
nunmehr glänzend gemeistert
und steht jetzt als Ergänzung
zum Fachverfahren im Einwoh-
nerwesen MESO weit über
2.000 Meldebehörden in
Deutschland zur Verfügung.

Die komuna hat die Lösung in
ihr eGovernment-Portfolio „Rat-
haus Service-Portal“ integriert.
„Damit bieten unsere Kunden
ihren Bürgern, der regionalen
Wirtschaft und den überregiona-
len Power-Usern die jeweils
maßgeschneiderte Lösung an“,
meint dazu Marco Vogl, bei ko-
muna verantwortlich für eGover-
nment-Lösungen. 

Die nächsten Ziele der Pro-
jektpartner sind klar: Sie wollen
möglichst viele der über 2.000 in
Deutschland mit MESO arbei-
tenden Meldebehörden an das
RISER-Projekt anschließen.

Die Projektbeteiligten

Die PSI AG, Berlin, ent-
wickelt und integriert auf der Ba-
sis eigener Software individuelle
Lösungen für das Management
großer Netze (Elektrizität, Gas,
Öl, Telekommunikation, Ver-

Gemeinden an Datenautobahnen anschließen!
Brandl: Moderne Verwaltung braucht moderne Technologie

„Die Gemeinden müssen schnellstmöglich an
die modernen Datenautobahnen angeschlos-
sen werden. DSLund vergleichbare Techniken
sind heutzutage Stand der Technik. Alle Rat-
häuser, aber auch die Gewerbetreibenden auf
dem Lande sowie - langfristig - alle Bürgerin-
nen und Bürger müssen die Möglichkeit be-
kommen, die moderne Technologie zu nutzen“
sagte Gemeindetagspräsident Dr. Uwe Brandl.

„Ich begrüße es, dass Wirtschaftsminister Er-
win Huber sich darum kümmern will, dass alle
Rathäuser Bayerns Zugang zur modernen Tech-
nik erhalten.“ Brandl übersandte dem Wirt-
schaftsminister eine Liste mit knapp 200 Ge-
meinden, die derzeit nicht oder nur unzulänglich
mit Breitband-Technologie ausgestattet sind.
„Die Gemeinden dürfen nicht abgehängt wer-
den. Der ländliche Raum will nicht die Schluss-
lichter der Entwicklung sehen.“

In der laufenden Diskussion um die Entwick-
lungschancen der ländlichen Regionen Bayerns
hat der Bayerische Gemeindetag wiederholt auf
ein spürbares Kommunikations-Infrastrukturge-
fälle aufmerksam gemacht. Während in den

Großstädten und Ballungsräumen hochmoderne
Breitbandtechnologie (z.B. DSL) mit Hoch-
druck aufgebaut und innerhalb kürzester Zeit
verfügbar ist, klagen viele Gemeinden, Gewer-
betreibende und Bürger in den ländlichen Regio-
nen Bayerns über eine schleppende oder gar
nicht stattfindende Versorgung mit Breitband-
technologie. 

Wirtschaftsminister Erwin Huber hat den Ge-
meindetag gebeten, ihm Gemeinden mitzuteilen,
die von dieser Entwicklung abgeschnitten sind.
Das Ergebnis einer entsprechenden Umfrage
von Bayerns mitgliederstärkstem Kommunal-
verband wurde inzwischen dem Minister mitge-
teilt: knapp 200 Gemeinden sind entweder gar
nicht oder nur unzulänglich mit moderner Breit-
bandtechnologie ausgestattet. Sie haben deshalb
große Schwierigkeiten, das Internet zu nutzen
oder größere Datenmengen zu transferieren.
Brandl: „In der heutigen Zeit ein inakzeptabler
Zustand. Wenn der Freistaat seinem Anspruch
als High-Tech-Standort genügen will, muss er
mit uns zusammen daran gehen, dieses Defizit
schnellstmöglich zu beseitigen.“

Konkurriert das Recht einer Gemeinde am Gemeindenamen
mit einem Recht einer natürlichen oder juristischen Person auf
den gleichen Namen, dann geht im Einzelfall - etwa bei der Re-
gistrierung einer Internet-Domain - das Recht desjenigen vor,
der als erster davon Gebrauch macht. Das hat der Bundesge-
richtshof (BGH) in einem Urteil vom 9. Juni 2005 (Az.: I ZR
231/01) klar gestellt.

Im Streitfall wollte eine Kom-
mune die Herausgabe eines Do-
mainnamens von einer Firmen-
holding erzwingen. Die Holding
hatte die Kurzbezeichnung einer
Tochterfirma für eine .de-Do-
main angemeldet, die mit dem
Gemeindenamen übereinstimm-
te und auf den Namen des histo-
rischen Gründers der Tochterge-
sellschaft zurückgeht, dessen Fa-
milienname - was nicht unge-
wöhnlich ist - mit dem Gemein-
denamen identisch war.

Der BGH stellt nun fest, dass
wenn - wie hier - Namensrechte
konkurrieren, immer dasjenige

Recht vorgeht, das als erstes aus-
geübt wurde. Bei Unternehmen
wird dabei nicht nur der volle Na-
me - wie er etwa im Handelsregi-
ster eingetragen ist - zu Grunde
gelegt, sondern auch Kurzbe-
zeichnungen, die sich am Markt
durchgesetzt haben. Eintragungs-
berechtigt ist ferner nicht nur die
Firma selbst, sondern auch die
Holding, zu der sie gehört. Vor al-
lem im Hinblick auf die derzeit
laufende .eu-Registrierung gilt al-
so unter Umständen auch für öf-
fentliche Namensträger der uralte
Rechtsgrundsatz: Wer zuerst
kommt, mahlt zuerst!              mpa

GZ Aktuelle Rechtsprechung§ §
Domainnamen von Gemeinden versus Firmen und Private:

Wer zuerst kommt, mahlt zuerst

Neue Rechenzentren Nord und Süd für die öffentliche Verwaltung:

Bayern optimiert IT-Infrastruktur
Sinner: „Mit modernster IuK-Technik ausgestattete Verwaltung und gezieltes Angebot 

von eGovernment sind wichtige Standortvorteile im internationalen Wettbewerb“ 

Bayern optimiert die IT-Infrastruktur der öffentlichen Verwal-
tung. Das Kabinett beschloss, den gesamten staatlichen IuK-Be-
trieb auf die beiden neu einzurichtenden staatlichen Rechenzen-
tren Nord in Nürnberg und Süd in München zu übertragen.
Durch die Zusammenlegung und Konzentration der bisher be-
stehenden 1.150 IT-Betriebs- und Rechenzentren auf künftig
zwei Rechenzentren Nord und Süd werde die Rechnerinfra-
struktur des Freistaates noch leistungsfähiger und fit gemacht
für die Anforderungen des modernen eGovernment, betonte
Staatskanzleichef Eberhard Sinner bei der Vorstellung des Um-
setzungskonzepts im Ministerrat. 

Sinner: „Eine mit modernster
IT- Technik ausgestattete Verwal-
tung und ein gezieltes Angebot
von e-Government sind wichtige

Standortvorteile im internationa-
len Wettbewerb. Bürger und Un-
ternehmen wollen eGovernment-
Angebote oft gerade am Abend
oder am Wochenende außerhalb
der Öffnungszeiten der Behörden
nutzen. Mit der neuen konzen-
trierten IT-Struktur können wir
Hochsicherheit, Hochverfügbar-
keit und Ausfallsicherheit der
staatlichen Online-Angebote ver-
bessern und gleichzeitig deutli-
che Synergieeffekte erzielen.“
Bereits zum 1. April 2006 wurde
neben dem Rechenzentrum Nord
in Nürnberg beim Landesamt für
Steuern auch das Rechenzentrum
Süd in München beim Landes-
amt für Statistik und Datenverar-
beitung eingerichtet. 

Verbesserte 
Wirtschaftlichkeit

Die bisherigen IT-Betriebs-
zentren werden schrittweise in
die neuen Rechenzentren einge-
gliedert. Dabei werden die Sy-
steme vereinheitlicht und an die
zentralen Rechenzentren verla-
gert. Durch die Bündelung und
die Einführung von Controlling-
Verfahren und Kosten- und Leis-
tungsrechnung wird nach Anga-
ben Sinners auch die Wirt-
schaftlichkeit verbessert. So

können im IuK-Betrieb der
Staatsverwaltung voraussichtlich
insgesamt rund 140 Stellen ein-
gespart werden. 

Das Online-Angebot von Ver-
waltungsleistungen im Internet
ist mittlerweile für viele Bürge-
rinnen und Bürger eine echte Al-
ternative zum Behördengang.
eGovernment hat sich nach Sin-
ners Worten zum Innovations-
motor der Verwaltungsreform in
Bayern entwickelt. Als Beispiele
nannte der Minister die Möglich-
keit, Steuererklärungen, Regis-
terauskünfte oder Meldepflich-
ten beim Einwohnermeldeamt
jederzeit von zu Hause aus be-
quem und sicher per Internet zu
erledigen. So können die Bürger
seit 1. 1. 2006 ihre Jahressteuer-
erklärung vollständig elektro-
nisch über das Verfahren „EL-
STER“ der bayerischen Finanz-
verwaltung abgeben. Vorausset-
zung ist lediglich, sich vorher
über ELSTER eine elektronische
Unterschrift in Form eines kos-
tenlosen Software-Zertifikats
herunterzuladen. Dieses Jahr ha-
ben bereits über 50.000 Bürger
von dieser Möglichkeit der elek-
tronischen Steuererklärung Ge-
brauch gemacht. Der Minister
hob ferner die Möglichkeit für
Unternehmer hervor, ihr Gewer-
be über das Verfahren „GE-
WAN“ des Landesamtes für Sta-
tistik und Datenverarbeitung
elektronisch über das Internet
anzumelden. Sinner: „Wir wol-
len den Online-Kontakt der Bür-
ger mit der Verwaltung weiter
ausbauen. eGovernment ist ein
Paradebeispiel für mehr Bürger-
freundlichkeit in der öffentlichen
Verwaltung.“

kehr), unternehmensübergreifen-
des Projektmanagement (Stahl,
Chemie, Maschinenbau, Auto-
motive, Logistik) sowie Informa-
tionsmanagement für Behörden
und Dienstleister. www.psi.de.

Die HSH GmbH, Ahrensfel-
de, entwickelt Lösungen für das
Einwohnerwesen und das Aus-
länderwesen. Mit dem Produkt
MESO für die Einwohnermel-
deämter ist HSH bundesweiter
Marktführer. www.hsh-berlin.
com.

Die komuna GmbH, Alt-
dorf, hat sich spezialisiert auf die
Betreuung und Beratung bayeri-
scher und baden-württembergi-
scher Kommunalverwaltungen.
Dabei ist komuna auch Vertriebs-
partner der HSH GmbH. Internet:
www. komuna.de.
Nähere Informationen:

Unter www.riser.eu.com gibt
es im Internet ausführliches Ma-
terial zum Projekt RISER.

Jahresgutachten Mobilfunkstandorte:

Konfliktpotenziale trotz 
verbesserter Zusammenarbeit 

Mobilfunk gehört heute zur
unverzichtbaren Infrastruk-
tur. Nicht nur die UMTS-Tech-
nologie, auch die von Nutzern
gewünschte flächendeckende
Versorgung erfordern einen
weiteren Ausbau der Sendean-
lagen. Dieser sollte jedoch
möglichst weitgehend im Ein-
klang zwischen Mobilfunkbe-
treibern, Städten und Gemein-
den sowie Bürgern geschehen. 

Die Zusammenarbeit zwi-
schen Kommunen und Netzbe-
treibern hat sich in den meisten
Bereichen von Jahr zu Jahr ver-
bessert. Noch vorhandene Defi-
zite könnten vor allem durch ei-
ne bessere Kommunikation zwi-
schen Netzbetreibern, Städten
und Gemeinden sowie Bürgern
behoben werden. Dies ist die
zentrale Erkenntnis des Jahres-
gutachtens Mobilfunk 2005, das
im Auftrag des Informationszen-
trums Mobilfunk (IZMF) durch
das Deutsche Institut für Urbani-
stik (Difu) erstellt wurde. 

Kommunikation verbessert

Konflikte, vor allem über die
Tauglichkeit von Standorten,
gibt es jedoch nach wie vor - bei
insgesamt relativ niedrigem Ni-
veau. Die nachweisbar verbes-
serten Kommunikationsprozesse
haben sicher dazu beigetragen,
dass trotz intensiven Netzaus-
baus kein Anstieg der Konflikt-
häufigkeit zu verzeichnen war.
Dennoch muss man sich über die
Ursachen für das auch weiterhin
zu erwartende Konfliktpotenzial
bewusst sein, wie sie in der aktu-
ellen Untersuchung benannt
sind. Nur dann lassen sich
zukünftig Maßnahmen ent-
wickeln, um das positive Bild
nicht zu gefährden. 

Nach Prognosen von Kommu-
nen und Betreibern gibt es ver-
schiedene Ursachen für das wei-
terhin erwartete Konfliktpotenzial: 

Höhere Sensibilität gegen-
über Mobilfunk in der Bevölke-
rung, auch verursacht durch den
UMTS-Ausbau. 

Probleme beim Vorschlag
und bei der Bewertung von alter-
nativen Standortvorschlägen der
Städte und Gemeinden. 

Teilweise eingeschränkte Ver-
fügbarkeit von geeigneten Stan-
dorten aus Sicht von Kommunen
und Betreibern.

Weitere Ergebnisse des Jahres-
gutachtens sind, dass im Ver-
gleich zum Vorjahresgutachten
Verbraucherschutz und -infor-
mation in weiten Teilen verbes-
sert wurden. In den Bereichen
Forschungsförderung und Moni-
toring sind die Netzbetreiber
auch 2005 den aus der Selbstver-
pflichtung resultierenden Ver-

pflichtungen in vollem Umfang
nachgekommen. 

Link zum Gutachten: http://
edoc.difu.de/orlis/DF10292.pdf
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IT-Lösungen
für Ihr erfolgreiches Rathaus
Wir entwickeln im eigenen Hause
Kommunale Software auf Basis
einer einheitlichen Datenbank mit
ämter- und aufgabenübergreifen-
den Lösungen für das Einwohner-
meldewesen, die Kämmerei und
das Bauamt.

mehr-als-verwalten.de

adKOMM GmbH
Stadtweg 14

85134 Stammham
Tel: 08405 9286-210
Fax: 08405 9286 -310

Poststelle@adKOMM.de

Systemlösungen ämter- und aufgaben-
übergreifend (z.B. adKOMM HKR, STA/VGA,
EWO, BEI, GIS, LuG, etc.)

Integrationsplattform statt Schnittstellen

Aufgabenbezogene, einheitliche Adress- und
Objektverwaltung

Informationen fachübergreifend zur
Planungs- und Entscheidungshilfe

Entwickelt im eigenen Haus

Ihr Lösungspaket aus einer Hand

Einfache Vermögensbewertung
Der Wertbeitrag des Technischen Rathauses (Bauamt) zum NKF

Jedes Fachamt in einer kommunalen Verwaltung hat bei den
Vorbereitungen zur Umsetzung des Neuen Kommunalen Fi-
nanzwesens seinen Beitrag zu leisten. Dies hat sich aus den Er-
fahrungen erster Pilotanwender ergeben. Ein entscheidender
Bestandteil kommt dabei dem Bauamt zu, denn es ist mittler-
weile bekannt, dass 80 % des Wertes der kommunalen Vermö-
gen als immobiles Vermögen, also in Form von Grundstücken,
Gebäuden, Straßen usw. vorliegen. 

Gleichzeitig dazu zeigen Er-
fahrungswerte, dass der Erfas-
sungsaufwand des immobilen
Vermögens lediglich 20 % des
Gesamtaufwands beträgt. Vor-
aussetzung dafür sind einerseits
fachliches Hintergrundwissen

Bau- bzw. Finanzverwaltung be-
steht in der Ermittlung der Lie-
genschaftsobjekte samt Flächen.
Die Softwarelösung adKOMM
Liegenschaften greift hierbei auf
Daten aus dem Automatisierten
Liegenschaftsbuch (ALB) und

Wertminderungen wegen Bau-
schäden sowie zeitanteilige Ab-
schreibungen. Das Sachwertver-
fahren entspricht damit dem Ge-
danken einer Ersatzbeschaffung
bzw. Rekonstruktion und wird
bundesweit von den Aufsichts-
behörden favorisiert.

2. Das Ertragswertverfahren
(§§ 15 - 20 WertV) findet An-
wendung, sofern der nachhaltig
erzielbare Ertrag für die Wertein-
schätzung am Markt im Vorder-
grund steht. In kommunalen
Eröffnungsbilanzen kommen
vor allem Mietshäuser und teil-
weise Verwaltungsgebäude und
ggf. noch Kindergärten in Frage,
sofern sich Rohmieten und Lie-

„BayernOnline-Preis 2006“ für Stadt Schweinfurt:

Vorbildlicher Bürgerservice
Die Stadt Schweinfurt ist mit dem begehrten „BayernOnline-
Preis 2006“ ausgezeichnet worden. Gewürdigt wurden die bür-
gerfreundlichen und serviceorientierten Verwaltungsabläufe im
Bürgerbüro. Der Preis wird vergeben für Projekte, bei denen
durch den Einsatz moderner Informations- und Kommunikati-
onstechnik besondere Dienstleistungen und ein hoher Automati-
sierungsgrad erreicht werden. 

„Angesichts der finanziellen
Lage der Öffentlichen Haushalte
muss die Öffentliche Verwaltung
alle denkbaren Möglichkeiten
nutzen, um auch die internen
Kosten zu reduzieren. Der Ein-
satz moderner Informations- und
Kommunikationstechnik bietet
eine gute Chance, in der Verwal-
tung einen möglichst hohen Au-
tomatisierungsgrad zu erreichen

und dadurch Kosten zu sparen.
Die Stadt Schweinfurt hat diese
Aufgabe eindrucksvoll gemeis-
tert und ist ein würdiger Träger
des BayernOnline-Preises 2006.
Der Stadt ist es mit ihrem Bür-
gerservice gelungen, in einem
organisatorisch und technisch
umfassenden Ansatz ihre Ver-
waltungsabläufe bürgerfreund-
lich, serviceorientiert, effektiv
und Kosten-sparend zu gestal-
ten“, hob Innenstaatssekretär
Georg Schmid bei der Preisver-
leihung hervor.

Benutzerfreundliche 
Lösungen

Schmid würdigte in seiner Lau-
datio auch die beiden anderen Fi-
nalteilnehmer. So habe das Lan-
desamt für Statistik und Daten-
verarbeitung mit dem Online-An-
gebot des Bayerischen Landtags
beeindruckend aufgezeigt, wie
die Bevölkerung wirksam über
parlamentarische Arbeit infor-
miert werden kann. Und die ePro-
curement-Lösung des Baye-ri-
schen Landwirtschaftsministeri-
ums sei ein gelungenes Beispiel,
wie durch gezielte Verbesserung
der behördeninternen Abläufe
und benutzerfreundliche Lösun-
gen für externe Nutzer deutliche
Einsparpotenziale bei der Ab-
wicklung von Beschaffungsvor-
gängen erreicht werden können.

Schweinfurts Oberbürgermeis-
terin Gudrun Grieser, die ge-
meinsam mit dem zuständigen

Finanzreferenten Martin Baldauf
den Preis entgegennahm, sprach
von einer „großen Auszeichnung
für alle Mitarbeiter, ohne deren
hohe Mitwirkungsbereitschaft
das ehrgeizige Vorhaben nicht
gelungen wäre“. Schweinfurt sei
bei der Aufstellung des Bürger-
services neue Wege gegangen:
„Wir haben den üblichen Ver-
waltungsprozess auf den Kopf
gestellt“, erklärte Grieser. 

Outsourcingpartner

So habe man zunächst einen
starken EDV-Outsourcingpart-
ner gesucht und mit T-Systems
auch gefunden. Dann habe man
sich von diesem beraten lassen,
„welche Verwaltungsdienstlei-
stungen technisch möglich
sind“. Daraufhin seien die zu-
ständigen Ämter eingebunden
und mit der Realisierung der je-
weiligen Services beauftragt
worden. Rund 90 Verwaltungs-
dienstleistungen können die Bür-
ger Schweinfurts mittlerweile
über das zentrale Bürgerbüro ab-
wickeln. „Damit haben wir ein
hohes Maß an Erreichbarkeit,
Schnelligkeit und Service für un-
sere Bürger geschaffen“, so die
Rathauschefin.

Auf den nun erhaltenen Lor-
beeren möchte man sich jedoch
nicht ausruhen. „Wir stehen wei-
ter an der Spitze des technologi-
schen Fortschritts“, kündigte
Baldauf an, der auf die bevorste-
hende Inbetriebnahme der „Voi-
ce-over-IP-Telefonie“ verwies.
Angenehmer Nebeneffekt aller
Neuerungen: In der Regel wird
nicht nur der Servicegrad erhöht,
sondern auch Geld gespart. Und
dies freut den Stadtkämmerer
naturgemäß besonders.           DK
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Betriebs- und
Geschäftsausstattung

Grundstücke, Gebäude
Infrastrukturvermögen

Erfassungs-
aufwand

Wert

Vermögenswerte und Erfassungsaufwand.

Bodenrichtwert: 135 €/m2

Bodenrichtwerte im GIS.

und die Integration der unter-
schiedlichen Fachdaten. Zum
anderen wird dieses vergleichs-
weise günstige Aufwand-Nut-
zen-Verhältnis v. a. durch die
Einzelwerte und einfache Be-
wertungsmöglichkeiten erreicht.

Bewertung 
von Grund und Boden

Für die Ermittlung des Boden-
wertes pro m² werden vom Bau-
amt folgende Fachdaten genutzt:

1. Kaufverträge zur Bewer-
tung nach den historischen An-
schaffungskosten

2. Bodenrichtwerte in Form
von Bodenrichtwerttabellen oder
besser in Form von Bodenricht-
wertkarten, um auf Basis der
vom Gutachterausschuss für
Grundstückswerte ermittelten
Werte je m² den jeweiligen Bo-
denwert zu errechnen

3. Durchschnittswert je m²
Nutzungsart nach Landesrichtli-
nie, vor allem für die Bereiche,
in denen kein Bodenrichtwert
vorliegt. 

Gesamtwert

Allen drei Bewertungsmetho-
den ist gemeinsam, dass sich aus
der Fläche und dem Bodenwert
je m² und möglichen Abschlägen
der Gesamtwert ergibt. Ein
Großteil des Aufwandes der

aus Geoinformationssystemen
(GIS) zurück, wie z.B. die Digi-
tale Flurkarte (DFK), Luftbilder
(Digitale Orthofotos der Vermes-
sungsverwaltung) oder Boden-
richtwertkarten. Durch diese In-
tegration sind es nur drei Schritte
vom Grundstück zum bewerte-
ten Liegenschaftsobjekt: Das
Flurstück für das neue Liegen-
schaftsobjekt wird aus dem ALB
oder aus der Karte (DFK) ausge-
wählt. Anschließend wird ihm
ein Bodenwert/m² zugeteilt und
im dritten Schritt automatisch
das neue Objekt mit Bodenwert
generiert - getrennt nach Flurab-
schnitten bzw. Nutzungsarten. 

Bewertung von Gebäuden

Zur pragmatischen Erfassung
und Bewertung der öffentlichen
Gebäude können die Wertermitt-
lungsverfahren des öffentlichen
Baurechts analog angewendet
werden, soweit keine aktuellen
Anschaffungs- und Herstel-
lungskosten zur Verfügung ste-
hen. Aktuell stehen den Verwal-
tungen folgende Möglichkeiten
für die Bilanzierung zur Verfü-
gung:

1. Das Sachwertverfahren 
(§ 21 - 25 WertV) bewertet (ver-
einfacht ausgedrückt) vorhande-
ne Flächen oder Rauminhalte
mit Normalherstellungskosten
(z.B. NHK 2000) abzüglich

genschaftszinssätze aus der
Marktanalyse ableiten lassen.

3. Der Versicherungswert
Um eine Vergleichbarkeit zwi-

schen den Werten herzustellen,
unterstützt adKOMM Liegen-
schaften alle drei Verfahren. Der
Anwender kann entscheiden,
welche Werte an die adKOMM
Anlagenbuchhaltung übergeben
werden.

Bewertung von Straßen

Das Vermögen von Kommu-
nen scheint sprichwörtlich „auf
den Straßen“ zu liegen, da in
Straßen, Wegen und Plätzen der
größte Teil des kommunalen
Vermögens gebunden ist. Auch
bei der Straßenbewertung bieten
sich dem Bauamt drei unter-
schiedliche Vorgehensweisen:

1. Durchschnittsbewertung:

Dem Straßenwert liegt eine ein-
fache Berechnung aus Straßen-
fläche und Wert zu Grunde.

2. Zustandsbewertung: Die
Straßen werden in einzelne
Straßenabschnitte unterteilt, de-
nen ein entsprechender Zu-
standswert zugewiesen wird.
Hierbei eignet sich besonders
der Rückgriff auf ein bestehen-
des Straßen- und Wegekataster,
da dort auf vorhandene Grundla-
gen zur Bewertung zurückge-
griffen werden kann.

3. Technische Zustandsbewer-
tung: Mit Hilfe von Messfahr-
zeugen werden der physikalische
Aufbau der Straßen und ihr Zu-
stand in der Bewertung berück-
sichtigt.

Jede Bewertungsmethode
liefert einerseits im Ergebnis
einen anderen Grad an Genau-
igkeit des Straßenwertes, er-
fordert  aber auch auf der an-
deren Seite unterschiedlich ho-
hen Aufwand an finanziellen
und technischen Mitteln sowie
Arbeitszeit. Die Vermögensbe-
wertung mit adKOMM unter-
stützt sowohl die relativ
schnellen Bewertungsmetho-
den (z.B. Flächenermittlungen
von Straßen via GIS und
anschließende Bewertung in
adKOMM Liegenschaften) als
auch die komplexeren und auf-
wendigeren Verfahren durch
die Anbindung von Spezial-
software. 

Innovative IT-Lösungen für Kommunen
auf Tagung in Rosenheim vorgestellt

Auf Einladung der Stadt Rosenheim, des Wirtschaftsraums
Südbayern Greater Munich Area und der IT-Region Salzburg,
Rosenheim, Kufstein, Traunstein und Berchtesgadener Land
kamen mehr als 80 hochrangige Vertreter von Städten und Ge-
meinden aus ganz Bayern und Österreich zu der eintägigen
Fachtagung „Innovative IT-Lösungen für Kommunen und de-
ren Betriebe“ ins Rosenheimer Kultur- und Kongresszentrum. 

In 40 Vorträgen, unter ande-
rem zu den Themen „Geo-Infor-
mationssysteme“, „Baugeneh-
migung“, „Dokumentenmanage-
ment“, „Personalwesen“ und
„IT-Sicherheit“ ließen sich die
EDV-Spezialisten der Städte und
Gemeinden von Fachleuten der
IT-Firmen über die neuesten An-
forderungen hinsichtlich Infor-
mationstechnik an die Verwal-
tungen und IT-Lösungen der Un-
ternehmen für die Kommunen
informieren. Zudem nutzten die
kommunalen Vertreter ausgiebig
die Möglichkeit zu individuellen
Gesprächen mit den IT-Fach-
kräften der 24 ausstellenden Un-
ternehmen. 

Wandel in der Verwaltung

In seinem Einführungsreferat
zur IuK-Strategie des Freistaates
Bayern für die nächsten fünf
Jahre verwies Walter Ganßer,
leitender Ministerialrat und Lei-
ter der zentralen IuK-Leitstelle
im Innenministerium, auf den
Wandel in der Verwaltung. Ohne
Informationstechnik gehe in den
Rathäusern nichts mehr: Gleich
ob Einwohnermeldeamt oder
Gewerbewesen, Zulassungsstel-
le, Finanzwesen, Baugenehmi-
gungen oder soziale Bereiche -
der Einsatz von EDV und mo-
dernen Kommunikationsmedien
wie Internet- und Intranet sind
aus dem täglichen Behördenall-
tag nicht mehr wegzudenken.
Allerdings mangele es noch zum
Teil an der Bereitschaft der Ver-
waltungen, die Möglichkeiten

der Informationstechnik durch-
gängig einzusetzen - besonders
auch hinsichtlich der internen
Kommunikation der einzelnen
Abteilungen miteinander, dem
Datenaustausch zwischen Kom-
munen und kommunalen Betrie-
ben oder dem Informationsfluss
zwischen Landratsämtern, Ge-
meinden und Städten.

Rosenheims Oberbürgermei-
sterin Gabriele Bauer verwies in
ihrem Grußworten auf die viel-
fältigen Einsatzmöglichkeiten
und Vorteile von Informations-
und Kommunikationstechnik:
Bei den Kommunen liege eine
überaus große Verantwortung
dafür,  wirtschaftliches Handeln
in den Vordergrund zu stellen.

Innovative IT-Lösungen für die
Städte und Gemeinden seien be-
sonders hinsichtlich des kommu-
nalen Finanzwesens und der
staatlichen Forderung nach dop-
pelter Buchführung (Doppik)
von Bedeutung. Richard Stelzer,
Vorsitzender des Referats Infor-
mationsverarbeitung und Kom-
munikation beim Bayerischen
Städtetag, bemängelte die Ex-
klusivität bereits vorhandener
Datensätze für einzelne Abtei-
lungen und forderte die Mög-
lichkeit, dass Behörden und Ver-
waltungen auf bereits einmal ge-
speicherte Daten - unter Berück-
sichtigung des Datenschutzes -
zugreifen können. 

Verwaltungsamtsrat Armin
Thoma berichtete über innovati-
ve IT-Lösungen aus Sicht des
Bayerischen Landkreistages und
Florian Schießl informierte über
die Erfahrungen der Landes-
hauptstadt München mit ihrem
Linux-Projekt.
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Stadt zwischen 25.000 und 100.000 Einwohnern erhält für bis zu 35 Millionen Euro:

Deutsche Telekom startet
Wettbewerb für T-City 
Anschluss an die Breitbandversorgung durch Fest- und Mobilfunknetze

Weitere Investitionen bis zu 80 Millionen Euro für Zukunftsprojekte in Aussicht 
Deutscher Städte- und Gemeindebund als Partner

Die Deutsche Telekom hat die aktive Ausschreibungsphase zum
angekündigten Wettbewerb für die deutsche Zukunftsstadt ge-
startet. Aufgerufen zum Wettstreit der Ideen sind Städte zwi-
schen 25.000 und 100.000 Einwohnern. Gemeinsam mit einer
Stadt in Deutschland will die Telekom mit diesem Projekt zei-
gen, welche Chancen die Nutzung neuer, innovativer und breit-
bandiger Informations- und Kommunikationstechnologien für
Wirtschaft, Institutionen, öffentliche Einrichtungen und damit
schließlich die Einwohner bietet. 

Sieger des Wettbewerbs und
damit T-City soll die Stadt wer-
den, der es am besten gelingt, in-
novative und nachhaltig durch-
führbare Projektideen zu entwer-
fen. Dabei soll eine effiziente
Vernetzung möglichst vieler öf-
fentlicher und privatwirtschaftli-
cher Angebote und Dienstleis-
tungen durch eine intensive Nut-
zung der Hochgeschwindigkeits-
Breitbandinfrastruktur - und zwar
im Mobilfunk- und Festnetz - er-
reicht werden.

Schlummernde Potenziale

„Unsere Städte verkörpern die
Zukunftsfähigkeit unserer gan-
zen Gesellschaft. Hier bündeln
sich Chancen und Risiken des
gesellschaftlichen Wandels und
der Globalisierung auf besonde-
re Weise. Und hier schlummern
noch viele ungenutzte Vernet-
zungs- und Synergiepotenziale“,
betont Vorstandsvorsitzender
Kai-Uwe Ricke. Die Deutsche
Telekom habe sich daher ent-
schlossen, gemeinsam mit ei-
ner Stadt in einem Partner-
schaftsprojekt zu zeigen, welche
Chancen die Nutzung innovati-
ver und breitbandiger Informati-
ons- und Kommunikationstech-
nologien biete. „Als führendes

Dienstleistungsunternehmen der
Branche wollen wir einen Bei-
trag leisten, mehr Lebens- und
Standortqualität in den Städten
zu erreichen.“ Bis Ende Oktober
dieses Jahres sollen die Städte
ihre Entwürfe und Ideen als Ge-
meinschaftsbewerbungen einrei-
chen. Dabei soll die gesamte
Stadt als urbaner Lebens- und
Wirtschaftsraum aktiv mitwir-
ken - also auch Organisationen
und Institutionen, die Wirtschaft
vom Kleinbetrieb und Mittel-
stand bis zum Großbetrieb, der
Gesundheitsbereich, der Nahver-
kehr, Vereine und Schulen - und
die Bürger selbst. Denn bei die-
sem Wettbewerb der besten
Ideen sollen möglichst viele
Bürger, soziale Gruppen, Unter-
nehmen und Institutionen ge-
meinsam kreative Konzepte für
eine optimale Vernetzung für
mehr Lebensqualität, Sicherheit
und Wertschöpfung in ihrer Hei-
matstadt entwickeln. 

Partner DStGB

Die Deutsche Telekom hat für
dieses Projekt als Partner den
Deutschen Städte- und Gemein-
debund (DStGB) gewonnen.
„Die Zukunft für Gewerbetrei-
bende und Dienstleister, Bürger

und Verwaltungen hängt maß-
geblich von der Verfügbarkeit
schneller elektronischer Daten-
kommunikation in den Kommu-
nen ab. Neue Jobs entstehen
dort, wo Unternehmen Zugang
zu schnellen Netzen haben“, be-
tont Dr. Gerd Landsberg, Ge-
schäftsführendes Präsidialmit-
glied des DStGB. Das Projekt
steht für weitere Partner und För-
derer offen. 

Jury tagt im Oktober

Aus dem Bereich der Anbieter
von Hard- und Software, der Lo-
gistik und Dienstleistung gibt es
bereits zahlreiche Interessensbe-
kundungen und schon erste Ge-
spräche. Eine Jury wird ab Ende
Oktober aus den besten Bewer-
bungen fünf bis zehn Städte für
die Endrunde auswählen. Die
Endrundenteilnehmer haben
dann Gelegenheit, nach vertie-
fenden Gesprächen und Besu-
chen ihre Projektentwürfe wei-
terzuentwickeln und auszufeilen.
Die endgültigen Konzepte sollen
bis Ende Januar 2007 eingereicht
werden. 

Bekanntgabe im Februar

Im Februar 2007 wird bekannt
gegeben, welche deutsche Stadt
T-City wird. Der Wettbewerbs-
sieger wird an die Hochge-
schwindigkeitsbreitband-Infra-
struktur der Deutschen Telekom,
das derzeit in zehn Städten aus-
gerollte VDSL-Glasfasernetz,
angeschlossen. Und natürlich
kann die Siegerstadt auch auf

breitbandige Mobilfunkdienste
zurückgreifen. Für die breitban-
dige Infrastruktur investiert die
Deutsche Telekom Sach-, Perso-
nal- und Finanzmittel in einem
Wert von bis zu 35 Millionen
Euro, abhängig von der Größe,
der geographischen Lage und
der gegebenen technischen In-
frastruktur des Wettbewerbssie-
gers. 

Endrunden-Teilnehmer
bekommen 50.000 Euro

Aber auch die anderen Teil-
nehmer der Endrunde gehen
nicht leer aus, sondern erhalten
Leistungen der Deutschen Tele-
kom AG im Wert von jeweils
50.000 Euro für Projekte, die
den Zielen des Wettbewerbs
möglichst nahe kommen. Dies
könnte zum Beispiel die Reali-
sierung einer neuen Community-
Website für alle Bürger und In-
stitutionen sein. 

Ideen für die Praxis

Gemeinsam mit den Bürgern
und Projektpartnern der T-City
Siegerstadt sollen bis zum Jahr
2011 möglichst viele Wettbe-
werbsideen in die Praxis umge-
setzt werden. Die Deutsche Tele-
kom beabsichtigt, hierfür Sach-,
Personal- und Finanzmittel in ei-
nem Wert von bis zu 80 Millio-
nen Euro in Form von Eigenin-
vestitionen, anteiligen Gemein-
schaftsinvestitionen und Sponso-
ring bereitzustellen. Über 400
Städte in Deutschland haben mit
der Teilnahme an dem Wettbe-
werb um den Titel „T-City“ nicht
nur die Möglichkeit, sich um die
Prämierung der besten Konzepte
zu bewerben. Ihnen bietet sich
zudem durch Einbeziehung aller
Kräfte vor Ort die Chance, mit
kreativen Ideen und dem Einsatz
innovativer IT- und TK-Lösun-

Düsseldorf, www.ne-na.de - Experten sind sich sicher, dass
mit dem IP Multimedia Subsystem (IMS) das Festnetz einer
Radikalkur unterzogen wird: „Perspektivisch läuft IMS auf
eine Ablösung der klassischen Telefonnetze hinaus. 

Um Daten und Videos auch breitbandig übertragen zu können,
braucht man Netzarchitekturen, die flexibel die unterschiedlichen
Bandbreitenanforderungen bedienen können. Neben dem Trans-
port selbst werden dabei auch komplexere Funktionen benötigt,
die auf die Präsenz der Kommunikationsteilnehmer, die Fähigkeit
ihrer jeweiligen Endgeräte und auch gemeinsame Anwendungen
abzielen“, erklärt Mehdi Schröder, Sales Director von Ericsson
Deutschland (http://www.ericsson.com/de). Ericsson biete künf-
tig für Service Provider mit IMS Multimedia Telephony (IMT)
eine Technologie, mit der man neue Dienste für Geschäftskunden
etablieren könne, die entweder auf die bestehende Nebenstellen-
anlage (PBX) verzichten möchten oder zusätzlich neue Multime-
dia-Anwendungen einführen wollen. „IMT verfügt über ein um-
fassendes Anwendungsportfolio wie Videotelefonie, Videokonfe-
renz, Applikations-Sharing, Presence-Management, Instant Mes-
senger, eMail und die Unterstützung von abgesetzten und mobi-
len Arbeitsplätzen“, so Schröder.

Im Unterschied zur klassischen Telefonanlage könne das aber
bei der neuen IP-Multimediakommunikation nicht mehr kom-
plett von einer beim Anwender installierten Einrichtung gehand-
habt werden, sondern die lokalen Kommunikationsfunktionen
wachsen mit den zentralen Kommunikationsfunktionen im Netz
zusammen. „IP-PBX oder sogenannte IP-Kommunikationsserver
werden mit den zentralen IMT-Systemen kommunizieren, oder
bei kleinen Unternehmen sogar weitestgehend auf zentrale Funk-
tionen zugreifen. In der ersten Phase werden dabei IP-Telefonie-
server am Standort des Anwenders ihren von den klassischen Te-
lefonanlagen bekannten Leistungsumfang um die neuen multi-
medialen Funktionen erweitern, also eine IMS-Kompatibilität
aufweisen und damit IMS-Leistungen unterstützen. In eine zwei-
ten Phase werden die lokalen Server eher wie eine abgesetzte
Einheit des netzzentrischen Systems arbeiten und den kompletten
IMS-Leistungsumfang unterstützen“, sagt Schröder. Das betrifft
sowohl die Festnetzkommunikation wie auch die Mobilfunknet-
ze. Die Vision von Ericsson sei eine vollkonvergente, multime-
diale Kommunikationsumgebung, die den Anwendern maximale
Mobilität und Flexibilität bietet für Sprache, Daten und Video-
kommunikation.

Radikalkur für das Festnetz
Neue TK-Dienste durch IP Multimedia Subsystem

gen die technischen Vorausset-
zungen für mehr Lebensqualität
und Wettbewerbsfähigkeit in
ihren Gemeinden zu schaffen.

Weitere Informationen unter:
http://www.t-city.de Hotline:
0800-33082489 eMail: kon-
takt@t-city.de 35/06.                 

Risiken im Internet:

Bundesweite IT-Sicherheitsinitiative
Mehr als ein Jahr nach ihrem Start hat die Initiative
„Deutschland sicher im Netz“ auf dem „Zweiten Gipfel zur Si-
cherheit in der Informationsgesellschaft“ in Berlin erfolgreich
Bilanz gezogen. Seit Gründung der bundesweiten IT-Sicher-
heitsinitiative im Januar 2005 haben die mittlerweile 14 Part-
ner aus Politik, Wirtschaft und Gesellschaft insgesamt acht
Handlungsversprechen umgesetzt und damit vor allem priva-
te Nutzer sowie kleine und mittelständische Unternehmen für
das Thema IT-Sicherheit sensibilisiert. 

„Die meisten Nutzer wissen
zwar um die Risiken im Internet,
gehen aber dennoch davon aus,
dass sie selbst nicht Opfer von
Internetkriminalität werden.
Umso wichtiger ist es, fundierte
Aufklärungsarbeit zu leisten und
an die Verantwortung der Nutzer
zu appellieren“, sagt Joachim
von Gottberg, Sprecher der In-
itiative. An der Veranstaltung in
Berlin nahmen unter anderem
Bundesinnenminister Dr. Wolf-
gang Schäuble, Kai-Uwe Ricke,
Vorstandsvorsitzender der Deut-
schen Telekom AG, Steve Ball-
mer, Chief Executive Officer der
Microsoft Corporation, und Jür-
gen Gallmann, Vorsitzender der
Geschäftsführung von Microsoft
Deutschland, teil. 

Nervensystem der
Gesellschaft

Bundesinnenminister Dr. Wolf-
gang Schäuble in Berlin: „Com-
puter und Internet gehören heute
wie Wasser- und Stromleitungen
zum Nervensystem unserer Ge-
sellschaft. Wenn wichtige Teile
dieses Systems ausfallen, kommt
das private und berufliche Leben
zum Erliegen. Deshalb ist das
Wissen über Risiken im Internet
und über mögliche Schutzmaß-
nahmen bei der Nutzung von
Computern und Internet unerläss-
lich. Initiativen, die das Bewusst-
sein für die Wichtigkeit einer
verlässlichen Informations- und

Kommunikationstechnik schär-
fen, sind deshalb von entschei-
dender Bedeutung.“ 

Modell-Charakter

Steve Ballme betonte: „Ein
Großteil der Verantwortung für
die Sicherheit der Informations-
und Kommunikationstechnolo-
gie liegt natürlich bei den Unter-
nehmen, die diese Technik zur
Verfügung stellen. Die Initiative
‘Deutschland sicher im Netz’hat
für mich aber Modell-Charakter
dafür, wie effektiv Sicherheit
dann gewährleistet werden kann,
wenn sich Politik, Wirtschaft
und Gesellschaft als Partner ver-
stehen und Hand in Hand ent-
sprechende Maßnahmen kom-
munizieren und koordiniert um-
setzen.“

Handlungsversprechen
sind erfüllt

Die Initiative zog nicht nur Bi-
lanz, sondern präsentierte mit
dem Start des Sicherheitsbaro-
meters auch die Erfüllung des
achten und letzten Handlungs-
versprechens. Das Barometer
wurde in Zusammenarbeit von
T-Online und Microsoft ent-
wickelt und informiert Internet-
Nutzer auf einen Blick über die
aktuelle Sicherheitslage im Netz.
Wie bei einer Ampel weist die
Farbe Grün auf eine normale Ge-
fahrenlage hin, Rot zeigt dage-

gen ein akutes Sicherheitspro-
blem an. „Wer mit seinem Auto
am Straßenverkehr teilnimmt,
schützt sich durch einen Sicher-
heitsgurt und eine angemessene
Fahrweise. Und wer mit seinem
Rechner im Internet surft, muss
sich mit wirkungsvoller Soft-
ware und einem verantwortungs-
bewussten Umgang mit den In-
ternet-Inhalten schützen“, sagte
Kai-Uwe Ricke.

Online-Trainings

Seit dem Start von „Deutsch-
land sicher im Netz“ haben die
Partner der Initiative eine Viel-
zahl von Aktivitäten angestoßen.
eBay und VeriSign entwickelten
beispielsweise ein Lernpaket für
sicheren Online-Handel, an
Volkshochschulen wurden etwa
300 Kurse veranstaltet, die
Grundlagen eines sicheren Onli-
ne-Handels vermittelten. Mcert,
Microsoft und SAP stellten ein
IT-Sicherheitspaket für den Mit-
telstand bereit. Neben Sicher-
heitsrichtlinien und Anleitungen
zum Umgang mit Passwörtern
enthält es Notfallpläne sowie
Praxisbeispiele und hilft Ge-
schäftsprozesse schnell und effi-
zient abzusichern. An private
PC-Nutzer richtete sich die Tour
des Sicherheits-Trucks durch 18
deutsche Städte. Für den Sicher-
heits-Check zu Hause wurden
zusätzlich mehr als vier Millio-
nen CD-ROMs ausgegeben. Te-
leTrusT e.V. und der Deutsche
Sparkassenverlag stellten das
Online-Anwendungszentrum
vor, das zielgruppenspezifische
Zertifikate bereithält und kon-
krete Anleitungen gibt, wie sie
authentifizieren, verschlüsseln
und digital signieren können.
Infos: www.sicher-im-netz.de 
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Eine Wärmepumpe versorgt Ihr
Haus über Jahrzehnte mit Wärme
und warmem Brauchwasser. Sie
schont die Umwelt und Ihren
Geldbeutel. Sie ist eine Investition,
die sich in jeder Hinsicht lohnt.

Detaillierte Infos erhalten Sie
unter www.lew.de.

Die Kosten sparende
Umwelt-Heizung!

Natürlich:
Wärmepumpe.

Wir
beraten
Sie
gerne!

Öffentliche Kanalisation:

VBS tritt für Beseitigung des
Investitionsstaus ein

Die Zeit (Ausgabe 15/2005) spricht von einer Goldgrube für In-
genieure, die DWA-Umfrage 2006 zum Zustand der Kanalisati-
on allein von 20 Prozent kurz- bzw. mittelfristig zu sanierender
öffentlicher Kanalisation, gar nicht zu reden von den Grundlei-
tungen auf privatem Grund. Doch wie passt das zusammen?
Man kann sagen: Im Augenblick kaum. Da fast überall die not-
wendigen Gelder fehlen, wird oftmals nur nach dem Feuer-
wehrprinzip saniert. Der Verband der Bayerischen Entsor-
gungsunternehmen e.V. (VBS) betrachtet daher mit großer Sor-
ge, dass sich die jährlichen Ausgaben bayerischer Gemeinden
für Abwasserbeseitigung seit 1992 halbiert haben.

Schadhafte Kanäle sind aus
verschiedenen Gesichtspunkten
heraus problematisch. Zum ei-
nen ist die Gefahr der Grund-
wasserverunreinigung zu sehen,
ein Thema, das in der Öffentlich-
keit am sensibelsten wahrge-

nommen wird. Auch die EU-
Wasserrahmenrichtlinie fordert
den uneingeschränkten Schutz
der natürlichen Wasserresour-
cen. Viele Kanäle liegen unter-
halb des Grundwasserspiegels
und wirken somit infolge von

Leckagen wie Drainagen. Dies
kann zu hydraulischen Überla-
stungen der Netze führen, zu er-
höhten Pumpkosten und zu ver-
minderten Reinigungsleistungen
der kommunalen Kläranlagen.
Schließlich ist zu sehen, dass in
den vergangenen Jahrzehnten
Milliarden in die öffentliche Ka-
nalisation investiert wurden und
somit aus finanzieller Sicht dar-
auf zu achten ist, dessen Sub-
stanzerhalt zu sichern, so dass
dieses Vermögen nicht leichtfer-
tig aufgezehrt wird. 

Schadensbilder

Am häufigsten treten die
Schadensbilder „Schadhafter
Anschluss“ und „Rissbildung“
auf. Überdurchschnittlich häufig
fallen Schäden durch Abfluss-
hindernisse, undichte Muffen
und Einwurzelungen ins Ge-
wicht. Gegenwärtig wird etwa
die Hälfte der Sanierungen als
Erneuerung durchgeführt, aller-
dings ist ein Trend hin zum Ein-
satz von Reparatur- und Sanie-
rungsverfahren erkennbar.

Wie eine aktuelle Umfrage der
Deutschen Vereinigung für Was-
serwirtschaft, Abwasser und Ab-
fall e.V. (DWA) zeigt, müssen 20

Prozent des öffentlichen deut-
schen Kanalnetzes kurz- oder
mittelfristig ausgebessert werden,
um Verunreinigungen des Grund-
wassers zu verhindern. Das ent-
spricht geschätzten Kosten von
50 bis 55 Milliarden Euro. Sanie-
rungsbedarf besteht auch in Bay-
ern: Das Statistische Bundesamt
geht davon aus, dass 10 % der
Abwässer in Bayern im Grund-
wasser versickern und bei der
Wasserversorgung eine 12-pro-
zentige Leckrate zu 104 Mio m³
Wasserverlust führt. Der Bayeri-
sche Gemeindetag rechnet mit 11
Mrd. Euro Investitionsbedarf bis
zum Jahr 2010. Vor diesem Hin-
tergrund ist es besorgniserregend,
dass sich die jährlichen Ausgaben
bayerischer Gemeinden seit 1992
halbiert haben.

Vermögenswert Kanalnetz

Das Kanalnetz ist eines der
größten Vermögenswerte in jeder
Kommune. Es sichert den Ent-
wässerungskomfort der Bürger
und leistet einen wichtigen Bei-
trag zum Umweltschutz. Die
kommunalen Verantwortungsträ-
ger müssen nach Meinung des
VBS alles daran setzen, diesen
Besitz zu erhalten. Dies darf
nicht erst dann geschehen, wenn
es zu spät ist und das Kanalnetz
seine Funktion nicht mehr erfül-
len kann. Denn letztlich gilt nach
wie vor, was Professor Max Pet-
tenkofer bereits vor über hundert
Jahren feststellte: „Auf die Ver-
giftung des Grundwassers hat die
Natur die Todesstrafe gesetzt.“

Symposium der Versicherungskammer Bayern:

Hochwasserschutz muss
beschleunigt werden

München. Ausmaß und Anzahl der Hochwasser- und Über-
schwemmungskatastrophen haben in Folge des Klimawandels in
den letzten Jahren deutlich zugenommen. Die durch Unwetter
verursachten Schäden steigen auffallend an. Was kann man tun,
um die Auswirkungen für Mensch und Natur zu begrenzen? Die-
ser Herausforderung stellte sich die Versicherungskammer Bay-
ern und veranstaltete ein Symposium zum Thema „Hochwasser -
Risikovorsorge und Katastrophenmanagement“ unter der
Schirmherrschaft von Umweltminister Werner Schnappauf. 

Der Vorstandsvorsitzende der
Versicherungskammer Bayern,
Friedrich Schubring-Giese, sagte,
gerade auch in Bayern erlebe die
Versicherungskammer als führen-
der Gebäudeversicherer Naturer-
eignisse geradezu hautnah. Um
die Folgen von Naturkatastrophen
zu mildern, geschehe das konkret
durch das Angebot von Gebäude-
versicherungen und zusätzlichen
Elementarschadendeckungen.
Darüber hinaus habe man ein ei-
genes Risiko-Management aufge-
baut, das insbesondere im Bereich
der Prävention von Schäden viel-
fältige Aktivitäten entfalte. So bie-
te die Kammer beispielsweise ein
Unwetter-Frühwarnsystem, ge-
nannt WIND, an. Sie arbeite im
Risiko-Management eng zusam-
men mit Kommunen, Feuerweh-
ren, gewerblichen Kunden und
anderen Institutionen sowie ver-
schiedensten Experten aus Wis-
senschaft und Praxis. 

Neue „Risikokultur“

Staatssekretär Otmar Bernhard
vom Bayerischen Umweltmini-
sterium erklärte, gemeinsam mit
allen Beteiligten müsse man den
Hochwasserschutz beschleunigen
und zugleich auch eine neue „Ri-
sikokultur“ schaffen. Dazu gehö-
re die Solidarität der Ober- und
Unterlieger. Alle, die in einem
Flusseinzugsgebiet leben, seien
quasi in einer Schicksalsgemein-
schaft. Zwingend sei eine ent-
sprechende Flächenvorsorge, um
Überschwemmungsgebiete von
der Bebauung freizuhalten. Bern-
hard: „Hier sind besonders die
Kommunen in der Bauleitpla-
nung gefordert, wie auch die Bür-
ger selbst, nicht den Siedlungs-
druck auf solche Flächen zu er-
höhen und künftig noch weiter
vorzusorgen.“

Schwerpunkte

Angesichts steigender Hoch-
wassergefahr und zunehmender
Klimaerwärmung wird Bernhard
zufolge der Hochwasserschutz
von staatlicher Seite konsequent
im Aktionsprogramm 2020 wei-
ter forciert. So steigen in den Jah-
ren 2006 mit 2008 die Investitio-
nen für Hochwasser-Schutzmaß-
nahmen auf jährlich 150 Millio-
nen Euro. Bis 2020 werden insge-
samt 2,3 Milliarden Euro für den
Hochwasserschutz aufgewendet.
Außerdem werden die Geneh-
migungsverfahren für Schutzan-
lagen beschleunigt. Schwerpunk-
te des Hochwasserschutzes sind
neben der Deichsanierung die 
Reaktivierung von Rückhalte-
flächen und der Bau neuer Rück-
haltebecken und Polder. So wer-
den mindestens 300 Millionen
Kubikmeter zusätzlicher Rück-
halteraum in sieben gesteuerten
Flutpoldern geschaffen mit einem
geschätzten Kostenvolumen von
130 Millionen Euro. Darüber hin-
aus wird die Hochwasser-Vorher-
sage und -Kommunikation weiter
entwickelt. 

Walter Lechner, Vorstandsmit-
glied der Versicherungskammer
Bayern betonte, die Kammer be-
treibe ein aktives Risikomanage-
ment, um Risiken zu vermeiden,
zu reduzieren oder die Auswir-
kungen zu begrenzen. Insbeson-
dere biete sie ihren Kunden
das elektronische Unwetter-Früh-
warnsystem WIND (weather in-
formation on demand) an. WIND
liefere individuelle, örtlich und

zeitlich exakte Unwetterprogno-
sen per SMS-E-Mail oder Fax di-
rekt an den Nutzer. Dieser könne
dann rechtzeitig Vorkehrungen
treffen, um Unwetterschäden zu
vermeiden oder zu minimieren.
Weitere Möglichkeiten der Prä-
vention seien bautechnische Vor-
sorgemaßnahmen sowie Hoch-
wasserschutz im Rahmen der
Bauleitplanung. 

Allerdings können, so Lechner,
technische Vorsorgemaßnahmen
das Ausmaß von Hochwasser-
Katastrophen meist nur begren-
zen. Ist der Ernstfall trotzdem
eingetreten, seien auch staatliche
finanzielle Hilfen oft unzurei-
chend, um die finanziellen Fol-
gen begleichen zu können. „Die
Eigenvorsorge mit einer privaten
Elementar-Schadenversicherung
ist hier unverzichtbar“, betonte
Lechner. Sie könne ergänzend zu
einer Gebäudeversicherung oder
Hausratversicherung abgeschlos-
sen werden. Allein nach dem
August-Hochwasser 2005 zahlte
die Versicherungskammer Bay-
ern an ihre Kunden rund 5,5 Mil-
lionen Euro aus. 

Allerdings besitzen nach wie
vor nur sehr wenige Gebäudebe-
sitzer eine Elementar-Schaden-
versicherung. Von den rund drei
Millionen Kunden der Versiche-
rungskammer Bayern, die eine
Gebäudeversicherung abgeschlos-
sen haben, hätten lediglich rund
100.000 auch einen Schutz vor
Überschwemmungsschäden mit
eingeschlossen. Das bedeutet, nur
jedes 30. Haus sei gegen Über-
schwemmungen versichert. „Die-
ses schwache Vorsorgebewusst-
sein ist unverständlich“, meint
Lechner. Und dies, zumal eine
Elementar-Schadenversicherung
neben dem Hochwasser folgende
Risiken mit einschließt: Starkre-
gen, Erdbeben, Erdsenkungen,
Erdrutsch, Lawinen und Schnee-
druck. 

Geo-Informationssystem

Insbesondere von Starkregen-
fällen mit Überschwemmungen
könne nahezu jedes Gebäude be-
troffen sein. Dass Schneedruck-
schäden nicht nur in exponierten
Gebirgslagen auftreten, hätten die
diesjährigen, zum Teil dramati-
schen Fälle wie beispielsweise der
Einsturz der Eishalle in Bad Rei-
chenhall gezeigt. Allein nach den
starken Schneefällen Mitte Febru-
ar 2006 registrierte die Versiche-
rungskammer Bayern rund 1800
versicherte Schäden an Dächern
und zahlte hierfür 5,7 Millionen
Euro an die Kunden aus. 

Heute arbeitet die Versiche-
rungskammer Bayern, so Vor-
standsmitglied Lechner mit ei-
nem sogenannten Geo-Informa-
tionssystem, kurz GIS, mit dem
das Überschwemmungsrisiko
für jedes einzelne Gebäude in-
dividuell festgelegt wird. Auf
der Basis dieser Informationen
wird dann die Versicherbarkeit
des Objektes errechnet. Es gebe
aber auch Risiken die nicht ak-
zeptiert werden. Das sind bei-
spielsweise hochwassergefähr-
dete Gebiete in Donaunähe, in
den Städten Passau und Re-
gensburg oder Ortschaften wie
Eschenlohe und Teile des
Marktgebiets von Garmisch-
Partenkirchen. Das liege daran,
dass der Versicherungsmarkt
freien Wettbewerb habe, in dem
man wirtschaftlich überleben
müsse. E. Scholl

Landkreis Regensburg:

Sieben Wasserversorger
sitzen an einem Tisch

Vielerorts wird über das Für und Wider interkommunaler Zu-
sammenarbeit diskutiert. Vollendete Tatsachen haben die Land-
kreise Neumarkt und Regensburg, die Städte Hemau, Parsberg
und Velburg sowie die Zweckverbände Eichlberger-, Hohen-
schambacher-, Hörmansdorfer-Gruppe und Laber-Naab mit der
Zweckvereinbarung für eine gemeinsame Bewirtschaftung ihrer
Wasserschutz- und Wassereinzugsgebiete geschaffen. Die Feder-
führung liegt bei der in Beratzhausen angesiedelten Wassergrup-
pe Laber-Naab, der 1. Vorsitzende Ludwig Scheuerer wurde auch
zum Vorsitzenden der Interessensgemeinschaft bestimmt.

„Die zentrale Aufgabe ist der
komplette Trinkwasserschutz für
sämtliche Gewinnungsgebiete
der sieben Wasserversorger. Dem 
TEAM ist die Verantwortung in
diesem Bereich übertragen“, er-
läutert Scheuerer den Auftrag die-
ser überregionalen Einrichtung.
Nach Beendigung der ARGE Ju-
ra - Karst (1998/99) wurde dieses
Projekt vorangetrieben, im Herbst 
2004 begannen die konkreten
Vorbereitungen für den Zusam-
menschluss - auch vor dem Hin-
tergrund der Atrazinproblematik. 

Die sieben Wasserversorger
unterhalten 21 Brunnen, zwei
Quellen und 7200 Hektar Wasser-
schutzfläche, womit die Trink-
wasserversorgung von rund
50.000 Menschen sichergestellt
wird. Inzwischen wurden die ma-
teriellen und personellen Grund-
voraussetzungen geschaffen, um
mit dem Projekt voll durchzustar-
ten: So wurden Datenbanken
über die Schutzgebiete erstellt, es
werden Flächenbewertungen vor-

genommen, die eben in dieser
Region - dem Jurakarst - in Be-
zug auf Mächtigkeit der Boden-
bedeckungen vorzunehmen sind.
Federführend ist damit der Geo-
loge Dr. Karl Heinz Prösl tätig,
der seit Jahrzehnten im Oberpfäl-
zer Jura bei der Trink- und
Grundwassererkundung und -be-
wertung aktiv ist und in Erding
ein eigenes Büro hat. Zur Ver-
stärkung vor allem im künftigen
Überwachungs- und Beratungs-
gebiet bedient man sich der Zuar-
beit einer selbständigen landwirt-
schaftlichen Fachberaterin, die
besonders mit der Auswertung
der zweimal jährlich gezogenen
Bodenproben den Landwirten in
den Wasserschutzgebieten und
bei Bedarf in den weiteren Ein-
zugsgebieten beratend zur Seite
steht. Die Kosten für Personal,
Verwaltung und Betrieb werden
gemeinsam getragen. Eine För-
derung über das europäische
Leader+-Programm ist ange-
dacht. Markus Bauer

Landkreis Miltenberg:

Bauarbeiten an 
Klärschlammdeponie beendet

„Der Landkreis Miltenberg hat den Bürgerentscheid vom 4. Ju-
ni 2000 zu 100 Prozent umgesetzt“, erklärte Landrat Roland
Schwing anlässlich des offiziellen Abschlusses der Bauarbeiten
an der ehemaligen Klärschlammdeponie in Rück-Schippach. 

Mit der Beendigung der Bauar-
beiten an der Oberflächenab-
dichtung der ehemaligen Klär-
schlammdeponie Rück-Schip-
pach geht für den Landkreis Mil-
tenberg eine schwere Zeit zu En-
de, betonte Schwing. Die politi-
schen Gremien, aber auch die be-
troffenen Bürger aus den Ortstei-
len von Elsenfeld und Erlenbach,
hätten Vieles erlebt und initiiert.
Nach dem Bürgerentscheid habe
sich jedoch eine ruhige Periode
des gegenseitigen Verständnisses
entwickelt. Mit dem Abschluss
der Oberflächenabdichtung kön-
ne nun die Deponie in ihre Nach-
sorgephase übergeleitet werden. 

Elsenfelds Bürgermeister Hel-
mut Oberle erklärte, mit der ge-
wählten Oberflächenabdichtung
binde sich der Deponiekörper gut
in die Natur ein. 

Als „technisch vernünftige
und wirtschaftlich vertretbare
Lösung“ bezeichnete Gerd Bur-
kardt vom Ingenieurbüro ICP
aus Karlsruhe den gefundenen
Weg zum Abschluss der Depo-
nie zusammen. Er sei sich sicher,
dass es auf sehr lange Zeit kein-
erlei Probleme mit dem Depo-
niekörper geben werde. Aller-
dings sei eine weitere Nachsorge
erforderlich und die Anlage
muss kontrolliert werden.
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Emmy-Noether-Str. 2 . 80287 München . Tel 089 2361 3320
info@aquakomm.de . www.aquakomm.de

Wasser –
unser wichtigstes Lebensmittel

Der Trinkwasserpreis - ein
lokalpolitisches Feigenblatt?

Von Dipl.-Ing. Jörg Schuchardt, aquaKomm
Allgemein ist festzustellen: Der Wasserpreis ist kein marktwirt-
schaftlicher Preis. Vielmehr soll er sich nach dem Prinzip der Ko-
stendeckung richten. Zunächst sind für die Preisbildung allge-
meine Inhalte zu berücksichtigen: Deckung aller für die Wasser-
bereitstellung entstehenden Kosten, Aufstellung einer Kosten-
struktur nach Kundengruppen und Festsetzung von Grund- und
Mengenpreis, Aufwand für Kapitaldienst, Aufwand für vorsor-
gende Instandhaltung und Erneuerung.

Die Bedingungen für die Was-
serbereitstellung sind natürlich
von Ort zu Ort unterschiedlich
und beeinflussen damit die Höhe
des Wasserpreises.

Dafür maßgebende Einfluss-
faktoren sind u. a. die örtliche La-
ge und die Bedingungen für die
Wassergewinnung (Topografie
und Hydrologie), die Wasser-
qualität, Siedlungsform und

Netzstruktur. Verstärkt beeinflus-
sen den Wasserpreis auch die ge-
stiegenen gesetzlichen Anforde-
rungen an den Betrieb und die
Qualitätssicherung.

Die persönliche Haftung für die
Wasserbereitstellung und Qua-
litätssicherung liegt bei kleinen
Versorgern häufig in der Hand
des Bürgermeisters. Bei größeren
Versorgern und Zweckverbänden

in der Regel bei den hierfür be-
auftragten Fachkräften (Techni-
sche Führungskrafte).

Schuldenberg als Folge

Wird bei der Preisgestaltung ei-
ner oder gar mehrere der oben ge-
nannten Faktoren übersehen oder
ignoriert, ergeben sich Defizite
die über die Belastung anderer
Bereiche des Gemeindehaushal-
tes ausgeglichen werden müssen
oder zu einem Schuldenberg ku-
mulieren. 

Wasser ist unser wichtigstes

Lebensmittel und die zuverlässi-
ge Versorgung der Bevölkerung
mit Trinkwasser ist zu wichtig, als
dass sie zu einem taktischen In-
strument verkommen darf.

Nach dem Branchenbild der
Deutschen Wasserwirtschaft lag
der durchschnittliche Wasserpreis
für 1000 Liter (1 m³) in Deutsch-
land bei 1,81 Euro/Einwohner
und Jahr, in Bayern deutlich da-
runter. Zum Vergleich sei ange-
merkt, dass für den gleichen Preis
bis zu zehn Flaschen Mineral-
wasser/Tafelwasser im Einzel-
handel erhältlich sind.

Beeinflussung der Kosten

Natürlich denkt jeder verant-
wortungsbewusste Bürgermeis-
ter über Einsparpotenziale nach,
denn auch Wassersparen erhöht
wegen des hohen Fixkostenan-

teils die Wasserbereitstellungsko-
sten. Kosten können bereits in ei-
nem sehr frühen Stadium ihrer
Entstehung beeinflusst werden.
Es beginnt bei der genauen
Kenntnis der Anlagen und des
Netzzustandes. Unter dieser Vor-
aussetzung ist eine zielgerichtete
Planung von Instandhaltung, Er-
neuerung oder Neubau möglich.
Eine sorgfältige Planung erlaubt
die höchste Kostenbeeinflussung
im Verlauf aller Projektphasen
vom Beginn bis zur Inbetriebnah-
me und darüber hinaus auf die
Betriebskosten.

Es stellt sich dann die Frage:
„Muss eine Gemeinde alles sel-
ber machen?“ Die Anwort lautet:
Erhebliche Einsparpotenziale lie-
gen in der überörtlichen Zusam-
menarbeit. Neben der besseren
Auslastung von technischen Ein-
richtungen steht in solchen Fällen
häufig auch besser qualifiziertes
Personal zur Verfügung. 

Mit hoher Qualifikation kön-
nen sehr deutlich die Anforderun-
gen an Planungen und die bauli-
che Umsetzung definiert werden.
Jeder externe Beteiligte erhält ei-
nen technisch wirtschaftlich ver-
sierten Fachmann(-frau) als Ge-

genüber. Die Planung sollte sich
aber nicht nur auf enge lokale
Konzepte beschränken. Über-
örtliche Versorgungskonzepte,
eine gemeinsame Ausschrei-
bung oder ein gemeinsamer Be-
trieb enthalten Kosteneinspar-
potentiale.

Die Trinkwasserversorgung
und eine kostendeckende Wasser-
preisgestaltung sind zu wichtig,
um als lokalpolitisches Feigen-
blatt für gemeindliche Souverä-
nität herhalten zu müssen. Fakto-
ren zur Kosteneinsparung sind:

genaue Kenntnis und Doku-
mentation von Anlagen- und
Netzzustand erlaubt Optimierun-
gen im Betrieb und klare Aufga-
benstellungen an externe Dienst-
leister

eine zielgerichtete Planung
von Instandhaltung, Erneuerung
und Neubau beeinflusst am wirk-
samsten die Kosten vom Beginn
bis zur Inbetriebnahme und darü-
ber hinaus die Betriebskosten

überörtliche Zusammenarbeit
auf technischem und betriebs-
wirtschaftlichen Gebiet mit quali-
fiziertem Personal

lokale Maßnahmen in überört-
liche Konzepte einbauen.

Regionale Flussgebietskonferenz der SPD-Landtagsfraktion:

Vorbeugen ist besser als zahlen
Flüsse machen nicht vor Landkreis- und schon gar nicht vor
Gemeindegrenzen Halt, ebenso wenig das Hochwasser. 

Bei der Regionalen Flussge-
bietskonferenz „Hochwasser-
schutz in Bayern - Isar/Donau“
in Freising - einer von mehreren
bayernweiten Flussgebietskon-
ferenzen - diskutierte die SPD-
Landtagsfraktion u. a. gemein-
sam mit Fachleuten aus Wissen-
schaft und Verwaltung sowie
Kommunalpolitikern über Hoch-
wassergefahren und Schutzmaß-
nahmen.

Der Gastgeber, Freisings Ober-

bürgermeister Dieter Thalham-
mer, betonte, ohne persönliche
Betroffenheit gebe es keine Ein-
sicht beim Bürger. Die Kommu-
nen müssten aber ihre Planungs-
hoheit ernst nehmen, sie unterlä-
gen auch der Haftung. Ein „Kö-
nigsweg“ sei allerdings nicht
möglich. Deshalb forderte der
Rathauschef Bürgernähe. Auch
müsste überlegt werden, ob der
Gewinn bei Grundstücksverkäu-
fen nicht auch dann steuerfrei
bleiben sollte, wenn das Geld
nicht reinvestiert wird.

Dr. Ing. Boris Lehmann von
der Universität Karlsruhe wies in
seinem Grundsatzreferat zum
Thema „Hochwasserschutz - ei-
ne Herausforderung“ darauf hin,
dass die Flüsse in Zukunft wie-
der Raum bräuchten; Stauanla-
gen seien nicht behilflich, „denn
auch dort muss das Wasser weg“.
Hochwasservorsorge müsse Flä-
chenvorsorge sein, so Lehmann,
Überflutungen etwa landwirt-
schaftlich genutzter Flächen soll-
ten notfalls bewusst und gegen
Entschädigung zugelassen wer-
den. Statt gefährlicher Damm-
erhöhungen müssten Überström-
strecken, die umweltverträglich
genutzt werden sollten, gebaut
werden. Lehmann forderte einen
verbesserten operativen Einsatz
in punkto Frühwarnung, Bünde-
lung der Einsatzkräfte und Ge-
fahrenkarten für Investoren.

Beitrag der Gemeinden

Ähnlich betrachtete der Lei-
tende Baudirektor und Leiter des
Wasserwirtschaftsamtes Lands-
hut, Johannes Schmuker, die La-
ge. Laut Schmuker muss allge-
mein die Speicherfähigkeit der
Flusslandschaft erhöht und die
zeitliche Abgabe der Wasser ver-
zögert werden. Auch die Ge-
meinden und sogar der einzelne
Bürger könnten dazu beitragen,
etwa durch Rückhaltebecken
oder Rasengittersteine in Gara-
geneinfahrten. Für Extremlagen
müsse technischer Hochwasser-
schutz (Dämme, Rückhaltebe-
cken, Schöpfsysteme für Grund-
wasser) hinzutreten. 

Der Umweltsprecher der SPD-
Landtagsfraktion, Ludwig Wör-
ner, brach eine Lanze für die
Wasserwirtschaftsämter (WWA):
„Der Hochwasserbau wäre in
guten Händen, wenn es um sie
allein ginge“, meinte Wörner.
„Die politische Geschichte gehört 
aber dazu.“ Die WWA’s versuch-
ten, das Notwendige zu leisten,
die Frage sei, ob dies ausreiche.
Wörner kritisierte, dass der Hoch-
wasserschutz „nach Zuruf“ be-
handelt, nicht aber als kontinu-
ierliche Aufgabe verstanden
werde. Zwar sei man auf einem
guten Weg, doch reichten die fi-
nanziellen Mittel trotz neuerli-
cher Erhöhung nicht. Der Frei-
staat stelle zu wenig Eigenmittel
zur Verfügung. DK

Vorzeige-Kläranlage in Marktl und Stammham:

Mit Cleverness
viel Geld gespart

Innovative Ideen von Dipl. Ing. Anton Huber
Kreativpreis vom „Bund der Steuerzahler“

Weit unter den zuwendungsfähigen Baukosten ist die Sanie-
rung und Erweiterung der Kläranlage für Marktl und Stamm-
ham geblieben. Aus diesem Grunde verlieh der Bund der Steu-
erzahler, Landesverband Bayern, Marktls Bürgermeister Hu-
bert Gschwendtner, Dipl.-Ing. Anton Huber, Planer und Ge-
schäftsführer der SC Abwasser- und Umwelttechnik GmbH in
Fridolfing sowie dem Kläranlagenserviceunternehmer Horst
Eger den Kreativpreis.

Wie der Vizepräsident des
BDSt in Bayern, Dr. Alfred
Wöhl, in seiner Laudatio beton-
te, hätten Sparsamkeit und Wirt-
schaftlichkeit, Tatkraft, Ent-
schlussfreudigkeit und Kreati-
vität dazu geführt, dass in Marktl
eine Vorzeige-Kläranlage errich-
tet werden konnte - mit positiven
Erkenntnissen für andere Kom-
munen in Bayern. Die sanierte
bzw. neu gebaute Kläranlage,
seit Dezember 2004 in Betrieb,
sei zuverlässig, betriebssicher
und von hoher bautechnischer
Qualität. Die Abwasserwerte sei-
en hervorragend, die Reini-
gungsleistung optimal.

Kommunale Weitsicht

Am meisten begeisterte den
Bund der Steuerzahler aller-
dings die Tatsache, dass „auf-
grund kommunaler Weitsicht“
die Investitionskosten um ins-
gesamt 500.000 Euro gesenkt
werden konnten. Dennoch ver-
einigt die neue Kläranlage zwei
entscheidende Dinge: Die staat-
liche vorgegebene Reinigungs-
leistung wird weit unterschrit-
ten; zudem sollte das Volumen
auch für die beiden nächsten
Generationen reichen. 

„Der Vorschlag von Anton
Huber war für uns völlig neu.
Wir haben diese von Rechtsauf-
sicht überprüfen lassen und uns
dann gemeinsam an die Arbeit
gemacht“, erinnert sich Bürger-
meister Gschwendtner. Huber
hatte angeboten, eine Investiti-
onsobergrenze zu bestimmen.
Von den Einsparungen könnten
dann bis zu 20 Prozent an den
Planer als Erfolgshonorar aus-
geschüttet werden. Mehr als 1,5
Millionen Euro ohne Planungs-
kosten und Mehrwertssteuer
wollte Marktl ohnehin nicht
ausgeben. Zudem waren keine
staatlichen Fördermittel zu er-
warten.

Das Erfolgshonorar ist ein
Weg, der erst 1996 in die Ho-
norarordnung für Architekten
und Ingenieure (HOAI) aufge-
nommen wurde. Damit ist das
Entgelt für die Planung nicht
mehr direkt von der Investitions-
höhe des zu planenden Objekts
abhängig. Dieser Weg ist gerade
für Kommunen äußerst effektiv,
da man auf diese Weise die Ex-

plosionen bei den Investitionsko-
sten stark eindämmen kann. Dies
gilt für alle baulichen Dinge.

Die ersten fünf Angebote re-
nommierter Planer lagen weit
über dem angepeilten Ziel. So
wurde der Vertrag mit Anton Hu-
ber, dem gebürtigen Mehringer,
geschlossen. Unter dem Strich
wurden statt 1,5 Millionen Euro
nur 1 Million Euro investiert.
Beaufsichtigt wurde der kom-
plette Vorgang vom Landratsamt
Altötting.

Der zweite clevere Schritt war
der dreigeteilte Klärwerksbau.
Pro Abschnitt wurde ein staatlich
vorgegebener Einleitwert für
geklärtes Abwasser (Stickstoff,
Kohlenstoff und Phosphor) um
mindestens 20 Prozent verbes-
sert. „Damit haben wir vom Staat
insgesamt 150.000 Euro Abwas-
serabgabe zurückbekommen. Der
Betrag wurde komplett von den
Investitionskosten abgezogen“,
erläutert der Rathauschef.

Optimierte Reinigung

Verfahrenstechniker Huber,
der unter anderem auch Dozent
an der FH Deggendorf und in
Salzburg ist, konnte deshalb so
günstig bauen, weil er - wie bei
seinen anderen Projekten z. B. in
Weiden und Bodenmais - den
Reinigungsvorgang der Kläran-
lage optimierte. Die Reinigung
des Abwassers geschieht auf bio-
logische Art und Weise durch
Bakterien. Die „Putzkolonne“
braucht Luft zum Atmen,
Schlamm zum Leben und Nähr-
stoffe zum Fressen. Diese Nähr-
stoffe - Kohlenstoff, Stickstoff
und Phosphor - finden sich im
Abwasser. Die biologische Rei-
nigung des Wassers erfolgt im
Belebungsbecken. Aufgrund der
unterschiedlichen Mengen der
drei Nahrungsmittel kommen
die Bakterienkulturen in einem
speziellen Verhältnis zueinander
vor. Dies muss gewahrt werden,
damit die Anlage optimal reini-
gen kann.

Wenn das Abwasser die Klär-
anlage erreicht, transportiert es
die Inhaltsstoffe Kohlenstoff,
Stickstoff und Phosphor. Zu be-
stimmten Zeiten (Morgentoilet-
te) kommen zum Beispiel Koh-
len-  und Stickstoff im extremen
Maß vor. Da dieses Missverhält-

nis sich auf die Zusammenset-
zung der Bakterien gravierend
auswirken würde, weil eine
Kultur dank zu viel Nahrung die
Oberhand gewinnen würde,
baut Anton Huber am „Ein-
gangstor“ zur Kläranlage seine
erste Innovation ein. „Mit ei-
nem Fällungsmittel filtere ich
beispielsweise den zu viel vor-
kommenden Kohlenstoff her-
aus, so dass das Verhältnis der
Inhaltsstoffe im Abwasser wie-
der stimmt. Damit können die
Bakterien im Belebungsbecken
ihre Reinigungsarbeit optimal
verrichten.“

Teure Belebungsbecken

Was auf den ersten Blick sim-
pel klingt, wird sehr oft in Pla-
nungen kommunaler Kläran-
lagen nicht umgesetzt. Sehr teu-
er kommen im Normalfall die
Belebungsbecken. Unter dem
Strich reichte dank der Huber-
schen Innovationen ein nur
1700 Kubikmeter großes Bele-
bungsbecken aus. Ursprünglich
ging man von einem Vielfachen
aus. Das sparte enorme Bau-
und Grunderwerbskosten. Die
Anlage arbeitet jetzt bestens,
übertrifft alle Erwartungen.
„Wir unterschreiten die staatlich
vorgegebenen Werte um weit
mehr als 70 Prozent. Damit tra-
gen wir erheblich zum Gewäs-
serschutz bei“, lobt Bürgermei-
ster Gschwendtner. So beträgt
der Phosphorwert nur noch
zwei Milligramm pro Liter ger-
einigten Abwassers anstatt der
geforderten 18 Milligramm pro
Liter. Zudem wurde die Kapa-
zität trotz der geringen Kosten
auf 6000 Einwohnerwerte aus-
gelegt. Derzeit bewältigt sie et-
wa 3800. Durch eine intelligen-
te Steuertechnik werden die ak-
tuellen Betriebskosten zudem
extrem niedrig gehalten, was
sich in den geringen Abwasser-
gebühren niederschlägt.

Unter dem Strich kostet die
Erweiterung der Kläranlage pro
Einwohnerwert nur noch 198
Euro. So wurden dem Bürger 80
Euro gespart. Marktls Beispiel
ist ein Vorbild für andere Kom-
munen. Wenn das Erfolgshono-
rar sinnvoll genutzt wird, können
Städte und Gemeinden der enor-
men Kostenexplosionen entge-
genwirken und damit den Geld-
beutel der Bürger schonen.    DK
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tierung bei Statik- und Prüfauf-
trägen würden zu Problemen
bei der durchgängigen Qua-
litätssicherung und damit zum
einem Qualitätsrisiko führen.
Für eine ganzheitliche Beurtei-
lung im Sinne einer integrierten
Gebäudesicherheit fehlten in
der Regel die Zeit und das Geld.

Diese Problematik werde
durch mangelnde Wartungs-
und Sanierungsmaßnahmen bei
bestehenden Gebäuden noch
verstärkt. 

Tatsachen ignoriert

Zu lange habe man hierzulan-
de die Tatsache ignoriert, dass
Gebäude altern und dieser Pro-
zess systematisch begleitet wer-
den muss. Dieser Umstand wer-
de durch die finanziellen Pro-
bleme der öffentlichen Hand
noch verstärkt, durch die not-
wendige Sanierungsmaßnah-
men häufig erschwert würden.
„Wir brauchen im Baubereich
einen effizienten und durchgän-
gigen Qualitätssicherungspro-
zess“, so die Forderung Bayer-
leins. „Dieser Prozess muss eine
lückenlose Nachvollziehbarkeit
beim Planungsprozess und eine
unabhängige Überprüfung von
Bauausführung und Abnahme
beinhalten und den gesamten
Lebenszyklus eines Gebäudes
umfassen.“

Handlungsbedarf

Über diese grundsätzlichen
Überlegungen hinaus sehen die
Bautechnik-Experten von TÜV
SÜD wegen der hohen Mängel-
rate dringenden Handlungsbe-
darf. „Aufgrund unserer Erfah-
rungen und unserer aktuellen
Erkenntnisse haben wir ein
zweistufiges Konzept zur syste-
matischen Bewertung des ge-
samten Gebäudebestandes ent-
wickelt, mit dem sich die Ge-
fahren schnell erkennen und die
Risiken deutlich reduzieren las-
sen“, bemerkte Gottschalk.

Die erste Stufe des TÜV SÜD-
Prüfstandards besteht in einer
umfassenden Bestandsaufnahme
von Hallen und Gebäuden, um
unkritische und kritische Kon-
struktionen zu unterscheiden. Als
„kritisch“ sind beispielsweise
Tragwerke mit großen Spann-
weiten und solche Konstruktio-
nen einzustufen, die durch Ab-
deckungen nicht direkt einsehbar
sind. „Mit der Bestandsaufnahme
schaffen wir die Voraussetzung
für ein differenziertes und geziel-
tes Vorgehen in der zweiten Stu-
fe“, so Gottschalk. 

„Betriebshandbuch“

Während bei unkritischen
beziehungsweise „gutmütigen“
Konstruktionen in Zukunft eine
regelmäßige, relativ einfache
Sichtprüfung durch den Betrei-
ber genüge, müssten kritische
Konstruktionen intensiver unter-
sucht werden. Die Ergebnisse
dieser Untersuchungen bilden
die Basis für einen differen-
zierten, in einem „Betriebshand-
buch“ genau beschriebenen War-
tungs- und Instandhaltungs-
plan, der die spezifischen Eigen-
schaften eines Gebäudes be-
rücksichtigt. Das „Betriebshand-
buch“ liefert einen detaillierten
Maßnahmenkatalog für Gebäu-
debetreiber. Diese sind nach den
Vorgaben aller Bauordnungen
der 16 deutschen Bundesländer
dazu verpflichtet, die Standsi-
cherheit der Gebäude in der Be-
triebsphase zu gewährleisten.

Zweistufiges Konzept

„Wir halten unser zweistufiges
Konzept für die beste Möglich-
keit“, betonte Gottschalk, „die
Sicherheit der Gebäude und den
Werterhalt der Gebäudesubstanz
über die gesamte Lebensdauer
hinweg zu gewährleisten und die
Risiken nicht nur für die Betrei-
ber, sondern für alle Beteiligten
zu minimieren.“ DK

TÜV SÜD plädiert für bessere Qualitätssicherung im Baubereich:

Schwere Mängel bei vielen Hallen
Zahlreiche Hallen in Bayern und Deutschland haben erhebliche
Sicherheitsmängel. Das ist das Ergebnis einer Untersuchung des
TÜV Süd. Der Technische Überwachungsverein überprüfte
nach der Katastrophe von Bad Reichenhall über 200 Gebäude
und stellte nach Auswertung von 100 aktuellen Gutachten fest:
Jede zweite der untersuchten Hallen weist Mängel auf.

Bei den Hallen in Bayern sei
eine „zunehmende Häufung
von schweren Schäden“ zu be-
obachten, erklärte der Ge-
schäftsführer des TÜV Süd,
Manfred Bayerlein, in Mün-
chen. Der viele Schnee des ver-
gangenen Winters habe die La-
ge zwar verschärft, die Schnee-
massen seien aber nicht das
zentrale Problem: Vielmehr be-
stünden Defizite bei der Qua-
litätssicherung - und zwar so-
wohl bei der Planung und dem
Bau der Gebäude als auch bei
deren Betrieb.

Markante Häufung

Die markante Häufung von
Halleneinstürzen bereits kurz
nach der Errichtung war eines
der auffälligsten Ergebnisse der
Recherche. Über 100 Berichte
von Einstürzen hatten die Sach-
verständigen von TÜV SÜD in
der Datenbank des Fraunhofer-
Informationszentrums Raum
und Bau, in Fachzeitschriften,
Fachbüchern und im Internet
gefunden, in 65 Fällen hatten
die Informationen eine genaue-
re Bewertung ermöglicht. „Fast
noch wichtiger ist die Tatsache,
dass die Zahl der Einstürze - mit
Ausnahme der Anfangsphase -
unabhängig vom Alter der Hal-
len ist“, betonte Bayerlein.
Auch wenn eine Halle die erste,
kritische Phase hinter sich habe,
biete das noch keine Gewähr für
die zukünftige Standsicherheit. 

Besonders betroffen sind laut
TÜV die Holzhallen. Hier habe
es eine Beanstandungsquote
von 75 Prozent gegeben. Elf
Prozent der untersuchten Holz-
konstruktionen mussten sofort
geschlossen werden, weil ihre
Standsicherheit nicht mehr ge-
währleistet gewesen sei. Bei
den Stahl- und Betonhallen sei-
en 55 Prozent beziehungsweise
45 Prozent mit Mängeln behaf-
tet gewesen.

Holzhallen im Visier

Holz sei als Werkstoff aber
nicht schlechter als Stahl oder
Beton, warnte der Leiter des
TÜV-Bereichs Bautechnik, Her-
bert Gottschalk, vor einer fal-
schen Deutung. Der Grund für
den oftmals schlechten Zustand
der Holzbauten sei vielmehr,
dass Holz häufiger bei kleineren
Hallen zum Einsatz komme, die
mit wesentlich geringerem Pla-
nungsaufwand als größere Ge-
bäude erstellt würden.

Auswertung nach Alter

Bei der Auswertung hinsicht-
lich des Alters zeigten sich - im
Gegensatz zur den Ergebnis-
sen der Literaturrecherche - kei-
ne besonderen Auffälligkeiten.
„Wir gehen davon aus, dass
Probleme kurz nach der Errich-
tung der Hallen noch als ‚Ga-
rantiefälle’ behandelt werden
und deshalb nicht zu einer Be-

auftragung von TÜV SÜD
führen“, erklärte Gottschalk.
„Allerdings werden wir die al-
tersabhängige Verteilung der
Baumängel bei der weiteren
Auswertung unserer Gutachten
und der Fortführung unserer
Statistik sehr genau im Auge
behalten.“

Erhebliche Dunkelziffer

Die Gutachten der Sachver-
ständigen beinhalten auch eine
Unterlagenprüfung, die Aussa-
gen über die Statik der unter-
suchten Hallen ermöglichen.
„Bei sieben Prozent war die Sta-
tik nicht korrekt berechnet“, so
Gottschalk, „bei weiteren zwölf
Prozent stimmte zwar die Statik,
nicht aber die Ausführung.“ Zu-
dem gebe es noch eine erhebli-
che Dunkelziffer, weil in 55 Pro-
zent der untersuchten Fälle über-
haupt keine Informationen vorla-
gen oder die vorhandenen Unter-
lagen nicht für eine aussagekräf-
tige Beurteilung der Statik aus-
reichten. 

Überdenken erforderlich

Der hohe Mängelanteil bei
den untersuchten Hallen hat
auch die erfahrenen Bautech-
nik-Experten überrascht. „Um
die Probleme bei der Hallen-
und Gebäudesicherheit in den
Griff zu bekommen, müssen wir
die Prozesse bei Planung, Bau
und Betrieb und ihre Umset-
zung grundsätzlich überden-
ken“, stellte Bayerlein fest. Un-
terschiedliche Interessen der
verschiedenen Beteiligten am
gesamten Lebenszyklus eines
Gebäudes sowie die Fragmen-

Auch Fürstenfeldbruck wurde dieses Mal mit dem umgestalte-
ten Marktplatz für das „Architektouren“-Programm ausge-
wählt. Ziel des Umbaus im Jahr 2004 war es, dem Marktplatz
seine ursprüngliche Bedeutung als Mittelpunkt des histori-
schen Stadtkerns und Aufenthaltsbereich wiederzugeben -
trotz der verkehrlichen Belastung. Wie und warum dieses Ziel
im Einzelnen umgesetzt wurde, werden Oberbürgermeister
Sepp Kellerer, Stadtbaumeister Martin Kornacher und der zu-
ständige Architekt Jochen Baur erklären. So wird beispiels-
weise auf die historischen Hintergründe, die Kriterien zur Be-
grünung und die einzelnen Nutzungsarten wie z. B. die Park-
streifen eingegangen. Treffpunkt am 24. und 25. Juni 2006 ist
jeweils der Kriegergedächtnisbrunnen am Alten Rathaus um
11.00 Uhr. Bild: Bürgermeister Sepp Kellerer

Architektouren am
24. und 25. Juni

Mit über 150.000 Besuchern in den vergangenen zehn Jahren
haben sich die Architektouren zu einer Erfolgsstory der
Bayerischen Architektenkammer entwickelt. Insgesamt 242
Projekte können in ganz Bayern besichtigt werden. 

Die Architektouren bieten den
Besuchern nicht nur Einblicke in
den architektonischen Entste-
hungsprozess, sondern verdeutli-
chen auch, wie wichtig das per-
sönliche Zusammenspiel zwi-
schen Architekt und Bauherr ist.
Architektur ist immer eine sehr
individuelle Angelegenheit, bei
der es gilt, die Wünsche und Be-
dürfnisse eines jeden Bauherrn
optimal zu berücksichtigen. 

Dass an die Architektur ganz
unterschiedliche Anforderungen
gestellt werden, belegt die Viel-
falt der Projekte, angefangen
beim klassischen Wohnhaus, Se-
niorenwohnanlagen oder Büro-
gebäuden bis hin zu Serviceein-
richtungen oder Kinderkrippen.
Thema der Architektouren sind
jedoch nicht nur Gebäude, son-
dern auch die Innenräume von

Gebäuden sowie Außenanlagen. 
Daneben kann auch in diesem

Jahr wieder eine Vielzahl an Ein-
familienhäusern besichtigt wer-
den. Erfahrungsgemäß nutzen
gerade hier viele Besucher die
Besichtigungstermine und Ge-
spräche mit Architekten und
Bauherren vor Ort, um wertvolle
Informationen aus erster Hand
zu erhalten. 

Alle Projekte sind in den letz-
ten drei Jahren in Bayern ent-
standen und wurden von einem
unabhängigen Beirat ausge-
wählt. Im kostenlosen Booklet
„Architektouren 2006“ werden
alle Projekte kurz erläutert (Ob-
jektinformationen, Fotos und
Besichtigungstermine). Das
Booklet kann über die Bayeri-
sche Architektenkammer bezo-
gen werden. DK

Das Projekt der Mehrgenerationenhäuser:

Miteinander von Jung und Alt
Die kinderpolitische Sprecherin der SPD, Bärbel Narnham-
mer, macht sich dafür stark, dass es auch in Bayern verstärkt
sogenannte „Mehrgenerationenhäuser“ gibt. Von der Staatsre-
gierung wünscht die Abgeordnete deshalb Informationen über
dieses bundesweite Modellprojekt, das von der Bundesregie-
rung initiiert wurde. Damit soll ein neues und offenes Verhält-
nis der Generationen zueinander geschaffen werden. Bis zum
Jahr 2010 sollen in allen Landkreisen und kreisfreien Städten
Deutschlands Mehrgenerationenhäuser eingerichtet werden.

In einer Schriftlichen Anfrage
will die SPD-Politikerin von der
Staatsregierung wissen, wie
sich diese die Umsetzung des
Projektes der Mehrgeneratio-
nenhäuser vorstellt und ob be-
absichtigt sei, ein einheitliches
methodisches Konzept zu Grun-
de zu legen. Narnhammer er-
kundigt sich bei der Staatsregie-
rung weiter, wie Mehrgeneratio-
nenhäuser räumlich, finanziell
und personell ausgestattet und
in der Praxis organisiert sein
könnten. Weiter fragt die SPD-
Parlamentarierin, welche Aus-
wirkungen ein Angebot von eh-
renamtlichen Dienstleistungen
im sozialen Bereich sowie im
Bildungssektor auf professio-
nelle Anbieter haben wird.

Narnhammer verweist darauf,
dass ältere Menschen in Mehrge-
nerationenhäusern einerseits ih-
re Erfahrung, Fertigkeiten und
Kenntnisse einbringen und wei-
tergeben können, andererseits
selbst Hilfe und Unterstützung
erhalten würden. „Damit stellen
unsere älteren Menschen im
Rahmen eines freiwilligen Enga-
gements ein riesiges Potential für

Familien und Kinder dar“, be-
tont die SPD-Politikerin.

Allen Arbeitern im Ehren-
amt hat der Bundesfinanzhof
(BFH) in einem Beschluss
vom 19. Juli 2005 (Az.: VI B
175/04) eine Abfuhr erteilt.
Die Kosten eines häuslichen
Arbeitszimmers seien nur
dann von der Einkommen-
steuer absetzbar, wenn das
Arbeitszimmer ausschließ-
lich oder nahezu ausschließ-
lich betrieblichen oder beruf-
lichen Zwecken dient. Die
Richter gehen noch weiter
und ziehen den Schluss, dass
auch Berufsgruppen wie Leh-
rern oder Richtern der Abzug
der Kosten für ein Arbeits-
zimmer als existenzsichern-
de Aufwendung dann ver-
weigert werden könnte,
wenn sie das Arbeitszim-
mer in nicht unerheblichem
Umfang für außerberufli-
che, also auch ehrenamtliche 
Zwecke nutzen. mpa

Rund ums Recht ...
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Bausparen wie die
Weltmeister.
Jetzt schon ab 1, %*!

Sparkassen-Finanzgruppe

www.lbs-bayern.de

Wir geben Ihrer Zukunft ein Zuhause.

Neu: die attraktiven LBS-Darlehens-
zinsen. Wohnvorsorge für jedermann!

Wer jetzt die neuen flexiblen Tarife der LBS nutzt und mit günstigen Zinsangeboten ins Bausparen einsteigt,
kann schon bald seinen eigenen Wohn-Erfolg feiern! Eine clevere Taktik, die sich auszahlt!
Sprechen Sie jetzt mit Ihrem Berater in über 100 LBS- und 3000 Sparkassen-Geschäftsstellen bayernweit.
* Darlehenszins: effektiver Jahreszins 2,32% ab Zuteilung des Bausparvertrags
** Bis max. Euro 12.000/Jahr. Teilnahmekarten für das Gewinnspiel erhalten Sie bei Ihrer Sparkasse, LBS-Beratungsstelle oder im Internet.

Verkauf kommunaler Wohnungsunternehmen:

Schwächung der städtischen
Wettbewerbsfähigkeit

Verband bayerischer Wohnungsunternehmen: Sozialer Sprengstoff durch
Mangel an preisgünstigen Mietwohnungen

„Die Stadt Dresden ist jetzt wohnungslos“ titelte die Presse
nach der Privatisierung der kommunalen Dresdner WOBA.
Erstmals hat eine deutsche Stadt ihren gesamten Wohnungs-
bestand an einen internationalen Finanzinvestor verkauft.
„Solche Verkäufe lassen für den Moment die Stadtkassen klin-
geln. Leider können die Aufgaben der Unternehmen nicht 
mit verkauft werden“, warnte Heinz-Werner Götz, Präsident
des Verbandes bayerischer Wohnungsunternehmen (VdW
Bayern) bei einer Pressekonferenz anlässlich der 90. Jahresta-
gung des Verbandes in München.

Könnte man den Versprechen
der Investoren glauben, dass
ein nachhaltiges Geschäftsmo-
dell hinter ihrer Zukunftspla-
nung stehe, wäre der Schaden
für die Städte noch überschau-
bar. „Aber warum haben dann
keine deutschen bestandshal-

tenden Wohnungsunternehmen
mitgeboten?“ fragte Götz. Die
Ursache dafür liege nicht etwa -
wie häufig behauptet - in der
Kapitalschwäche der deutschen
Unternehmen, sondern viel-
mehr in Verkaufspreisen, die
mit einer nachhaltigen Bewirt-

schaftung nicht vereinbar seien. 

Cashflow optimieren 

Um den Cashflow zu opti-
mieren und den Unternehmens-
wert zu steigern, müssten die
neuen Eigentümer weitgehend
auf Quartiersentwicklung und
Bestandspflege verzichten -
„eine nachhaltige Bewirtschaf-
tung, die langfristig attraktiven
Wohnraum auch für Geringver-
diener anbietet, sieht anders
aus“, meinte Götz.

Knappheit auf den Märkten

Bayerische Kommunen sind
bisher nicht auf der Verkäuferli-
ste zu finden - „und das ist auch
gut so!“ machte Götz deutlich.
Städte, die ihre kommunalen
Wohnungsunternehmen verkau-
fen, gäben damit eines der
wichtigsten politischen Steue-
rungsinstrumente zur Erhaltung
des sozialen Friedens und der
Attraktivität eines Wirtschafts-
standortes aus der Hand.

„Nach einem Verkauf gibt es
kein Zurück mehr“, betonte
der Präsident. Stadtentwick-
lung und ausreichende Woh-
nungsangebote für Einkom-
mensschwächere blieben dann
auf der Strecke.

Dabei wird es ohnehin knapp
auf vielen bayerischen Woh-

nungsmärkten: Einem jährli-
chen Neubaubedarf von etwa
60.000 Wohnungen stehen laut
bayerischem Innenministeri-
um 48.276 fertig gestellte im
vergangenen Jahr gegenüber.
Deutschlandweit fehlen nach
Berechnungen des Forschungs-
instituts empirica jährlich fast
100.000 Wohnungen.

Befürchtung der Bürger

Auch die Bundesbürger sehen
die Situation kritisch: Beim
Mietwohn-Index, einer von der
GfK Nürnberg im Auftrag des
VdW Bayern durchgeführten
repräsentativen Umfrage, be-
fürchten fast zwei Drittel der
Bundesbürger, dass es in Zu-
kunft in Ballungszentren zu we-
nige bezahlbare Wohnungen ge-
ben wird. 

Integration politisch
weitgehend gescheitert

Geringverdiener, Sozialhilfe-
Empfänger und Ausländer wür-
den sich dann in bestimm-
ten Stadtteilen konzentrieren.
Dies würde der Bildung sozialer
Brennpunkte Vorschub leisten.
„Die Integration ist politisch
weitgehend gescheitert“, so
Götz. 

Es sei kein Wunder, dass es
gerade in Schulen, wo unter-
schiedliche Kulturen zwangs-
läufig aufeinanderprallen, ge
häuft zu Spannungen komme.
„Wer Parallelgesellschaften nicht
dauerhaft akzeptieren will, darf
das geplante Allgemeine Gleich-
behandlungsgesetz (ehemals An-
ti-Diskriminierungsgesetz) in
seiner derzeitigen Form nicht
unterstützen“, fuhr Götz fort.
Andernfalls sei ein aktives Be-
einflussen von Bewohnerstruk-
turen durch Wohnungsunterneh-
men kaum noch möglich.Höhenkirchen-Siegertsbrunn:

Seniorenzentrum „Wohnen am 
Schlossanger“ eröffnet 

Die Gemeinde Höhenkirchen-Siegertsbrunn, Kreissparkasse
München Starnberg und Real I.S. feiern den Erfolg des gelun-
genen Public Private Partnership-Projekts. In nur zwölf Mo-
naten Bauzeit wuchs das Seniorenzentrum „Wohnen am
Schlossanger“ in zentraler Ortslage der Gemeinde Höhenkir-
chen-Siegertsbrunn empor. Mit zahlreichen Gästen aus Politik
und Wirtschaft feierten die Partner der Grundstücksentwick-
lungsgesellschaft, die Gemeinde Höhenkirchen-Siegertsbrunn,
die Kreissparkasse München Starnberg und die Real I.S. AG
aus München vorfristig die Einweihung des Seniorenzentrums
und den Erfolg des Public Private Partnership-Projekts.

Dieses Bauvorhaben ist ein
gelungenes Beispiel dafür, wie
Public Private Partnership funk-
tionieren und was diese bewir-
ken kann: Die Gemeinde stellt
der Entwicklungsgesellschaft ein
unbebautes Grundstück zur Ver-
fügung, auf dem die Gesellschaft
das Seniorenzentrum errichtet.

Das Seniorenzentrum wird
nach Fertigstellung über die Ge-
meinde von einem privaten Be-
treiber, der PIK (Privates Insti-
tut für Krankenhausmanagement
GmbH) angemietet und von Ge-
schäftsführer Leo Greska betrie-
ben. Die Finanzierung stellen die
Kreissparkasse München Starn-
berg und die BayernLB sicher.

Einmalige Chance

„Für unsere Gemeinde war es
eine einmalige Chance, hier mit-
ten im Zentrum unseres Ortes für
unsere älteren Mitbürgerinnen
und Mitbürger eine Seniorenre-
sidenz anbieten zu können, um
ihnen einen schönen Lebens-
abend zu ermöglichen.“, freut
sich Bürgermeisterin Ursula
Mayer. Das architektonisch 
hochwertige Ensemble besteht
aus einem voll unterkellerten,
klar gegliederten dreigeschossi-
gem Baukörper mit Tiefgarage.
Eine großzügige Öffnung auf der
südwestlichen Seite schafft eine
attraktive Sichtverbindung in das
benachbarte Wohngebiet. Auf-
grund der flachen Dachneigung
wirkt das mächtige Gebäudeen-

semble eher zurückhaltend und
unaufdringlich. Durch die Wahl
der Gebäudeform entlang der vor-
handenen Durchgangs- und Er-
schließungsstraßen sowie auf-
grund der großzügigen Vergla-
sung der Räume öffnet sich das
Gebäude in alle Richtungen zur
Gemeinde. Die Bewohner des Se-
niorenzentrums sind somit „aktiv“
in das Leben in der Gemeinde

Höhenkirchen-Siegertsbrunn inte-
griert. Das qualitativ hochwertige
Bauwerk wurde zu einem Groß-
teil von bayerischen Firmen er-
stellt. Rund 75 Prozent der Baulei-
stungen wurde an Unternehmen
aus der Region vergeben. 

Budget nicht überschritten

Trotz des harten Winters konn-
ten diese das Bauwerk terminge-
recht errichten und dies, ohne
das zu Projektbeginn vereinbarte
Kostenbudget zu überschreiten.
Gegen Ende Juni 2006 können
die ersten Senioren ihre neue Re-
sidenz beziehen. Sowohl die
Pflegezimmer wie auch die
Wohnungen im 2. Obergeschoss
waren bereits im Frühjahr dieses
Jahres vergeben. 

Über die Real I.S.

Die Real I.S. ist als 100%ige
Tochter der Bayern LB die As-
setmanagement Gesellschaft für
gewerbliche Immobilien. Ne-
ben der klassischen Unterneh-
mensberatung für Immobilien-
bestandshalter sowie der Immo-
bilienentwicklung ist die Real
I.S. auch einer der größten deut-
schen, bankgebundenen Initia-
toren. Die Immobilienentwick-
lung der Real I.S. schafft Wert-
schöpfung aus dem Verknüpfen
von Interessen unterschiedlich-
ster Projektpartner. Sie ent-
wickelt Immobilien aus Res-
sourcen wie einem Grundstück,
einem Investorenwunsch oder
dem konkreten Bedarf eines
Nutzers. Seit 1991 wurden
mehr als 80 Fondsangebote mit
einem Gesamtinvestitionsvolu-
men von über 3,9 Mrd. Euro für
das Privatkundengeschäft und
für institutionelle Investoren
emittiert.
Weitere Informationen unter
www.realisag.de

Feng-Shui-Kurpark in Lalling
In Lalling, Landkreis Deggendorf, ist der deutschlandweit

erste, nach Feng Shui-Kriterien gestaltete Kurpark eröffnet
worden. Unter dem Motto „Im Einklang mit der Natur“ soll er
gleichermaßen der Stärkung von Körper und Geist dienen.
Herzstück des knapp sechs Hektar großen Parks ist ein ca. 
3.000 Quadratmeter großer, naturnah gestalteter See mit un-
terschiedlicher Wassertiefe, der in Form einer liegenden Acht
angelegt und mit Stegen, die den Ying- und Yang-Punkten der
Feng Shui-Lehre entsprechen, ausgestattet ist. Das „Energie-
zentrum“ des Parks bildet ein großer Findling, darüber hinaus
erwarten den Besucher verschiedene Themengärten, ein Or-
gan- und ein Chakra-Weg sowie ein Störzonen-Lehrpfad. In-
formationstafeln helfen bei der Orientierung durch den Park.
Mit der Andeutung eines keltischen Hauses und der Gegenü-
berstellung von östlicher und westlicher Gartengestaltung
wird eine Brücke zur heimischen Kultur geschlagen. DK

Erstes Kindermuseum in Ostbayern
Ein neues Kindermuseum rund ums Glas, spannende Glas-

Ausstellungen, Glas-Erlebnistage und Glasperlen-Kurse: Ihrer
langen Tradition als Glasstandort wird die Stadt Furth im Wald
in diesem Jahr mit einer Reihe von Innovationen und Aktivitäten
gerecht. So wurde im vergangenen Jahr die Glasabteilung im
Further Landestormuseum mit der Kindererlebnisabteilung
„Glas-Licht-Spiegel“ komplett in ein Kindermuseum gleichen
Namens umgebaut. Eröffnet wurde die Einrichtung im Rahmen
des Internationalen Museumstages am 21. Mai. Das erste Kin-
dermuseum in Ostbayern beschäftigt sich mit Experimenten zu
Phänomenen rund ums Thema Glas und Spiegel. Daneben gibt
es drei Terminals mit interaktiven Präsentationen und Filmen zu
Glas und Glasgeschichte. Zum Anfassen gedacht sind außerdem
zahlreiche „Hands-on-Objekte“. Furths Bürgermeister Thomas
Müller sieht in dieser neuen Einrichtung eine weitere Attraktion
für die Urlaubsregion Ostbayern und die Glasstraße. DK

Zurückgreifen auf Bestände

Fakt sei, dass in den Bestän-
den der 60er und 70er Jahre
durchaus entsprechender Platz
geschaffen werden könne -
durch Zusammenlegen von Zim-
mern oder ganzen Wohnungen.
„Unsere Mitgliedsunternehmen
müssten in den nächsten zehn
Jahren etwa 2 Mrd. Euro jährlich
investieren, um den Modernisie-
rungsbedarf zu erfüllen“, schätzt
Götz. „Bei 351 Mio. Euro im
vergangenen Jahr ist klar, dass
wir aus eigener Kraft nur einen
Bruchteil bewältigen können,
wenn die Mieten bezahlbar blei-
ben sollen.“ 

Jung und Alt müssen
sich unterstützen

Außerdem müssten Wohnen,
Betreuung und Pflege besser
verknüpft werden, um dem
Wunsch der Menschen gerecht
zu werden, möglichst lang in der
vertrauten Umgebung zu leben,
betont Götz. Eine besondere
Chance läge darin, dass sich
Jung und Alt gegenseitig im

Rahmen guter Nachbarschaft
unterstützen. Unter dem Dach
von Wohnungsgenossenschaften
mit ihren Grundwerten Selbsthil-
fe, Selbstverantwortung und
Selbstbestimmung sei generatio-
nenübergreifendes Wohnen be-
sonders gut zu gestalten.

Modelle erschwert

Erschwert würden solche
Modelle durch das Heimgesetz:
„Wohnen und Pflege werden in
Deutschland bisher getrennt be-
trachtet“, erläutert Götz.

Es sei nicht ausreichend klar,
welche Einrichtungen und
Dienstleistungen Wohnungsun-
ternehmen anbieten dürfen, oh-
ne vom Heimgesetz mit seinen
zusätzlichen Anforderungen an
den Träger berührt zu werden. 

Hier setze der VdW Bayern
auf die Föderalismusreform,
wodurch die Zuständigkeit bei
Wohnungswesen und Heim-
recht auf die Länder übergehen
soll. Für Bayern ergebe sich da-
durch die Chance, Wohnen und
Betreuung anders als bisher zu
vernetzen. DK

Die Eckdaten
des Projekts

Umfang: 72 Apartments für
Senioren sowie 20 barriere-
freie und behindertenfreund-
liche 2 bis 3 Zimmer-Woh-
nungen, 1/2 UG für kom-
munale Zwecke (Veran-
staltungsräume für die Ge-
meinde), Tiefgarage mit 43
Stellplätzen. Insgesamt rund
6.030 m² Geschossfläche.
Bauvolumen: ca. 8,5 Mio.
Euro brutto
Bauzeit: Juli 2005 bis Juli
2006
PPP-Modell: Joint-Ventu-
re-Modell mit eigener Ob-
jektgesellschaft
Gesellschafter: Kommune
Höhenkirchen-Siegerts-
brunn 49 % Kreissparkasse
München Starnberg 26 %
Real I.S. 25 %. Geschäfts-
führung und Projektcontrol-
ling wird von der Real I.S.
gestellt.
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Grenzenlose Gartenschau 2006 
Bis 24. September erwartet den Besucher der Grenzenlosen

Gartenschau 2006 in Marktredwitz und Cheb/Eger eine gemein-
same, grenzüberschreitende Gartenschau in zwei Städten, zwei
Regionen, zwei Ländern, zwei Sprachen und zwei Kulturen.

Bayerns Gärtner stehen wieder einmal Spalier mit ihren fri-
schen qualitativ hochwertigen Produkten und innovativen
Dienstleistungen.Unter dem Motto „Gartenbau kennt keine
Grenzen“ präsentiert das Bayerische Staatsministerium für
Landwirtschaft und Forsten die Vielfalt heimischer Garten-
bauprodukte in Erzeugung und Vermarktung.

Einen farblichen Blickfang bietet die Blumenpyramide, be-
pflanzt mit blauen, weißen und roten Balkonblumen - den Lan-
desfarben von Bayern und Tschechien. Wechselnde Ausstellun-
gen und Aktionen rund um das Thema Obst und anderen garten-
baulichen und für den Verbraucher interessanten Themen be-
gleiten den Ausstellungsbeitrag im und um den Pavillon.          

Einsatzkräfte der Örtlichen Einsatzleitung und der Führungs-
gruppe Katastrophenschutz während der Stabsrahmenübung.
Unser Foto zeigt Helfer beim Funken.

INFO DURCH:

M O B I L K O M M U N A L F A H R Z E U G
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Augsburg setzt auf Umweltfreundlichkeit:

Neuer Bestattungswagen
mit Erdgasantrieb

Rund 180 Fahrzeuge sind bei der Stadtverwaltung und den
Stadtwerken Augsburg bereits im Ergasbetrieb unterwegs.
Jetzt kam ein weiteres hinzu: Mit einem neuen Bestattungswa-
gen hat die Fuggerstadt ihren erdgasbetriebenen Fuhrpark
ausgebaut. Dazu wurde ein Transporter (Volkswagen) auf so
genannten bivalenten Antrieb umgerüstet und kann sowohl
mit Erdgas als auch mit Benzin angetrieben werden.

Das Fahrzeug wird vom Be-
stattungsdienst der Stadt Augs-
burg zur Überführung Verstorbe-
ner verwendet, etwa von der
Wohnung, dem Seniorenheim
oder dem Krankenhaus zum ört-
lichen Friedhof, aber auch zu
auswärtigen Friedhöfen. „Je
nachdem wo der Verstorbene
beigesetzt werden soll, sind zum
Teil sehr weite Überführungs-
fahrten nötig“, erklärt der zustän-
dige Umweltreferent Thomas
Schaller. 

Fahrten ins Ausland

Dabei geht es entweder um
Überführungsfahrten von in
Augsburg Verstorbenen in die
Heimat oder so genannte Rück-
holfahrten, wenn etwa Augsbur-
ger in der Fremde sterben und zu
Hause beigesetzt werden sollen.
„Diese Fahrten führen nicht 
selten nach Österreich, Italien,
Rumänien, Tschechien oder Po-
len“, so Schaller. Deshalb sei es
auch nötig, dass der Transporter
sowohl mit Erdgas, als auch her-
kömmlich mit Benzin betrieben
werden kann. „Nicht überall ist

das Erdgas-Tankstellennetz so
weit ausgebaut, dass eine solche
Fahrt durchgängig mit Erdgas-
antrieb bewältigt werden kann.“,
erläutert der Referent.

Konsequenter Weg

Damit wird Schaller zufolge
konsequent der Weg weiterbe-
schritten, die städtischen Fahr-
zeuge bei Ersatz- und Neuan-
schaffungen auf Erdgasbetrieb
umzustellen. Immerhin habe der
Erdgasantrieb einen um rund 80
Prozent geringeren Schadstoff-
ausstoß als Bezinmotoren. Dies
sei damit nicht nur ein wichtiger
Beitrag für den Umweltschutz,
eine bessere Luft und weniger
Feinstaub in der Stadt, sondern
rechne sich auch. „Erdgasantrieb
ist durch Umrüstung oder in der
Anschaffung in der Regel zwar
etwas teurer, der laufende Be-
trieb ist aber deutlich preiswer-
ter“, so Schaller. So liegen die
Spritkosten etwa für den neuen
Bestattungswagen im Bezinbe-
trieb bei knapp 12,50 Euro, mit
Erdgas aber nur bei gut fünf Eu-
ro pro 100 Kilometer. DK

Landratsamt Miltenberg übt Krisenszenario:

Standortschulung für
Katastrophenschutz

„Ein mit 120 Passagieren und 40 Besatzungsmitgliedern be-
setzter Airbus A310 ist über Obernburg mit einer russischen
Transportmaschine kollidiert. Durch herabstürzende Wrack-
teile werden das Schulzentrum Obernburg, das Industrie-Cen-
ter Obernburg und der Ostflügel des Krankenhauses in Erlen-
bach schwer beschädigt. Von der Schadenslage verständigt der
Örtliche Einsatzleiter die Führungsgruppe Katastrophen-
schutz im Landratsamt Miltenberg. Diese stellt den Katastro-
phenfall für den Landkreis Miltenberg fest.“

Dieses Szenario hat sich zum
Glück nicht reell zugetragen,
sondern war Grundlage für eine

Übung wurde von der Staatli-
chen Feuerwehrschule Gerets-
ried entworfen. Mit sieben Per-

Zeichen einer achtstündigen
Übung. Ziel der Übung war es,
die Alarmierungs- und Kommu-
nikationsmittel zu überprüfen
sowie das Zusammenwirken der
einzelnen Führungsebenen zu 
testen. Damit bei einem Scha-
densereignis dieses Ausmaßes
alle Hilfsmaßnahmen koordinert
ablaufen, sind im Bayerischen
Katastrophenschutzgesetz klare
Führungsstrukturen vorgegeben.

Örtliche Einsatzleitung

Am Schadensort bildet sich
die Örtliche Einsatzleitung, de-
ren Hauptaufgabe darin besteht,
die Lage zu erkunden und den
Einsatz im Schadensgebiet zu
planen. Während der Übung
war die Örtliche Einsatzleitung
im Feuerwehrhaus Großheu-
bach untergebracht. Unterge-
ordnet ist die Örtliche Einsatz-
leitung der Führungsgruppe Ka-
tastrophenschutz, die im Lage-
zentrum des Landratsamtes ihre
Befehlsstelle hat.

Gesamteinsatz

Aufgabe der Führungsgruppe
Katastrophenschutz ist es, den
Gesamteinsatz zu leiten. Hierzu
zählt unter anderem die War-
nung und Unterrichtung der Be-
völkerung, die Öffentlichkeits-
arbeit und Presseauskünfte, die
Evakuierung gefährdeter Gebie-
te und Organisation von Aus-
weichunterkünften, die Erfül-
lung überörtlicher Meldepflich-
ten, die Alarmierung benachbar-
te Sicherheits- und Katastro-
phenschutzbehörden, die Anfor-
derung auswärtiger und örtlicher
Katastrophenhilfe sowie Erledi-
gung allgemeiner Verwaltungs-
aufgaben im Zusammenhang
mit der Katastrophenarbeit. 

Wechselnde Szenarien

Unterstützt wurden die örtli-

Stabsrahmenübung im Lage-
zentrum des Landratsamtes
Miltenberg. Anlass für diese
Übung ist eine Vorgabe des
Bayerischen Staatsministeriums
des Innern. Nach den Terroran-
schlägen vom 11. September
2001 in den Vereinigten Staaten
sind alle Kreisverwaltungs-
behörden aufgefordert, eine ent-
sprechende Übung durchzu-
führen. Das Drehbuch für diese

sonen war der Leiter der Lehr-
gruppe Führung an der Staatli-
chen Feuerwehrschule, Dipl.-
Ing. FH Heinrich Wolf nach
Miltenberg gekommen.

Theoretische Inhalte

Am ersten Tag der Standort-
schulung wurden noch einmal
die theoretischen Inhalte vermit-
telt. Der zweite Tag stand im

Mit der neuen B-Version der BOKIMOBIL-Familie ist ist das wendige Einsatzfahrzeug für Trans-
portaufgaben noch besser gerüstet. „B“ steht für breit und meint genau 1,70 Meter. Ansonsten gel-
ten die bekannten Vorteile: Allrad-Lenkung und vier Lenkungsarten (Vorderrad-, Hinterrad,
Rundgang- und Hundeganglenkung) z. B. beim Kehr- und Mäheinsatz.  Werkfoto: Kiefer

che Einsatzleitung und die
Führungsgruppe Katastrophen-
schutz durch die Einsatzkräfte
und Fachberater der Feuerwehr,
des Technischen Hilfswerks,
des Bayerischen Roten Kreuzes
mit dem Leitenden Notarzt, der
Polizei und der Bundeswehr.
Auch aus dem Landratsamt
Miltenberg waren zahlreiche
Mitarbeiter eingesetzt. Während
der Übung wurden auch externe
Behörden, Firmen und Einrich-
tungen eingebunden. Eine eben-
falls im Landratsamt Milten-
berg untergebrachte Übungslei-
tung sorgte dafür, dass mit stän-
dig neuen Szenarien die einge-
setzten Kräfte gefordert wur-
den. Mit beteiligt waren auch
Landrat Roland Schwing und
stellvertretender Landrat Her-
mann-Josef Eck.

Positive Bewertung

In einer ersten Bewertung
zeigte sich Dipl.-Ing. Heinrich
Wolf mit der Arbeit der Füh-
rungsgruppe Katastrophen-
schutz und der Örtlichen Ein-
satzleitung zufrieden. Die Staat-
liche Feuerwehrschule wird ei-
nen ausführlichen Ergebnisbe-
richt erstellen, der anschießend
im Landratsamt Miltenberg aus-
gewertet wird.

Neuheit B-Ausführung:

Als „B“ universal im
Kommunaleinsatz

BOKIMOBIL-Familie als Lösung für alle Anwendungen

Als Hersteller von Kommu-
nalfahrzeugen ist die Kiefer
GmbH bereits weit über
Deutschlands Grenzen hinaus
bekannt. Es gibt das schaltge-
triebene BOKIMOBIL Kom-
munalfahrzeug Typ 1151 und
die Kiefer Hydrostaten-Familie
besteht mittlerweile aus 4 ver-
schiedenen Typen. Das BOKI-
MOBIL HY 1351 ist das kraft-
vollste Modell mit einem 125
PS - IVECO - Motor und einer
Außenbreite von 1,40 m. Das
BOKIMOBIL HY 1251 hat ei-
nen 106 PS - Motor und eine
Außenbreite von 1.30 m. Und
es gibt das besonders schmale
und wendige BOKIMOBIL HY
1251 S mit einem VW - Motor
mit 86 PS mit einer Fahrzeug-
breite von nur 1,20 m. Alle vier
Modelle werden serienmäßig
mit einem feuerverzinktem Fah-
rerhaus ausgestattet.

Extreme Wendigkeit

Als neuestes Mitglied der
BOKIMOBIL-Familie kam nun
das BOKIMOBIL Kommunal-
Fahrzeug in B-Version auf den
Markt. Das B steht für breit, das
Fahrzeug weist eine Breite von
1,70 m auf. 

Allrad-Lenkung und vier
Lenkungsarten (Vorderrad-,
Hinterrad, Rundgang- und Hun-
deganglenkung) sorgen weiter-
hin für die extreme Wendigkeit
beim HY 1251B und beim HY
1351B, z.B. beim Kehr- und
Mäheinsatz. Auch das schaltge-
triebene BOKIMOBIL Typ
1151 ist nun ebenfalls mit einer
Außenbreite von 1,70 m verfüg-
bar, damit ist das Fahrzeug für
Transportaufgaben noch besser
ausgerüstet. Dafür dient auch
die Option, das zulässige Ge-
samtgewicht auf 6 Tonnen zu
erhöhen. 

Bei der B-Ausführung der
BOKIMOBILE kann anstelle
des Beifahrersitzes auch eine

Bank für 2 Beifahrer eingebaut
werden. Das Schnellwechselsy-
stem sorgt dafür, dass eine Rei-
he von Anbaugeräten in kürze-
ster Zeit mit allen BOKIMO-
BIL Kommunalfahrzeugen zum
Einsatz kommt.

Neue Minibus-Generation: 

Mercedes-Benz
Sprinter Transfer

Fünf Basisvarianten in vier
Längen und mit 12 bis 22
Fahrgast-Sitzplätzen, eine
äußerst attraktive Optik, ein
komplett neu gestalteter Fahr-
gastraum, umfassende Sicher-
heitstechnik, nochmals gestei-
gerter Komfort, neue Fahr-
gastsitze - der neue Minibus
Mercedes-Benz Sprinter Trans-
fer schlägt ein neues Kapitel
bei den Minibussen mit Mer-
cedes-Stern auf. Dieser neue
„Kleine“ ist ganz groß im
Überland- und Shuttle-Ver-
kehr, ebenso bei Tagesausflü-
gen. Er stammt aus dem Pro-
duktprogramm der Mercedes-
Benz Minibus GmbH, einer
100-prozentigen Tochterge-
sellschaft der für das europäi-
sche Omnibusgeschäft im
DaimlerChrysler-Konzern zu-
ständigen EvoBus GmbH. 

Vier Längen-Varianten und
drei Gewichts-Varianten fügen
sich beim neuen Sprinter
Transfer zu einem breit aufge-
fächerten Programm von fünf
Grundmodellen zusammen,
das nahezu alle heute gestell-
ten Ansprüche an einen kom-
pakten und wendigen Minibus
erfüllt. Basis ist in jedem Fall
die erst zu Beginn dieses Jah-
res völlig neu am Markt einge-
führte Transporter- und Kom-
bi-Baureihe Mercedes-Benz
Sprinter, deren Mitglieder in
Optik und Technik neue Maß-
stäbe gesetzt haben.              
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Zum Jahrestag der Bücherverbrennung:

Kommunen setzten
bundesweit markante Zeichen
Um gegen eine wachsende Fremdenfeindlichkeit, neonazistische
Strömungen und das erneute Aufkeimen antisemitischer Hal-
tungen in Deutschland ein Zeichen zu setzen, wurden am 10.
Mai, dem Jahrestag der Bücherverbrennung durch die Nazis,
heuer zum zweiten Mal bundesweit Texte aus den damals ver-
brannten Büchern vorgelesen. Der Initiator - das Paul-Klinger-
Künstlersozialwerk e. V. „Künstler helfen Künstlern“ mit ihrem
Präsidenten Gerhard Schmitt-Thiel - zeigte sich einmal mehr
sehr zufrieden mit der enormen Offenheit für das Projekt.

„Unsere Aktion kann nur ei-
nes von hoffentlich vielen Zei-
chen sein, aber je größer jedes
Zeichen ist, umso mehr Wir-
kung kann von ihm ausgehen“,
betont Schmitt-Thiel. Bayeri-
sche Kommunen beteiligten
sich in großer Zahl und ließen
Gedanken von Lion Feuchtwan-
ger über Else Lasker-Schüler
bis hin zu Kurt Tucholsky le-
bendig werden. 

Stadt Freyung

An Schulen, Universitäten
etc., in Theatern, Opern etc., auf
öffentlichen Plätzen, vor oder in
Rathäusern, in Bibliotheken,
Museen, Buchhandlungen, Re-
staurants etc., also überall wo
sich Menschen zusammenfin-
den, wurden Texte jener Auto-
ren vorgelesen, deren Werke in
der NS-Zeit verboten und ver-
brannt wurden. In der Stadt
Freyung beispielsweise rezitier-
ten Mitarbeiter einer Buchhand-
lung sowie Schüler des Gymna-
siums vor einem Holzfeuer vor
dem Kurhaus eine halbe Stunde
lang kurze Stücke aus den Wer-
ken betroffener Autoren. Zudem
stellte die Stadtbücherei im Ein-
gangsbereich des Kurhauses ei-
ne Auswahl dieser Bücher aus.

Arnbruck und Penzberg

Die Gemeinde Arnbruck prä-
sentierte in der Bücherei
während der Öffnungszeiten ei-
ne Ausstellung von Büchern der
betroffenen Autoren sowie von
Werken über die Bücherver-
brennung. Penzberg wiederum
erinnerte an den geschicht-
strächtigen Tag mit einer „Lese-
pause“ an den Schulen, in der
aus einigen der damals ver-
brannten Bücher vorgetragen
wurde. Am Abend dann wurde
im Stadtmuseum eine Lesung
mit Autor Claus Steigenberger
veranstaltet. Vorgelesen wur-
den Texte von Oskar Maria Graf
- u. a. „Verbrennt mich!“ - so-
wie von Lion Feuchtwanger,
Annette Kolb und Bertolt
Brecht. In der Gemeinde Pop-
penhausen wurde im Sitzungs-
saal des Rathauses aus den Wer-
ken von Ringelnatz und Kästner
gelesen. Träger der Veranstal-

tung war die dortige Volksschu-
le. In drei ausgesuchten Klassen
der Hauptschule Zwiesel las
Rektor Edmund Stern aus Wer-
ken von Erich Kästner, Oskar
Maria Graf und Ernst Toller.

Augsburg und Bad Tölz

In Zusammenarbeit mit dem
Kulturreferat der Stadt Augs-
burg und dem Haus der Bayeri-
schen Geschichte fand im Thea-
terkeller des Peutinger Gymna-
siums Augsburg eine Ausstel-
lung zur Bücherverbrennung
am 10. Mai 1933 statt. Zudem
wurden ausgewählte Texte
„verbrannter“ Autoren durch
Schülerinnen und Schüler des
Gymnasiums „dargeboten“.
Prof. Dr. Mathias Mayer vom
Lehrstuhl für Neuere Deutsche
Literaturwissenschaft an der
Universität Augsburg hielt ei-
nen Vortrag über den Schrift-
steller und Revolutionär Ernst
Toller. Für die musikalische
Umrahmung sorgten der Kam-
merchor und das Instrumenta-
lensemble des Peutinger-Gym-
nasiums. In Bad Tölz lasen un-
ter dem Motto „Verbranntes
Wort? Freies Wort!“ die Schau-
spieler Elke und Stephan Orlac
Texte von Baum, Brecht,
Feuchtwanger, Fleißer, Hasek,
Kästner, Kaus, Keun, Lasker-
Schüler, Luxemburg, Th. Mann,
Sachs, Tucholsky und Werfel.

Bayreuth

Im Rahmen ihrer Bildungsar-
beit in der Städtischen Wilhelm-
Leuschner-Gedenkstätte lud die
Wilhelm-Leuschner-Stiftung in
Bayreuth zu einer Gedenkver-
anstaltung ein. Studenten des
Studiengangs „Literaturwissen-
schaft: berufsbezogen“ an der
Universität Bayreuth trugen ge-
meinsam mit ihrem Dozenten
Dr. Joachim Schultz ausgewähl-
te Texte der „verbrannten Dich-
ter“ vor. Tondokumente mit 
Erich Kästner zu seinem Erle-
ben der Bücherverbrennung am
Abend des 10. Mai 1933 vor der
Berliner Universität leiteten den
Abend ein. Ebenso war eine
Ausstellung des Bayreuther Pla-
katmuseums über Autoren, de-
ren Bücher damals verbrannt

wurden, in der Bildungswerk-
statt zu sehen. Die Lesung aus
Werken von Claire und Ivan
Goll, Else Lasker-Schüler, Ger-
trud Kolmar, Erich Mühsam,
Irmgard Keun und Klabund er-
innerte an viele, heute inzwi-
schen unbekannte Literaten der
Weimarer Republik. In der
anschließenden Diskussion mit
dem Publikum wurden die hi-
storischen Fakten erörtert. Es
wurde dazu ermuntert, für Tole-
ranz und Menschenrechte ein-
zutreten sowie wachsam zu sein
für die Verteidigung der demo-

kratischen Freiheitsrechte, da-
mit solch eine Terrorherrschaft
nie wieder möglich wird. 

Biessenhofen und Erding

In der Grund- und Haupt-
schule Biessenhofen las Schau-
spieler und Sprecher Olaf Krät-
ke Texte von Brecht („An die
Nachgeborenen“), Kästner („Auf 
einer kleinen Bank vor einer
großen Bank“, „Hunger ist heil-
bar“, „Die Entwicklung der
Menschheit“) und Tucholsky
(„An das Publikum“, „Der Gra-
ben“). In der Landkreisbiblio-
thek im Gymnasium Erding tru-
gen Klaus Schiermann und
Manfred Trautmann, Schau-
spieler bzw. Autor und Theater-
regisseur, unter anderem Werke
von Hasenclever, Werfel, Käst-
ner, Tucholsky und Polgar vor. 

Füssen und Kronach

In Füssen fand bereits am 8.
Mai im Rahmen der monatlichen
„LeseZeit“ im Colloquium des
Museums eine Lesung mit Mar-
tin Harbauer statt. Der Dozent
für Stimme, Sprechen und Tex-
tinterpretation an der Baye-
rischen Theaterakademie in
München las aus „Im Westen
nichts Neues“ von Erich Maria
Remarque. Die Kronacher Syna-
goge war Schauplatz einer Le-
sung aus Werken „verbrannter
Dichter“ mit Kreiskulturreferen-
tin Gisela Lang, Armin Grötzner,
Ingo Cesaro, Odette Eisenträger-
Sarter und Gisela Gülpen.

Neu-Ulm und Niederding

Schauspieler der Akademie
für darstellende Kunst, Ulm,
trugen in der Stadtbücherei
Neu-Ulm unter anderem Texte
von Tucholsky, H. Mann und
Kästner vor. Im Bürgerhaus
Niederding fand bereits am 9.
Mai die Kulturveranstaltung der
Gemeinde Oberding statt. Die
Schauspieler Bernd Dechamps,
Natalie Seitz, Robert Kilian und
Eva-Maria Reichert lasen Texte
von Tucholsky, Werfel, Müh-
sam, Kästner, Seghers, Ringel-
natz, Kafka, Brecht, Remarque
und Lasker-Schüler.

Schondorf und
Unterföhring

In Schondorf am Ammersee
fand in der Rathauspassage eine
offene Veranstaltung unter Mit-
wirkung der Bürger statt. Veran-
stalter waren 1. Bürgermeister
Gerd Hoffmann sowie Susanne
Sticker, Leiterin der Gemeinde-
bücherei. Im Rahmen eines um-
fangreichen Medientisches prä-
sentierte die Gemeindebücherei
Unterföhring mehrere „Bücher
aus dem Feuer“. 

Die Gemeinde- und Pfarr-
bücherei Unterthingau wieder-
um lud die zwei neunten Klas-
sen der örtlichen Hauptschule
mit ihren Lehrern ein und prä-
sentierte Bücher der verfem-
ten Autoren. Gelesen wurde

„Kennst Du das Land, wo die
Kanonen blühn?“ von Erich
Kästner; zudem wurde über den
Wert der Demokratie diskutiert.

Waldsassen und Gröbenzell

In Waldsassen begann Kaba-
rettist Dieter Hildebrandt seinen
Abend mit einer Erinnerung an
den 10. Mai 1933 und las ein
Stück eines der betroffenen
Dichter. Gröbenzell wiederum
veranstaltete eine Lesung, in der
Erster Bürgermeister Dieter Ru-
benbauer, der ehemalige ge-
schäftsleitende Beamte der
Gemeinde Rudolf Ulrich, die
Kulturreferentin und Gemein-
derätin Brigitte Böttger, der
Gröbenzeller Schauspieler Wolf
Euba und eine Mitarbeiterin der
Bücherei, Marga Janssen, aus
den Werken damals betroffener
Autoren rezitierten.

München

In München waren die
Bayerische Staatsbibliothek und
der Königsplatz (ganztägig)
zentrale Schauplätze der dies-
jährigen Bücherlesung. Unter
den Vortragenden in der Staats-
bibliothek fanden sich klingen-
de Namen aus Politik, Kultur
und Medienwelt wie die Schau-
spieler Sunnyi Melles und Horst
Jüssen, zudem die AZ-Heraus-
geberin Anneliese Friedmann
und tz-Chefredakteur Karl
Schermann sowie Finanzmini-
ster Prof. Kurt Faltlhauser. Zu
den mehr als 100 Vortragenden
am Königsplatz zählten u. a.
Wissenschaftsminister Dr. Tho-
mas Goppel, OB Christian Ude,
SPD-Fraktionschef Franz Ma-
get sowie die Schauspielerin
Suzanne von Borsody. 

In der Mohr Villa schließlich
fanden zwei Lesungen statt:
Schüler der Hauptschule Frei-
mann lasen am Nachmittag
Szenen aus Kästners Buch
„Die Konferenz der Tiere“,
während abends  u. a. Paula
Bettina Mader zur Klezmer-
Musik der Gruppe „Raduga“
aus Werken von Oskar-Maria
Graf las. DK

Volkach feiert 1100. Geburtstag
Volkacher Spektakulum, Jubiläumsfestumzug zum Weinfest
und vieles mehr - ein breit gefächertes Veranstaltungspro-
gramm erwartet in diesem Jahr die Besucher der Volkacher
Mainschleife. Volkach feiert sein 1100-jähriges Jubiläum und
die komplette Mainschleife feiert bei diesem Ereignis mit.

Einen der Höhepunkte erlebte die 1100-Jahrfeier der Stadt
am vergangenen Wochenende: Die Stadt verwandelte sich
beim Volkacher Spektakulum in eine mittelalterliche Markt-
Meile. Händler, Gaukler und Spielleute sorgten für den Zauber
des Mittelalters in der Stadt. Im Mittelpunkt stand außerdem
die Aufführung des „Volkacher Lindwurms“ - einer Sage, in
deren Mittelpunkt ein Drachen steht, der im Stadtgraben gelebt
hat und von einem Schuster besiegt wurde. 

Im August steht traditionell das Fränkische Weinfest in
Volkach als das Weinfest der Mainschleife im Blickpunkt des
Interesses. Vom 11. bis 15. August verwandelt sich bereits zum
58. Mal der Festplatz an der Stadtmauer in ein Mekka für
Weinfreunde. Zum Stadtjubiläum findet am Weinfestsonntag,
den 13. August ab 14 Uhr ein Jubiläumsfestumzug im Rahmen
des Weinfestes statt. Der Zug steht unter dem Motto „Volkach
feiert Jubiläum und die Mainschleife gratuliert“.

Das Thema „Kunst“ wird auch im Herbst anlässlich des Ju-
biläumsjahres großgeschrieben. Zwischen 9. und 17. Septem-
ber machen die Unterfränkischen Kulturtage in Volkach Stati-
on. In Zusammenarbeit mit dem Bezirk Unterfranken wird den
Besuchern ein ausgewähltes Kulturprogramm geboten.       DK

Geballte Kompetenz aus Franken am Dreifrankenstein, dem
Herzstück fränkischer Heimat: (Von links) Landrat und Be-
zirkstagspräsident Dr. Günther Denzler (Ofr.), Europaabge-
ordnete Dr. Anja Weisgerber (Ufr.), CSU-Bezirksvorsitzender
und Vorsitzender der CSU-Landtagsfraktion, Joachim Herr-
mann (Mfr.), CSU-Bezirksvorsitzender und Bundesminister
Michael Glos (Ufr.), Parlamentarischer Staatssekretär Christi-
an Schmidt (Mfr.), CSU-Bezirksvorsitzender und Staatsmini-
ster Dr. Werner Schnappauf (Ofr.), Staatsminister und Leiter
der Staatskanzlei Eberhard Sinner (Ufr.), CSU-Kreisvorsitzen-
der und Landtagsabgeordneter Hans Herold (Mfr.), und Bun-
destagsabgeordneter Thomas Silberhorn (Ofr.)

Traditionelles Drei-Franken-Treffen:

„Es geht aufwärts - und
Bayern ist vorn dabei“

Bester Laune zeigte sich die politische Prominenz Frankens
beim „Drei-Franken-Treffen“ der CSU-Bezirksverbände Un-
ter-, Ober- und Mittelfranken an Christi Himmelfahrt. Trotz
zeitweisem Regen und ungemütlichem Ostwind wanderten
wieder mehrere hundert CSU-Freunde aus allen Himmelsrich-
tungen zum Treffpunkt Dreifrankenstein. Dort stoßen seit der
Gebietsreform 1972 die drei fränkischen Regierungsbezirke
zusammen und seit einem Vierteljahrhundert steht dort ein
fast drei Meter hoher Muschelkalkfindling.

Die beteiligten CSU-Ortsver-
bände organisieren im Wechsel
dieses traditionelle Treffen, dies-
mal unter Leitung von Annema-
rie Mauer, 2. Bürgermeisterin aus
Geiselwind. Die kommunale Al-
lianz, so die CSU-Ortsvorsitzen-
de, funktioniert also auch in der
CSU und über Bezirksverbands-
grenzen hinweg. Und auch bei
ihrer Forderung nach dem sechs-
streifigen Ausbau der A 3 zwi-
schen Nürnberg und Würzburg
erhielt sie bezirksübergreifenden
Zuspruch.

„Bayern ist das beste Stück
Deutschlands und die Franken
haben erheblichen Anteil dar-
an“, so Bundeswirtschaftsmini-
ster Michael Glos. „Der Opti-
mismus geht vom Süden aus“,
und mit gesundem Selbstbewusst-
sein werde es mit Deutschland
weiter aufwärts gehen. Der un-
terfränkische CSU-Bezirksvor-
sitzende war direkt von der Chi-
na-Reise mit Bundeskanzlerin
Merkel zum Dreifrankenstein
geeilt.

Für die mittelfränkische CSU
rief der CSU-Fraktionsvorsit-
zende im Bayerischen Landtag,
Joachim Herrmann, dazu auf,
gemeinsam zum Erfolg der Re-
gierung Merkel in Berlin beizu-
tragen. Spürbar gehe es Schritt
für Schritt in Deutschland vor-

wärts und seit 200 Jahren, „also
seit Franken zu Bayern gehört“,
gehe es auch mit dem Freistaat
aufwärts: „Franken hat den
Bayern gut getan“.

Schnappaufs Grußwort

In seinem „Gruß von der CSU-
Oberfranken“ forderte Staatsmi-
nister Dr. Werner Schnappauf
dazu auf, den deutschen Rats-
vorsitz in der Europäischen
Union im ersten Halbjahr 2007
zu nutzen, um „Europa von gi-
gantischer Bürokratie zu ent-
frachten“. Das halbe Jahr müs-
se zur Gestaltung einer neuen
Politik genutzt werden. Ange-
sichts blühender Rapsfelder
war ihm der Beifall sicher, als
er dafür plädierte, Pflanzenöl
weiterhin steuerlich zu begün-
stigen.

Das Motto „Es geht aufwärts -
und Bayern ist vorn dabei“ war
von Fritz Hofrichter und seiner
Steigerwaldkapelle Geiselwind
brillant intoniert worden und
auch die Familie Vierheilig hat-
te mit einem eigens komponier-
ten Lied das Thema aufgegrif-
fen. Weithin hörbar erschall
zum Schluss dann auch das ge-
meinsam gesungene Lied der
Franken „Wohlauf, die Luft
geht frisch und rein...“.

Denkmalpreis des
Bezirks Schwaben

Augsburg (pm). Bei einem Festakt in Augsburg wurde nun
zum vierten Mal der Denkmalpreis des Bezirks Schwaben
überreicht. Der Bezirk würdigt damit seit 2002 herausra-
gende denkmalpflegerische Maßnahmen in Schwaben, die
sich durch besondere fachliche Qualität, durch den Einsatz
der Eigentümer und die Bedeutung des Denkmals aus-
zeichnen.

Von Bezirkstagspräsident Jürgen Reichert bekamen nun Dr.
Christiane Reerink und Hans-Peter Reerink den Hauptpreis für
die Sanierung und Reaktivierung des Eggelhofes in Achsheim
(Gemeinde Langweid, Landkreis Augsburg) in Höhe von
10.000 Euro überreicht. Der Bezirk Schwaben vergab zudem
zwei Sonderpreise für die „vorbildliche Übernahme kulturel-
ler Verantwortung für das Gemeinwesen“, so Reichert. Der
Bezirkstagspräsident kritisierte bei der Veranstaltung zugleich
die geplanten Mittelkürzungen im Etat des Bayerischen Lan-
desamt für Denkmalpflege. „Denkmäler sind ein Fundament
des Kulturstaates, ihr Verlust ist nicht mehr rückgängig zu ma-
chen“, betonte der Bezirkstagspräsident.

Der mit dem Denkmalpreis ausgezeichnete Eggelhof, ein
Anwesen mit markantem Schweifgiebel, war vor der Sanie-
rung in einem äußerst schlechten Erhaltungszustand. „Durch
das außergewöhnliche finanzielle Engagement der Eigentümer
konnte der Hof auf denkmalpflegerisch sorgfältigste Weise sa-
niert werden“, betonte Bezirksheimatpfleger Dr. Peter Fassl
bei der Preisvergabe. Große Teile der barocken Ausstattung
wie die Kassettendecke, die Stuckdecke und ein Flez mit Soln-
hofer Platten wurden bei der Sanierung durch die Reerinks er-
halten, die aufwändige Fassadengestaltung vorzüglich rekon-
struiert. Durch die teilweise Entfernung späterer Einbauten sei
zudem wieder die ursprüngliche Grundrisskonzeption wieder
erlebbar geworden. Gelungene neue Anbauten für einen Stall
und eine Reithalle vervollständigten die Hofanlage, seien aber
in Rücksicht auf das Denkmal zurückhaltend gestaltet.

Bezirkstagspräsident Jürgen Reichert begrüßte, dass Erhalt
des Denkmals und die zeitgemäße Nutzung hier Hand in Hand
gehen. Die beiden Sonderpreise für 2005 mit jeweils 5000 Eu-
ro gingen an die Lebenshilfe Donau-Ries, die eines der ältesten
Gebäude in Nördlingen saniert hatte, das zugleich auch Ge-
burtshaus von Fußballstar Gerd Müller ist, sowie an die Augs-
burger Roman Gruber und Waltraud Baeuerle-Gruber für die
Sanierung des Wohn- und Geschäftsgebäudes Wolframstraße
3 in der Fuggerstadt.
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Mit Doppik zur Risikovorsorge
und Generationengerechtigkeit 

Stadt Königsbrunn stellt zusammen mit arf und AKDB termingetreu um 
„Die Motivation für den Umstieg von der Kameralistik auf die
Doppik wächst in der Regel erst mit dem Anwachsen der finanz-
wirtschaftlichen Probleme einer Kommune“, behauptet Harald
Goos, Projektleiter der Stadt Königsbrunn, die südlich von
Augsburg im schwäbischen Naturschutzgebiet Königsbrunner
Heide liegt. Insofern empfindet er es als Glücksfall, dass sich das
28.000 Einwohner zählende Königsbrunn dieses Projekt zuge-
traut und die Mittel dafür bereitgestellt hat, um solchen wirt-
schaftlichen Schwierigkeiten möglichst frühzeitig vorzubeugen. 

Die schwäbische Stadt, das
ehemals längste Straßendorf
Deutschlands, nutzte diese wohl
einmalige Chance: Mit der Dop-
pik gewinnt eine Kommune
mehr als bisher Transparenz über
ihr gesamtes Finanzgebaren und
über die mögliche strategische
Neuausrichtung der städtischen
Finanz- und Leistungsziele. Sie
kann daher eine nachhaltige, die
Generationengerechtigkeit be-
rücksichtigende Ausgaben- und
Investitionspolitik betreiben und
eventuelle Risiken erst auf diese
Weise rechtzeitig erkennen.

Erwartung an Bayern

An die Bereitschaft der Stadt
Königsbrunn zur Vorreiterrolle in
Sachen NKFW knüpft Goos, der
für die Projektleitung von seinem
Amt als Kämmerer freigestellt
wurde, eine ganz wesentliche Er-
wartung an den Freistaat: Es dür-
fe keinesfalls passieren, dass
Kommunen, die mit Hilfe der
Doppik im Rahmen ihrer tatsäch-
lichen Leistungskraft wirtschaf-
ten, über den Finanzausgleich
wegen der geringeren Weitsicht
anderer Städte und Gemeinden
im Rahmen des kommunalen Fi-
nanzausgleichs künftig benach-
teiligt werden. Im Gegenteil: Der
Freistaat müsse von allen Kom-
munen in absehbarer Zeit den
Umstieg verlangen. Wünschens-
wert wäre es, wenn der Freistaat
dabei mit gutem Beispiel voran-
ginge. Goos: „Auf diese Weise
könnte der öffentliche Dienst
auch das latente Vorurteil wider-
legen, nur zu reagieren, und akti-
ves, vorausschauendes Handeln
unter Beweis stellen.“

Pluspunkt Pilotprojekt 

Sehr erleichtert hat den Kö-
nigsbrunnern die Entscheidung
pro Doppik eine Anfrage der
Nürnberger arf Gesellschaft für
Organisationsentwicklung mbH
und der AKDB im Herbst 2002:
Ob die Stadt sich denn an einem
bayerischen Pilotprojekt zum

Doppik-Umstieg einschließlich
der Entwicklung der dafür
benötigten Software beteiligen
würde? Die arf hatte in Hessen
bereits umfangreiche Erfahrun-
gen mit dem NKFW gesammelt,
die AKDB als bayerischer
Marktführer für kommunale
Software und namhaftes Soft-
warehaus ist der langjährige IT-
Dienstleister von Königsbrunn.

Schicksalsgemeinschaft

„Das waren gute Vorausset-
zungen für eine erfolgreiche
Schicksalsgemeinschaft“, erin-
nert sich Goos. Günstige finanzi-
elle Konditionen kamen hinzu.
Im März 2003 entschied sich der
Stadtrat zugunsten der Umstel-
lung auf eine kommunal orien-
tierte kaufmännische Buch-
führung als einen weiteren Bau-
stein der bereits im Jahre 1997
begonnenen Verwaltungsreform.
Für ihre Einführung im Rahmen
eines Pilotprojekts ist der Pro-
jektleiter Goos heute noch im-
mer dankbar: „Ein Pflichtenheft
zu schreiben mit den Anforde-
rungen an die IT-Unterstützung
für ein fachlich noch völlig offe-
nes Vorhaben“ - an solch ein
Ausschreibungsabenteuer mag
er gar nicht denken. Gegebenen-
falls hätte die Stadt dafür einen
externen Berater beiziehen müs-
sen, die Stadt wäre möglicher-
weise in große Abhängigkeit ge-
raten, statt selber entsprechendes
Fachwissen aufzubauen.

Argument pro AKDB

Ein weiteres Argument schlug
zugunsten der AKDB zu Buche:
OK.FIS und andere ihrer Pro-
dukte sind in Königsbrunn im
Einsatz, daher ist ein Grund-
verständnis für die Software die-
ses Anbieters vorhanden. Die
Schnittstelle zum Personalfach-
verfahren - eine AKDB-Anwen-
dung - war folglich kaum ein
Problem; aber auch die KLR-
Fremdsoftware im Bauhof wur-
de, wenn auch mit ein wenig

mehr Aufwand, angebunden.
Noch steht die Integration der
Musikschulen-Software an: Da-
für müssen derzeit die Daten
noch immer händisch neu einge-
geben werden. Vor allem ist das
Grundvertrauen zur AKDB, die
im übrigen gute Drähte zu Innen-
ministerium und Spitzenverbän-
den hat, gegeben. „Die Services
und Produkte der AKDB werden
im Haus positiv beurteilt“, sagt
Goos - was natürlich weitere offe-
ne Wünsche nicht ausschließt.
Speziell beim Doppik-Projekt
hätte aus seiner Sicht die dortige
Entwicklungsmannschaft ein we-
nig stärker besetzt sein können.

Gelöste Probleme

Zwischen den Fachleuten und
den Informatikern gab es an-
fänglich die für IT-Projekte typi-
schen Kommunikations- bzw.
Verständnisprobleme, aber sie
wurden gelöst. Und die Vermö-
genserfassung sollte ursprüng-
lich eigentlich auf das vorhande-
ne kamerale Modul aufsetzen,
was aber nicht wie geplant
klappte, weshalb ein neues Kon-
zept und eine Softwareneuent-
wicklung nötig waren. Mit die-
sen „kleinen Katastrophen“, mit
der die AKDB-Entwickler und
das Königsbrunner Team glei-

chermaßen fertig werden mus-
sten, brauchen die nächsten
OK.FIS NKFW-Anwender nun
nicht mehr zu rechnen. Als be-
sonderen Pluspunkt von OK.FIS
NKFW hebt Goos die Selbstprü-
fung der Software hervor. Es
werden Plausibilitätsprüfungen
durchgeführt, die Software denkt
sozusagen mit und der Anwen-
der sichert sich auf diese Weise
gegen Fehler oder Unvorherge-
sehenes ab. Außerdem rechnet
Königsbrunn damit, dass das
Softwareprodukt in Bälde zerti-
fiziert werden kann. 

Meilenstein
Eröffnungsbilanz 

Seit 1. Januar 2005 bucht Kö-
nigsbrunn nun doppisch. Und
drei Jahre nach dem Startschuss
für das Pilotprojekt, im März
und April 2006, hat der Bayeri-
sche Kommunale Prüfungsver-
band (BKPV) eine erste Begut-
achtung der Doppikumstellung,
speziell auch mit Blick auf 
die erstmalige Vermögensbewer-
tung, vorgenommen. 7.500 Ver-
mögensgegenstände hat Königs-
brunn erfasst. Da es von Staats
wegen noch keine Bewertungs-
richtlinien gibt, hat die Stadt die-
se selbst auf der Grundlage von
Erfahrungen aus anderen kom-
munalen Doppikprojekten er-
stellt. „Eine Vorlage von Seiten
des Freistaats wäre sehr hilfreich
gewesen“, betont Goos. Diese
müsste aber anhand der Erfah-
rungen, die vielfach noch im
Laufe der nächsten Jahre zu
sammeln sind, fortgeschrieben

werden. Goos möchte zunächst
den Bestätigungsvermerk des
BKPVs für die Eröffnungsbilanz
erreichen, auch wenn sich damit
der bisherige Terminplan ein we-
nig verschiebt. Erst wenn die-
ser vorliegt, soll der Stadtrat 
über die Eröffnungsbilanz be-
schließen. Denn deren eventuelle
Korrektur könnte das Vertrauen
der Politik zu diesem neuen In-
strument, an das sie sich noch ge-
wöhnen muss, erschüttern. Die
Begutachtung spornt insgesamt
die Verantwortlichen in Königs-
brunn zum Weitermachen an, so
die Einschätzung des Projektlei-
ters. Zugleich bringt sie eine
ganze Reihe von aktuellen Anre-
gungen, beispielsweise zu Fragen
der Vermögensbewertung, der 
-erfassung sowie der Dokumen-
tierung. „Es geht auch um sehr
wesentliche Fragen, die in der Ar-
beitsgruppe im Innenministerium
erst noch abschließend behandelt
werden müssen.“ 

Freistaat in der Pflicht

Insgesamt wurde die Haus-
haltsumstellung samt Vermö-
genserfassung und -bewertung
relativ termingerecht abge-
wickelt, lobt Goos sein Team ob
der gewaltigen Anstrengung und
des enormen Engagements, das
stets neben der Alltagsarbeit auf-
gebracht werden musste, nur
vorübergehend durch den Ein-
satz von Zeitkräften unterstützt.
Daher wünschen sich seine Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter in-
zwischen des öfteren ein wenig
personelle Entlastung, während

Harald Goos gerne schon wieder
ein erhebliches Stück weiter wä-
re. Dabei wäre er glücklich, wenn
das Königsbrunner Projekt mehr
als bisher durch den Freistaat
finanziell gefördert würde. Da-
durch würden nachfolgende 
Kommunen von entsprechendem
Mehraufwand befreit und die
Stadt Königsbrunn könnte solche
Mittel zum Beispiel für eine per-
sonelle Entlastung der städtischen
Bediensteten verwenden.

Pilotrolle bringt Vorteile

Die Pilotrolle, die natürlich ein
besonders hohes Engagement
von allen Beteiligten verlangt
und zeitweise auch zu Verunsi-
cherung führte, hat für Königs-
brunn durchaus Vorteile: Wer
nicht einfach eine fertige Lösung
im eigenen Haus installiert, um
zum Beispiel die Doppikumstel-
lung nur formal zu vollziehen,
kann einen sehr soliden Lerner-
folg verzeichnen. Und wer sich
erst einmal hineingefunden hat
in die Denkweisen und Struk-
turen des neuen Systems, erlebt
nach einigen durchaus lohnens-
werten Anstrengungen perma-
nente Erfolgsmomente und ei-
ne ganz besondere Befriedi-
gung durch die Möglichkeit
des Mitgestaltens.

Geballte Prominenz (v. l.): Vizelandrat Gregor Schmitt, Vizebezirkstagspräsident Hans Kot-
schenreuther, Ex-MdL Walter Hofmann, Vizeregierungspräsident Wilhelm Wenning, Jubilar
Bürgermeister Erwin Zeiß, Nachbarbürgermeister Johann Deuerlein, Igensdorfs 2. Bürger-
meister Willi Landsmann, Kreisrat Peter Eismann und Landrat Reinhardt Glauber.     Bild: fpo

Markt Igensdorf / Landkreis Forchheim:

Bürgermeister Zeiß 40 Jahre im Amt
Der Bürgermeister des Marktes Igensdorf, Landkreis Forch-
heim, feierte in der Lindelberghalle Stöckach im großen Rah-
men sein 40jähriges Dienstjubiläum. Dieses seltene Jubiläum
wurde zu einem Bekenntnis der kommunalen Selbstverwaltung.
Der oberfränkische Regierungsvizepräsident Wilhelm Wenning,
Bayreuth, würdigte das Engagement von Erwin Zeiß, der seit
1966 im Amt ist und damals im Alter von 29 Jahren zum jüngs-
ten Bürgermeister des Kreises Forchheim gewählt wurde.

Der Vertreter der bayerischen
Regierung meinte in Igensdorf,
dass es wertvoll wäre, wenn je-
der Politiker auf höherer Ebene
seine Gesellenzeit in der Kom-
mune absolvieren würde. Der
Regierungsvizepräsident appel-
lierte insbesondere an die Jugend
sich für die Gemeinschaft  im
Rahmen der Kommunalpolitik
einzusetzen.

In der Ära Zeiß hat sich die
Einwohnerzahl der Gemeinde
Igensdorf von 2157 auf 4763 ge-
steigert, betonte Landrat Rein-
hardt Glauber, der auch feststell-
te, dass sich die Arbeitsplätze im
Gemeindebereich von 1985 bis
2000 von 297 auf 521 steigerte.

Der Jubelbürgermeister wurde
bislang schon mit Bundesver-
dienstkreuz, der Kommunalen
Verdienstmedaille Bayerns und
dem Goldenen Ehrenring seiner
Gemeinde gewürdigt. 

Eine ganz besondere Form der
Ehrung hat der Rat des Marktes
Igensdorf aus Anlass des einma-
ligen Jubiläums beschlossen:
Der Platz um das Rathaus Igens-
dorf bekam den Namen Erwin-
Zeiß-Platz. Vizebürgermeister
Wilhelm Landsmann überreichte
beim Festakt das entsprechende
Namensschild.

Eine Kämpfernatur

Bürgermeister Zeiß, der auch
dem Kreistag Forchheim an-
gehört, ist auch Kreisvorsitzen-
der der Kommunalpolitischen
Vereinigung der CSU im Land-
kreis Forchheim und Vorsitzen-
der des Bayerischen Gemeinde-
tages im Kreis. Nachbarbürger-
meister Christian Meier (Egloff-
stein) entbot in seiner Eigen-
schaft als Vorstandsmitglied des
Kreisgemeindetages die Glück-

wünsche von Präsident Dr.
Brandl.

In allen Ansprachen wurde das
leidenschaftliche Wirken von
Bürgermeister Erwin Zeiß ge-
würdigt, der zum 1. Januar 1972
sechs selbständigen Gemeinden
die neue Großgemeinde Igens-
dorf schuf. Mit Erfolg kämpfte
sich der hartnäckige Bürgermei-
ster zum 1. Januar 1980 aus der
Verwaltungsgmeinschaft Grä-
fenberg frei und am 23. August
1980 konnte das Gemeindeober-
haupt aus der Hand des damali-
gen Innenministers Gerold Tand-
ler die Urkunde mit dem Inhalt
in Empfang nehmen, dass sich
Igensdorf fortan „Markt“ nennen
dürfe.

Dass die Kämpfernatur Erwin
Zeiß in den vier Jahrzehnten
„Meisterarbeit für die Bürger“
eine Summe von Infrastrukturm-
aßnahmen geschaffen hat, kön-
nen sich die Kommunalpolitiker-
Kollegen leicht ausmalen. Der
Bürgermeister ist auch in vielen
Vereinen aktiv und leitet als eh-
renamtlicher Vorsitzender Vor-
standes des Obstgroßmarktes
Igensdorf den größten Süßkir-
schenmarkt Deutschlands.      fpo

Kostenloser Rat für Behörden
Unterfränkisches Pilotprojekt der Bayerischen

Verwaltungsschule

Würzburg. Das Kommunalunternehmen des Landkreises
Würzburg kooperiert beim Pilotprojekt „BVS regional Unter-
franken“ seit Anfang Juni mit der Bayerischen Verwaltungs-
schule (BVS) in München. Mit Gerhard Büchner vom Kom-
munalunternehmen finden alle unterfränkischen Behörden ab
sofort in Würzburg einen lokalen Ansprechpartner. 

Büchner berät kostenlos bei
allen Fragen zu den Themen 
Personalentwicklung, Weiter-
bildung und Coaching. Er lei-
tet den Fachbereich Besoldung
beim Kommunalunternehmen
des Landkreises Würzburg.
Darüber hinaus ist der Verwal-
tungsfachwirt seit rund 15 Jah-
ren nebenamtlicher Dozent in
der Aus- und Fortbildung für
die BVS in ganz Bayern. Er
unterrichtet außerdem in Ver-
waltungs- und Wirtschafts-
Akademien angrenzender Bun
desländer. 

Die 1920 gegründete Bayeri-
sche Verwaltungsschule mit Sitz
in München wird vom Freistaat
Bayern sowie den bayerischen
Gemeinden, Landkreisen und
Bezirken getragen. 110 haupt-
amtliche Mitarbeiter und rund
1.100 nebenamtliche Dozenten
bilden jährlich bis zu 2.000 Be-

amte des mittleren Verwaltungs-
dienstes, Verwaltungsfachange-
stellte, Meister der Bäderbetrie-
be sowie Meister in umwelttech-
nischen Berufen für den öffentli-
chen Dienst aus. Bis zu 27.000
Beamte aller Laufbahngruppen
werden außerdem jährlich von
der BVS fortgebildet. 

Die BVS unterhält Bildungs-
zentren in München, Holzhausen
am Ammersee, Lauingen an der
Donau und Neustadt an der
Aisch. Lokale Lehrgänge finden
darüber hinaus unter anderem in
Nürnberg sowie seit zwei Jahren
in den Räumen des Würzburger
Kommunalunternehmens statt.
Die Idee, vor Ort einen lokalen
Bildungsberater zu installieren,
der mit den Behörden angepasste
Konzepte zur Personal- und
Führungskräfteentwicklung er-
arbeitet, ist ein bayernweites No-
vum der BVS.              Pat Christ
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„Patriotismus - ein Wort
kommt wieder in Mode. Wurde
auch Zeit.“ Mein Chef, der
Bürgermeister, wird ja gerne
gelobt und deshalb freute er
sich über den freundlichen
Kommentar in der Heimatzei-
tung, weil er erlaubt hatte,
Fahnen an den städtischen
Dienstfahrzeugen anzubringen.

Auch bei unseren Mitarbei-
tern hat sich die Fußballbegei-
sterung in höchst erfreulicher
Weise mit einer Begeisterung für das eigene
Land, früher Vaterland genannt, ergänzt. Sicht-
barster Ausdruck dafür ist das Fahnenmeer, in
das unser Land von den WM-Austragungsstäd-
ten bis runter in unser Städtchen getaucht ist.
Schwarz-Rot-Gold in jeder Größe, zum an-
stecken oder anpappen, an Fenstern, Autos und
Fahrrädern; Menschen mit dem Dreifarb als
Filzzylinder oder T-Shirt, als hätte man eine
Karikatur von Uncle Sam oder John Bull vor

sich. Aber Kitsch gehört wohl dazu, wenn ein so
großes und unbeschwertes Volksfest wie die
WM gefeiert wird.

Und weil es so schön und heiter ist, und weil
die deutschen Fans ihrer Freude an der Mann-
schaft und dem Turnier auch mit dem Zeigen der
Nationalfarben Ausdruck verleihen, kann es
nicht ausbleiben, dass moralinsaure Bundesbe-
denkenträger das ewig junge Gespenst des deut-
schen Nationalismus exhumieren. Dabei sind wir
doch nur auf dem Weg in die Normalität. Oder ist
es etwa für eine Nation normal, dass selbst am
Nationalfeiertag oder bei sonstigen besonderen
Anlässen das Land eine - von öffentlichen Ge-
bäuden abgesehen - flaggenfreie Zone ist?

Gut, für unser Gefühl ist es etwas übertrie-
ben, wenn in den USA in den Kirchen, Banken
und Klassenzimmern „stars and stripes“ ste-
hen. Aber unser sympathisches Nachbarvolk,
die Schweizer, sind doch wohl gegen den Ver-
dacht der nationalen Überhöhung gefeit und
trotzdem kann man dort zu jeder Zeit und in je-
der Stadt das Schweizerkreuz in vielfältiger
Form antreffen. Geht es da um Nationalismus?
Nein, um die Freude, gerade in diesem Land le-

ben zu dürfen. Und haben
nicht wir Deutschen, bei allem
gespaltenen Verhältnis zur Na-
tion, die aus der Geschichte
rührt, allen Grund uns zu freu-
en, bei uns leben zu dürfen?
Als Bayer doch allemal!

Natürlich passen die Farben
Schwarz, Rot und Gold eigent-
lich nicht zusammen und mög-
licherweise würde ein Farbpsy-
chologe heutzutage eine trendi-
gere Zusammenstellung emp-

fehlen - irgendwas mit verlaufendem Pastell-
Grün wahrscheinlich. Aber die Kombination die
wir haben, wurzelt halt in der Geschichte - und
nicht in den schlechtesten Kapiteln. Das gilt auch
für die Hymne, die wieder angefeindet wird. 

Dabei fragt man sich, was die Leute gegen
die Feststellung haben, dass ein Land nur
Blühen und Gedeihen kann, wenn in ihm Frei-
heit und Recht herrschen und die lang entbehr-
te Einigkeit gewahrt ist? Den Vogel hat aller-
dings ein Literaturwissenschaftler abgeschos-
sen, der gegen die Nationalhymne ist, weil nie-
mand wisse, was „des Glückes Unterpfand“ sei.
Auf den Gedanken, dass die Hymne anregen
sollte, über genau das nachzudenken, kommt er
nicht. Sondern schlägt die „Kinderhymne“ von
Brecht vor, die mit „Anmut sparet nicht noch
Mühe/Leidenschaft nicht noch Verstand“ ein
Festschmaus für Germanisten, aber ein Alb-
traum für Zungen ist.

Mein Chef, der Bürgermeister, ist froh und
stolz, Deutscher und Bayer zu sein und will
sich das auch von niemandem vermiesen las-
sen. Übrigens: An einigen städtischen Autos
kleben auch italienische oder kroatische Fah-
nen, je nachdem, wo die Fahrer herkommen.
Patriotismus heute hat nämlich nichts mehr
mit dem der Vergangenheit zu tun. Deshalb gilt
die Feststellung des Franzosen Alfred Grosser
auf dem heutigen Kalenderblatt: „Die Deut-
schen sollten aus vollem Hals singen: Einig-
keit und Recht und Freiheit. Alles andere ist ei-
ne Trauer, die sich nicht ziemt angesichts einer
Zukunft, die viel gewisser ist als die der mei-
sten Länder der Welt“.

GesternGZ hat mein Chef gesagt ...

Patriotismus
im guten Sinne

Erlebniswochenende in Roßtal
Attraktionen der besonderen Art vom 30. Juni bis 2. Juli 2006

Im Rahmen der 1050-Jahrfeier fand 2004 erstmals „kunst orte
roßtal“ statt. Angesichts des großen Erfolges und des lebhaften
Interesses seitens der Künstler aus Roßtal führt der „Runde
Tisch Kultur“ am 1. und 2. Juli 2006 „kunst orte roßtal 2“
durch. Präsentiert werden Grafik, Malerei, Fotos, Objekte und
Skulpturen von mehr als 20 Roßtaler Künstlern. Die Werke
sollen jeweils an verschiedenen Orten am „Oberen und Unte-
ren Markt“ ausgestellt werden.

Interessierte finden die Wege
zu „kunst orte roßtal 2“ mit Hil-
fe eines Flyers, der einen Lage-
plan und Informationen zu den
Künstlern und ihren Werken
enthält. Den Flyer kann man in
der Spitzwheed-Scheune aber
auch bei allen anderen Ausstel-
lungsorten erhalten.

„kunst orte roßtal 2“

Das Erlebniswochenende mit
dem Schwerpunkt „kunst orte
roßtal 2“ wird Erster Bürger-
meister, Maximilian Gaul, am
1. Juli 2006 um 10 Uhr vor der
Spitzwheed-Scheune eröffnen.
Nach der Begrüßung in der
Spitzwheed-Scheune durch
Kulturreferent Völkl wird Herr
Feyerabend eine kurze Ein-
führungsrede zur Ausstellung
halten. Musik zur Vernissage
wird von einem Cello-Duo
(Joseph Haydn, Duett in G-
Dur für zwei Violoncelli von
Ellen Tränkle und Andreas
Herzog) dargeboten.

Gebäude als Attraktion

Das Gebäude, in dem die
Eröffnung stattfindet, ist eine
Besonderheit: die „Spitzwheed-
Scheune“ ist ein Sandsteinbau
mit Fachwerkobergeschossen
und stammt aus dem Jahr 1829.
Sie ist als zu schützendes Ge-
bäude im offiziellen Verzeichnis
„Denkmäler in Bayern, Bd. V,
Mittelfranken“ enthalten. Der-
zeit wird die Scheune als Unter-
stellmöglichkeit für Fahrzeuge,
Geräte und dergleichen genutzt.
Der „Runde Tisch Kultur“ ver-
sucht, das ortshistorische Erbe
zu erhalten und für kulturelle

Zwecke zu nutzen. 2005 hatte
der Markt Roßtal die Scheune
dem „Runden Tisch Kultur“
erstmals für eine Fotoausstellung
zur Verfügung gestellt. Eine un-
erwartet hohe Besucherzahl, die
positive Resonanz und der
Wunsch der Bürger nach höher-
wertiger Nutzung des Gebäudes
haben den „Runden Tisch Kul-
tur“ in seiner Absicht bestätigt.

Das Zentrum

Die Spitzwheed-Scheune
wird das Zentrum der „kunst or-
te roßtal 2“ sein und hier kann
der Rundgang jeweils auch be-
ginnen und enden. Die Scheune
wird darüber hinaus ab dem 1.
Juli bis einschließlich 13. Au-
gust 2006 an allen Wochenen-
den geöffnet sein. Neben Prä-
sentationen der Roßtaler Künst-
ler wird in dieser Zeit Musikali-
sches geboten.

Französischer Markt

Vom 30. Juni bis zum 2. Juli
2006 findet an der Spitzwheed-
Scheune ein französischer
Markt statt. Geboten werden re-
gionale Spezialitäten und Hand-
werksprodukte wie z.B. bretoni-
sche Wurstwaren, geräucherte
Schinken, Cidres und Calvados
aus der Normandie, Käse, Wei-
ne und Champagner, Crêpes,
Confiserie, Schmuck, Seifen
etc. Auch französische Literatur
kann erworben werden.

Gemeindefest

Die Evangelisch-lutherische
Kirchengemeinde lädt ihrerseits
am Sonntag, 2. 7., zunächst zum

Festgottesdienst. Anschließend
gibt es fränkische Spezialitäten,
ein buntes Kinderprogramm,
ein großes Doppelkickerturnier
vor dem Brunnenhäuschen so-
wie Unterhaltungsmusik mit
Kaffeebetrieb im Pfarrgarten.
Am Nachmittag gehen Luftbal-
lons an den Start.

Serenade des 
Posaunenchors

Einen besonderen Glanz-
punkt bietet der evangelische
Posaunenchor Roßtal am 1. Juli
2006 um 18 Uhr. Im romanti-
schen Pfarrgarten der St. Lau-
rentiuskirche werden unter an-
derem. Stücke aus  „Bilder einer
Ausstellung“ zu hören sein.

Heimatmuseum

Der Roßtaler Museumshof ist
eine besondere Attraktion in
Franken. Am Erlebniswochen-
ende ist er Samstag und Sonn-
tag von 14 bis 17 Uhr geöffnet.

Zu sehen sind aus Großmut-
ters Haushalt: Waschen, Bü-
geln, Kochen, Backen (Back-
modeln speziell aus Roßtal),
Vorratshaltung, Wohnen und
Schlafen. Die historischen Räu-
me bieten eine Schuster- und
Sattlerwerkstatt, eine Druckerei
sowie einen Webstuhl.

Ausstellung in
historischen Räumen

Ausgestellt sind fränkische
Bänderhauben und Kleidung,
Exponate zu Taufe, Paten-
dank, Konfirmation, Orden der
Kriege und Gedächtnisbilder,
Religiöser Wandschmuck, eine
große Ostereiersammlung, Spiel-
zeug und Puppenstuben.

Das Kellergewölbe zeigt ein
Skelett einer „Geköpften“ von
1714 - vom Halsgericht in Roßtal.
Im Außenbereich warten schließ-
lich der Backofen, der historische
Kräutergarten und vieles mehr. 

Allgäuer Städtetrio bringt
Kinder groß raus

Attraktionen für junge Gäste in Kempten, Kaufbeuren und Memmingen
Kempten/Kaufbeuren/Memmingen (jm). Kinder in die Stadt:
Mit innovativen Ideen wie einem mehrsprachigen Stadtquiz,
einem eigenen Kinderstadtplan und weiteren Attraktionen wie
dem Kaufbeurer Schmuckbasteln wollen die drei Allgäuer
Städte Kempten, Kaufbeuren und Memmingen jungen Gästen
im Sommer 2006 mehr bieten als andere Städte. 

In Kempten können Kinder
ab sofort mit einem kunterbun-
ten „Stadtplan für Kinder“ auf
Entdeckungsreise gehen. Zu-
sammengefaltet passt er in je-
de Hosentasche, ausgebreitet
zeigt er nicht nur sämtliche
Spielplätze, Kinos und Eisdie-
len in der Stadt auf, sondern
gibt auch einen interessanten
Einblick in die ereignisreiche
Stadtgeschichte. Ein integrier-
tes Quiz regt zur Lösungstour
durch die Stadt an. Klar, dass
auch sämtliche Öffnungszeiten
der Museen und sonstigen
Freizeiteinrichtungen aufgeli-
stet sind. Durch das Allgäu-
Museum führt dabei ein eige-
ner „Kinderpfad“ mit spannen-
den Stationen. 

Kinder-Stadtführungen

Noch bis Oktober gibt es in
Kempten an jedem zweiten
Samstag eines Monats kosten-

lose Kinder-Stadtführungen.
Der neue „Stadtplan für Kin-
der“ ist bei der Tourist Infor-
mation Kempten erhältlich, er
kann hier unter Telefon
0831/2525237 oder per Mail
unter touristinfo@kempten.de
angefordert werden. 

Kinderquiz in
sechs Sprachen

Gleich in sechs Sprachen
bietet die Stadt Memmingen
das neue Kinderquiz „Augen
auf in Memmingen“ an. Hier
müssen große und kleine Gäste
20 Antworten finden und sich
unter anderem auf die Suche
nach einer Kanonenkugel aus
dem 30-jährigen Krieg machen.
Das Kinderquiz ist neben
deutsch und englisch auch in
französisch, italienisch, russisch
und polnisch erhältlich und
kann vorab unter www.mem-
mingen.de aus dem Internet her-
untergeladen werden.

Neue Broschüre

Darüber hinaus bietet die
Stadtinformation Memmingen
seit neuestem auch eine neue
Kinderbroschüre unter dem Ti-
tel „Memmingen - Kinderträu-
me“ an. Von A wie Automobil-
museum bis W wie Wandern

gibt es jede Menge Freizeit-
tipps unter Angabe von Preisen
und Öffnungszeiten der jewei-
ligen Einrichtungen.

Auch die Stadt Kaufbeuren
präsentiert sich im Jahr 2006 so
kinderfreundlich wie kaum eine
andere. Unter dem Motto „Ge-
schichtsdetektive unterwegs“
können Kinder und Jugendliche
bei einer Führung über die
Stadtmauer oder einer abendli-
chen Laternenführung die histo-
rische Altstadt entdecken.
Künstlerisch begabte Kinder
können in der Kaufbeurer 
Schmuck-Hochburg Neuga-
blonz ihrer Kreativität freien
Lauf lassen und beim
„Schmuckbasteln“ selbst Ket-
ten, Ohrringe, Armbänder oder
sonstige Schmuckstücke her-
stellen. 

Kaufbeurer Tänzelfest
vom 13. bis 24. Juli

Auch beim Feiern in Kauf-
beuren kommen die Kleinen
groß raus: Beim Kaufbeurer
Tänzelfest, dem ältesten histo-
rischen Kinderfest Bayerns
(13. bis 24. Juli), spielen über
2000 Kinder die Geschichte ihrer
Stadt. Eine der Attraktionen im
Rahmen des Tänzelfestes ist da-
bei das traditionelle Kaufbeurer
Adlerschießen am 14. und 15. Ju-
li. Gleich mehrmals findet ein
Rotkäppchen-Puppentheater statt,
außerdem können sich Kinder
und Jugendliche im Stadttheater
musikalisch an Mozart heranwa-
gen.

Kommunen und Sicherheitsbehörden im Landkreis Günzburg:

Für aktiven Jugendschutz
Die Gemeinden des Landkreises Günzburg haben gemeinsam
mit der Polizei und dem Landratsamt das Projekt „1 + 3 aus
10“ für den aktiven Jugendschutz an Festveranstaltungen ins
Leben gerufen. Auf Initiative von Landrat Hubert Hafner, dem
der übermäßige Alkoholkonsum von Jugendlichen ein Dorn im
Auge war, wurden nun die Eckpunkte dieses Paktes für den
Jugendschutz in einem Fachgespräch beim Landrats-
amt Günzburg festgelegt. 

Ziel des Projektes ist es, den
verantwortungsbewussten Um-
gang mit Alkohol zu stärken.
Dabei sollen vor allem die Ver-
anstalter mit ins Boot und in die
Verantwortung genommen wer-
den. Sie haben schließlich Vor-
bildfunktion und sollten sich
daher auch bemühen, riskanten
Alkoholkonsum gerade bei Ju-
gendlichen zu reduzieren und
dadurch gesundheitliche Schä-
den zu vermeiden. Auch Eltern
brauchen Sicherheit, dass ihre
minderjährigen Kinder bei den
Veranstaltungen nicht an uner-
laubte Getränke gelangen.

Übermäßiger
Alkoholkonsum auch
auf dem Land

Exzessiver Alkoholkonsum
von Jugendlichen ist heute nicht
mehr nur ein Problem, das sich
auf große Städte beschränkt.
Auch auf dem Land konsumie-
ren Jugendliche zunehmend Al-
kohol im Übermaß. Festveran-
staltungen bieten den Heran-
wachsenden allzu oft das ent-
sprechende Forum für den
zweifelhaften Alkoholgenuss

„1 + 3 aus 10“ 

Das Projekt „1 + 3 aus 10“
bietet Veranstaltern von Festen

die Möglichkeit, aus einer Liste
von zehn Vorschlägen insgesamt
vier erfüllbare Präventionsmaß-
nahmen auszuwählen, um dem
bestehenden Jugendschutzgesetz
mehr Geltung zu verschaffen.
Mit dem erarbeiteten Konzept
steht den Verantwortlichen von
Festveranstaltungen eine prakti-
sche Vorlage zur Verfügung, ak-
tiv Jugendschutz im Rahmen ei-
nes Festes zu betreiben. 

Erwartungen

Erwartet wird von den Gast-
gebern künftig in jedem Fall,
dass ein Jugendschutzbeauf-
tragter für die Dauer der Veran-
staltung bestimmt wird und
während des Festes auf die Ein-
haltung der gesetzlichen Be-
stimmungen achtet. Weitere
drei Regeln sind für den Fest-
Veranstalter frei wählbar.

Denkbare Maßnahmen

So kann er sich beispielswei-
se freiwillig verpflichten, seine
öffentliche Party nicht mit ei-
nem Namen zu bewerben, der
im Zusammenhang mit Alko-
holkonsum steht. „Kübelsau-
fen“, „Hau-Dich-Weg-Party“
oder „Blackout-Party“ sind Ne-
gativbeispiele, wie Veranstalter
in der Vergangenheit mit zwei-

felhaften Werbemethoden auf
Plakaten versucht haben, junge
Leute zum Besuch ihres Festes
zu animieren. Denkbar ist auch,
dass die bei Jugendlichen be-
liebten alkoholischen Mixge-
tränke, die sogenannten Alko-
pops, überhaupt nicht mehr an-
geboten werden oder dass El-
tern von betrunkenen Jugendli-
chen angerufen werden, um die-
se vom Fest abzuholen. 

Null Akzeptanz

Das Landratsamt Günzburg
und die Polizei unterstützen die
Gemeinden bei der Umsetzung
des Projektes, sei es durch ge-
meinsame Kontrollen vor Ort
während einer Party oder durch
eigene Schulungen für Jugend-
schutzbeauftragte der Veranstal-
ter. Dabei geht es nicht darum,
den Heranwachsenden den
Spaß am Feiern zu verderben
oder den Vereinen Einnahme-
quellen zu entziehen. 

Sinnlose Besäufnisse sollen
vielmehr künftig nicht mehr
stillschweigend oder mit einem
Blick zur Seite akzeptiert wer-
den. Es gibt schließlich genü-
gend Gründe für alle Beteilig-
ten, dass der Jugendschutz ein-
gehalten wird, angefangen von
der Vermeidung von Alkohol-
vergiftungen und Ausschreitun-
gen bei Festen bis hin zur Verrin-
gerung von Unfallraten auf dem
Heimweg und ein positives Ima-
ge für den Veranstalter. Und war-
um sollen Jugendliche zum Bei-
spiel nicht auch an einer alko-
holfreien Cocktailbar mit Spaß
und Freude feiern können? 

Weitere Informationen erhal-
ten Interessierte bei der Kommu-
nalen Jugendarbeit (Tel. Nr.
08221/95420, jugendarbeit@
landkreis-guenzburg.de), beim
Ordnungsamt des Landratsamtes
Günzburg (Tel.Nr. 08221/95253)
oder bei den Städten, Märkten
und Gemeinden im Landkreis
Günzburg.
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Winterdienst · Schneeräum-
geräte · Streumaschinen

Aussenmöblierung

Fahrradabstellanlagen

Fahrradabstellanlagen

www.behoerdenmanagement.de

Wartehallen/Außenmöblierungen

Verwaltungsinformationssysteme

Wasserzähler

Friedhofsbedarf,
Totenkühlgeräte

Kehrmaschinen,
selbstaufnehmende

Schacht-Ausrüstungen

GZLIE FERANTEN- N A C H W E I S

Absperrpfosten
Hugo Knödler GmbH
Heinkelstraße 44, 71384 WEINSTADT
Telefon 07151-995160
Telefax 07151-995166
e-Mail info@hugo-knoedler.de
Internet: www.hugo-knoedler.de

Fahnenmasten/Fahnen

Beutelsbacher
Fahnenwelt
Inh. Bernd Knödler
Heinkelstraße 44
71384 WEINSTADT
Tel. 0 7151 - 99 5160
Fax 0 7151 - 99 5166

info@beutelsbacher-fahnenwelt.de
www.beutelsbacher-fahnenwelt.de

Papierkörbe

Papierkörbe

KOMPAN GmbH
Raiffeisenstraße 11 . 24941 Flensburg
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Vorschau auf GZ 13
In unserer nächsten Ausgabe Nr. 13, die am 6. Juli
erscheint, behandeln wir folgende Fachthemen:

Finanzierungsmodelle für öffentliche Aufgaben
Umwelt- und Abfalltechnik
Dienstleistungen für die Kommunalverwaltung

Elf Gemeinden an einem Strang:

Auerbergland auf Erfolgskurs
Das Projekt Auerbergland ist bislang sehr gut gelaufen. Mit 42
Projekten im Jahre 2006 liegt es sogar an der Spitze bei der
Leader-Plus-Förderung in Bayern, so das Ergebnis der Regio-
nalkonferenz Auerbergland in Bernbeuren. Während die Lo-
kale Aktionsgruppe (LAG) Auerbergland 73 Euro pro Ein-
wohner als Zuschuss erhält, liegt die zweitplatzierte LAG bei
51 Euro und ganz Bayern bei 20 Euro pro Einwohner. Auch
für die Zukunft sind die Weichen bereits richtig gestellt. 

Als Vorsitzender der LAG
Auerbergland erinnerte Bernbe-
urens Bürgermeister Heimo
Schmid an die Anfänge des Zu-
sammenschlusses von Gemein-
den in der Region Auerberg-
land. 1991 entstanden, sei Auer-
bergland 1993 als eingetragener
Verein gegründet worden. Zwar
sei die Region den Kinderschu-
hen schon längst entwachsen,
doch noch lange nicht am Ende
ihrer Entwicklung angelangt.
Von anfänglich acht sei der Ver-
ein auf elf Gemeinden als Mit-
glieder angewachsen. Auslöser
des Zusammenschlusses sei der
alle Bereiche betreffende Struk-
turwandel in den Dörfern gewe-
sen. Inzwischen habe man die
Partner gefunden.

Zeichen rechtzeitig 
erkannt

„Leader Plus im Auerberg-
land aus der Sicht der Verwal-
tung“ beleuchtete der Leader-
manager Bayern-West, Sebasti-
an Wittmoser vom Amt für
Landwirtschaft und Forsten
Fürstenfeldbruck. Momentan
seien in Bayern die Leader-Gel-
der verbraucht. Weil die Projek-
te hier so gut gelaufen seien, ge-
be es aber Anzeichen dafür, dass
doch noch weitere Gelder
fließen werden. Die Europäi-
sche Union habe beschlossen,
dass Leader weitergeführt wer-

de. In Bayern gebe es eine Pro-
jekt-Warteliste. Auerbergland
habe die Zeichen rechtzeitig er-
kannt und alle wichtigen Pro-
jekte untergebracht.

Manager als Bindeglied

Wittmoser geht davon aus,
dass das Land Bayern wieder
Mittel zur Verfügung gestellt be-
kommt. Die Erfolge Auerberg-
lands beruhten auf vertrauens-
voller Zusammenarbeit sowohl
innerhalb der LAG als auch zwi-
schen LAG und Management.
Der Manager sieht sich selbst als
Bindeglied zwischen LAG und
Verwaltung. Bei 1157 Projekten
in Bayern seien allein im Auer-
bergland 42 Leader plus-Projek-
te durchgeführt (Oberbayern:
157). Die dadurch ausgelöste In-
vestitionssumme betrage im
Freistaat 155 Millionen Euro, in
Oberbayern 23 Millionen Euro
und allein im Auerbergland 3,7
Millionen Euro.

Konstruktive Kooperation

Reinhard Walk, Geschäfts-
führer der LAG Auerbergland,
bedankte sich bei allen für die
konstruktive Zusammenarbeit.
Von den 57 seit 2002 durchge-
führten Projekten seien 44 über
Leader Plus, zwei über INTER-
REG IIIa, vier über das CO2-
Minderungs-Programm und ei-

nes über weitere Programme
gefördert worden. Seit Oktober
2003 bestehe die Datenbank für
alle elf Mitgliedsgemeinden.
Alle nutzten dasselbe Portal, so
dass allen ein zentrales System
für ihr Internet zur Verfügung
steht. Dies sei möglich gewor-
den durch die gute konzeptio-
nelle Vorbereitung, die enga-
gierte Arbeit der ehrenamtli-
chen Mitglieder der Fachgruppe
Neue Medien und ihren Mit-
streitern in den Internetgruppen
der Gemeinden. Damit nutzen
alle Gemeinden eine einzige
technische Plattform, die über-
tragbar sei auf andere Projekte
wie etwa das Schulnetz Auer-
bergland.

Nutzung der neuen Medien

Zwei Verantwortliche aus

Burggen erläuterten das Schul-
netz. Durch die Nutzung der
neuen Medien in den Schulen
würden Kinder und Jugendli-
che frühzeitig und nachhaltig
in den Regionalentwicklungs-
prozess eingebunden. Ferner
stellte ein Vertreter aus Ingen-
ried das dortige Sportplatzpro-
jekt vor. Stöttens Bürgermei-
ster Joachim Ernst erläuterte
das dortige Mooslehrpfad-Pro-
jekt und Bürgermeister Rudolf
Zündt das Roßhauptener Bade-
platzprojekt. 

ILE und ELER

In seinem Ausblick verwies
der LAG-Geschäftsführer auf
zwei Möglichkeiten für die Zu-
kunft, nämlich ILE, die integrier-
te Landesentwicklung, die Auer-
bergland bereits durchführe, und
ELER, den Europäischen Land-
schaftsfonds für die Entwicklung
des ländlichen Raums. Die Ent-
scheidungen hierfür würden An-
fang 2008 fallen. DK

Hohe Auszeichnung für
Landshuter Kreiskliniken

Achdorf, Vilsbiburg und Rottenburg zertifiziert

Die drei Krankenhäuser des Landkreises Landshut - Lands-
hut-Achdorf, Vilsbiburg und Rottenburg - bieten medizinische
Versorgung auf höchstem deutschen und europäischen Niveau:
Das ist den drei unter dem Dach des Landshuter Kommunal-
unternehmens für medizinische Versorgung (LaKUMed) zu-
sammengeschlossenen Kliniken in einem Zertifizierungsver-
fahren bescheinigt worden, bei dem die Krankenhäuser von
unabhängigen Experten auf Herz und Nieren, Effektivität und
Professionalität untersucht worden sind.

„Ich bin einfach stolz“, beton-
te der sichtlich begeisterte Land-
rat Josef Eppeneder bei der er-
sten öffentlichen Präsentation
des Zertifikats im Landratsamt.

Als erste und bislang einzige
allgemeine Akutkrankenhäuser
der Region haben sich die drei
Kreiskliniken komplett der Un-
tersuchung und Bewertung einer
unabhängigen, akkreditierten Zer-
tifizierungsgesellschaft unterzo-
gen, legte Marlis Flieser-Hartl,
die geschäftsführende Vorstands-
vorsitzende von LaKUMed dar.
Nach über zwei Jahren Arbeit am
Qualitäts-Management wurden
durch die NIS Zertifizierungs-
und Umweltgutachter-GmbH mit
Sitz in Hanau (Hessen) alle Be-
triebsabläufe, Organisationsstruk-
turen, Arbeits- und Behandlungs-
prozesse nach einer internationa-
len Norm untersucht und bewertet. 

Qualitäts-Management

Es sei eine große Herausforde-
rung gewesen, LaKUMed mit
seinen drei Standorten als ein-
heitliches Unternehmen zu zerti-
fizieren, erklärte Flieser-Hartl.
Diese riesige Aufgabe habe nur
durch intensive, fachübergrei-
fende Zusammenarbeit aller Be-
rufssparten bewältigt werden
können. Das Qualitäts-Manage-
ment werde nun ständig fortge-
führt, um für die wachsenden
Anforderungen bei der Behand-
lung der Patienten gerüstet zu
sein und den medizinischen
Fortschritt rasch in den Klinik-
alltag umsetzen zu können. 

Die Anerkennung, die die Be-

stätigung des hohen Standards
des Qualitäts-Managements der
Kreiskliniken darstelle, könnten
sich nun auch alle Mitarbeiter
„mit Stolz an die Fahnen heften“,
sprachen die Geschäftsführerin
und Landrat Josef Eppeneder 
den LaKUMed-Mitarbeitern ih-
ren Dank für die Mühen aus. Re-
nommierte und unabhängige Ex-
perten haben den drei Kreisklini-
ken und ihren Mitarbeitern nach
den Worten des Landrats bestätigt,
was der Zuspruch der Menschen
über die Region hinaus immer
wieder aufs Neue belege. 

Volle Auslastung

Die Krankenhäuser Landshut-
Achdorf, Vilsbiburg und Rotten-
burg seien voll ausgelastet, ja
manchmal überbelegt - während
andere Kliniken in Niederbayern
erheblich mit sinkenden Patien-
tenzahlen zu kämpfen hätten.
Insgesamt werden in den drei
Kliniken pro Jahr mehr als
21.000 Patienten stationär behan-
delt und 1700 Kinder geboren. 

Jetzt gelte es, für die kommen-
den Jahre die Weichen zu stellen:
Leitlinie sei dabei, die hervorra-
gende medizinische Versorgung
flächendeckend für den Raum
des Landkreises Landshut sicher-
zustellen, gemäß dem gesetzli-
chen Auftrag, der in der Land-
kreisordnung festgehalten sei.
Eppeneder, der mit Nachdruck
betonte, dass er „voll hinter un-
seren Krankenhäusern“ stehe,
machte deutlich, dass dies auch
die Beibehaltung des gewohnten
Leistungsspektrums bedeute. DK

Bezirk Oberfranken:

Fränkische Mundart-Theater-
Bewegung wird weiter gefördert
Der Bezirk Oberfranken begrüßt die Aktivitäten der Arbeits-
gemeinschaft Mundart-Theater Franken zur Förderung der
Mundart im Laien-Theater. Dies betont Bezirkstagspräsident
Dr. Günther Denzler in einem Schreiben an den Ehrenvorsit-
zenden und Gründer Franz Och.

Dr. Denzler, der auch Landrat
von Bamberg ist, zeigt sich ein
wenig stolz, dass mit Franz Och
und Walter Tausendpfund aus-
gerechnet zwei Oberfranken vor
einem Vierteljahrhundert die In-
itiative zur Gründung des Ver-
eins ergriffen haben, der heute
die gesamte fränkische Mund-
art- und Laienspielszene in um-
fassender Weise betreut.

Mit voller Kraft

Der Bezirkstagspräsident
wörtlich: „Ich darf Ihnen versi-
chern, dass ich mich nach Kräf-
ten dafür verwenden werde,
dass der Bezirk Oberfranken
auch künftig dieses hervorra-

gende heimatpflegerische Enga-
gement ideell und finanziell un-
terstützen wird.“

Große Aufgeschlossenheit

Ehrenvorsitzender Franz 0ch
betont, dass der oberfränki-
sche Bezirkstagsvizepräsident
Hans Kotschenreuther, schon
vor 25 Jahren bei der Grün-
dung präsent war. Och würdigt
die Aufgeschlossenheit der Be-
zirke Unterfranken, Mittelfran-
ken und Oberfranken für die
Pflege und den Erhalt der
Mundart. Die dritte kommuna-
le Ebene werde ihrem kulturel-
len Auftrag für die Region voll
gerecht. fpo


